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Quo vadis december?

Bei den vielen überlieferten Mühen, dem laufenden Jahr eine zahlbare
Ordnung zu verleihen, war der Monat "december" der zehnte jenes
römischen Jahres, das laut Duden bis ins zweite vorchristliche
Jahrhundert seine festgeschriebene Praxis hatte.

Aus dem Nebel des vorangehenden Novembers trat er heraus, um im
wesentlichen die letzten Schlachten des folgenden zumeist harten und
kalten Winters für die Welt zu schlagen, damit er schließlich durch
die Türen und Tore des Januars die Aussichten auf wärmere und
nahrungsträchtigere Zeiten gewinnen und erobern konnte.

Mit dem Anwachsen besserer Möglichkeiten und Technologien wie der
gleichzeitigen Zunahme ziviler Vereinnahmung und Gefangenschaft des
gesellschaftlich gefesselten Menschen haben auch die Ordnung und das
systemische Zählen nebst ihrer komplexen und differenzierten
Wirklichkeit zum Zwecke der angemessenen Verwaltung zugenommen.
Schritt für Schritt hat sich dieses Verfahren bis in die Gegenwart des
adäquaten Zugriffs auf den Stand fortschreitender Entwicklung dieses
Prozesses zu bringen gewußt.

Wie sollte der Mensch dann auch etwas anderes erwarten, als daß sich
mit dem nächsten System dieser Art, zum Beispiel jener alles
übergreifenden Digitalisierung der zukünftigen Technik und Industrie
sowie ihrer Produktivität und ihres Konsums, der Weg in die nächste
Moderne, jedoch auch in eine engere, stickigere und unfreiere Welt
öffnen wird.

Ihre Schattenblick-Redaktion


30. November 2018
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KOHLEALARM/535: Klimakampf und Kohlefront - Eile geboten ... (Greenpeace)


Greenpeace - Presseerklärung vom 3. Dezember 2018

Greenpeace-Schwarzbuch sieht Vattenfall noch wenige Monate in der
Haftung 

Sachsen und Brandenburg können Vattenfall noch für Milliardenrisiko der
Braunkohlesparte haften lassen



Berlin, 3.12.2018 - Wenige Monate bleiben den Landesregierungen von Sachsen
und Brandenburg, um die Steuerzahler vor zusätzlichen Braunkohlekosten in
Milliardenhöhe zu schützen.

Nur noch im Jahr 2019 kann der schwedische Energiekonzern Vattenfall für
die Renaturierungskosten seiner ehemaligen Braunkohlesparte haftbar gemacht
werden. Das geht aus einem vertraulichen Dokument der schwedischen
Regierung hervor, das Greenpeace heute zusammen mit anderen bisher geheimen
Details rund um den Verkauf der Tagebaue im Schwarzbuch "Vattenfall-Leaks"
veröffentlicht. Bislang war davon ausgegangen worden, dass alleine der neue
Betreiber LEAG für die Folgekosten einstehen muss. "Die Lausitz darf beim
anstehende Strukturwandel nicht von Altlasten der Braunkohle gebremst
werden", sagt Greenpeace-Energieexperte Karsten
Smid. "Vattenfall hat viele Jahre gut an der Braunkohle verdient, jetzt
müssen die Landesregierungen alles dafür tun, nicht auf den Folgekosten der
Tagebaue sitzen zu bleiben." Das Greenpeace Schwarzbuch "Vattenfall-Leaks"
und eine beglaubigte Übersetzung des Dokuments finden Sie online: 

https://act.gp/2znM4bz

Vattenfall nennt in dem bislang vertraulichen Regierungsdokument als eine
zentrale Bedingung des Kaufvertrages die "Übernahme sämtlicher Betriebs-
und Umweltrisiken (...) durch den Käufer, keine Verpflichtung des
Verkäufers zur Entschädigung für derartige Risiken". Zwei Absätze später
wird deutlich, dass das deutsche Gesellschaftsrecht Vattenfall keineswegs
aus der Haftung entlässt: "Auf Grund von Strukturveränderungen, die vor der
Transaktion vorgenommen wurden, haftet der Verkäufer nach deutschem Recht
(Umwandlungsgesetz) während eines Zeitraums von fünf Jahren
gesamtschuldnerisch für die Verbindlichkeiten der Zielgesellschaften
(einschließlich der Umwelthaftung für die zehn stillgelegten Anlagen)." Die
genannte Fünfjahresfrist endet 2019. "Der einzige sichere Weg, nicht
Steuerzahler für die Kosten von Konzernen zahlen zu lassen, ist die LEAG
und Vattenfall jetzt gemeinsam in die Pflicht zu nehmen", so Smid. "Die
Landesregierungen müssen die fünfjährige Haftungsklausel nutzen, bevor sie
verjährt."

Wirtschaftsausschuss diskutiert Mittwoch in Potsdam über Rückstellungen


Diesen Mittwoch diskutiert der Ausschuss für Wirtschaft und Energie der
brandenburgischen Landesregierung in Potsdam darüber, wie die
Verpflichtungen der LEAG von mindestens drei Milliarden Euro für die
Renaturierung sichergestellt werden können. Bislang plant die
Landesregierung dies über noch einzurichtende Zweckgesellschaften. Diese
sind nach Einschätzung von Greenpeace jedoch im Falle einer Insolvenz nicht
sicher. "Im Bergrecht gilt das Verursacherprinzip", so Smid.
"Es ist ein Grundsatz des Umweltschutzes, wonach Kosten zur Behebung der
Bergbauschäden demjenigen angelastet werden, der sie zu verantworten hat.
Dies muss auch für die Schäden gelten, die durch die Ausbeutung der
Braunkohle entstanden sind und noch entstehen werden."


Vattenfall-Leaks

Das Schwarzbuch geht der Frage nach, ob die von der LEAG gebildeten
Rückstellungen ausreichen, um für die Bergbaufolgeschäden und
Sanierungspflichten in der Lausitz
aufzukommen.

https://www.greenpeace.de/presse/publikationen/vattenfall-leaks

 * 

Quelle:

Presseerklärung, 03.12.2018

Herausgeber: Greenpeace e.V., Pressestelle

Hongkongstraße 10, 20457 Hamburg

Tel. 040/306 18-0, Fax 040/30618-100

E-Mail: presse@greenpeace.de; mail@greenpeace.de

Internet: www.greenpeace.de
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KOHLEALARM/534: Klimakampf und Kohlefront - mitgefangen, mitgehangen ... (Greenpeace)


Greenpeace - Presseerklärung vom 2. Dezember 2018

Auch deutscher Klimaschützerin droht monatelange Haft

Zwölf Greenpeace-Aktivisten nach friedlichem Kohle-Protest in Slowakei
in Haft



Berlin, 2.12.2018 -Ein slowakisches Gericht hat heute untersagt, dass zwölf
festgenommene Greenpeace-Aktivisten auf Kaution freikommen.

Die Klimaschützer aus Deutschland, der Slowakei, der Tschechischen
Republik, Finnland und Belgien hatten in der vergangenen Woche friedlich
mit Bannern auf einem Förderturm eines slowakischen Kohlekonzerns
demonstriert. Sie sollen nun bis zu einer Gerichtsverhandlung in Haft
bleiben, was Monate dauern kann. Sie werden unbegründet krimineller
Aktivitäten beschuldigt, durch die ihnen bis zu fünf Jahre Haft drohen. Die
Aktivisten hatten im Vorfeld der UN-Klimakonferenz für einen raschen
Ausstieg aus der Kohle und für den Ausbau erneuerbarer Energien
demonstriert. Die Anwälte der Aktivisten gehen juristisch gegen die
Entscheidung vor.

"Die Klimakrise stellt uns vor unsere größte Herausforderung, und die
Menschen erwarten von ihren Regierungen bei der Weltklimakonferenz
entschlossenes Handeln", sagt Stefan Krug, Leiter der politischen
Vertretung. "Diese zwölf Aktivisten haben friedlich gegen Kohle, den
schmutzigsten aller Energieträger, demonstriert. Nicht sie sind eine
Bedrohung, sondern Konzerne, die unser Klima zerstören. Wir fordern
die slowakische Regierung auf, die Aktivisten umgehend freizulassen."

 * 

Quelle:

Presseerklärung, 02.12.2018

Herausgeber: Greenpeace e.V., Pressestelle

Hongkongstraße 10, 20457 Hamburg

Tel. 040/306 18-0, Fax 040/30618-100

E-Mail: presse@greenpeace.de; mail@greenpeace.de

Internet: www.greenpeace.de
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KOHLEALARM/533: Klimakampf und Kohlefront - Industrie bevorzugt ... (BUND)


Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland e.V. (BUND)

Pressemitteilung vom 2. Dezember 2018

++ Kampf um Kohle wird die Klimakonferenz im polnischen Kattowitz
bestimmen ++



Berlin: Am Sonntag hat die 24. Weltklimakonferenz im polnischen Kattowitz,
im Herzen der Kohleförderregion Polens, begonnen. Das Ziel der Konferenz
ist die Verabschiedung eines Regelbuchs zur Umsetzung des Pariser
Abkommens. Außerdem sind alle Länder aufgefordert, ihre schwachen
Klimaschutzpläne mit den Pariser Klimazielen in Einklang zu bringen. Die
Konferenz wird nur dann als Erfolg gewertet werden können, wenn Länder mit
hohen Emissionen zusagen, ihre schwachen Klimaschutzpläne im Lauf des
nächsten Jahres entscheidend zu verbessern. Ein Ausstieg aus fossilen
Energien darf jedoch nicht zu einem Wiedereinstieg in die lebensgefährliche
und nicht beherrschbare Atomkraft führen, wie die polnische Regierung
angekündigt hat.

"Es ist beschämend, dass die Bundesregierung als früherer Motor des
Klimaschutzes wegen der von ihr mitverursachten Verzögerung der Arbeit der
Kohlekommission mit fast leeren Händen nach Polen fährt. Wenn nichts
Entscheidendes geschieht, wird die Bundesregierung die von ihr
beschlossenen Klimaziele krachend verfehlen, und das zum Schaden nicht nur
für Deutschland, sondern für die ganze Welt", erklärt Hubert Weiger,
Vorsitzender des Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland (BUND).

"Es ist unverständlich, dass ein technologisch so hochstehendes und
wirtschaftlich starkes Land wie Deutschland, mit einer erfolgreichen
Förderung von erneuerbaren Energien, nicht imstande und willens ist, seine
ältesten und dreckigsten Kohlekraftwerke in den nächsten Jahren zu
schließen und einen schnellen Ausstieg aus der Kohle zu vollziehen", so
Weiger. Zu denken gäbe auch die Ankündigung von inzwischen allein zehn
Ländern der EU, bis spätestens 2030 aus der Kohleverstromung austeigen zu
wollen. "Ich bin mir sicher, dass sich immer mehr Länder zu einem raschen
Kohleausstieg verpflichten werden. Bleibt es bei der Verweigerungshaltung,
wird Deutschland zum Außenseiter."

Der BUND-Vorsitzende betont weiterhin: "Entscheidend für die Zukunft des
Klimaschutzes ist es anzuerkennen, dass nicht alle Länder die gleiche
Verantwortung für den Ausbruch der Krise tragen." Es müssten zwar alle
Länder ihre Klimaziele und Maßnahmen verbessern, aber die mit den höchsten
Emissionen und diejenigen, welche als Industrieländer die Klimakrise zu
verantworten haben, seien in der Pflicht voranzugehen und mehr zu machen.

"Die Verabschiedung des Pariser Klimaabkommens ist jetzt drei Jahre her.
Wir wissen, dass die Erde sich nur um 1,5 Grad erhitzen darf - mehr ist für
uns alle zu viel. Wir steuern jedoch sehenden Auges auf drei Grad zu.
Jetzt, in Kattowitz, müssen die stärksten Verursacher der Klimakrise
verbindliche Zusagen machen, ihre Emissionen in den nächsten zehn Jahren zu
halbieren", sagt Weiger.

Weiterhin sei die Zivilgesellschaft eine wichtige Säule in der Gestaltung
der Klimapolitik. Doch stehe diese in vielen Ländern zunehmend unter Druck -
 etwa auch im Gastgeberland der COP 24. Weiger weiter: "Mit Besorgnis sehen
wir die Partizipation der Zivilgesellschaft in Polen. So wurde zum Beispiel
extra ein Gesetz erlassen, welches die Versammlungsfreiheit während der
Klimaverhandlungen in Kattowitz einschränkt." Doch auch in Deutschland
bekomme die Zivilgesellschaft Gegenwind, wie der unverhältnismäßige
Polizeieinsatz zur Räumung des Hambacher Waldes zeige. "Die Bedeutung der
Zivilgesellschaft für einen effektiven Klimaschutz ist wichtiger denn je -
in Deutschland, in Europa und weltweit. Nur mit einer lebendigen und
vielfältigen Zivilgesellschaft können offensichtlich ambitionierte
Klimaziele formuliert und auch gegen wirtschaftliche Einzelinteressen
umgesetzt werden", betont Hubert Weiger.




Weitere Informationen unter:

www.bund.net/klimawandel/un-konferenzen/

 * 

Quelle:

Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland e.V. (BUND)

Am Köllnischen Park 1, 10179 Berlin

Telefon: 030 / 2 75 86-40

E-Mail: aktion@bund.net

Internet: www.bund.net
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KOHLEALARM/532: Klimakampf und Kohlefront - neue Fronten ... (NaturFreunde)


NaturFreunde Deutschlands - 1. Dezember 2018

Warum erneut Zehntausende Menschen für den Kohleausstieg demonstriert
haben 



Kurz vor Beginn des Weltklimagipfels (COP24) im polnischen Kattowitz haben
erneut Zehntausende Menschen bei den Klima-Kohle-Demos für mehr Tempo beim
Kohleausstieg und Klimaschutz demonstriert.

In Berlin machten 16.000 und in Köln über 20.000 Demonstrant*innen mit
unzähligen Bannern, selbst angefertigten Schildern, Kostümen, Sprechchören
und langen Demonstrationszügen durch die Innenstädte deutlich, wie
enttäuscht sie mittlerweile über die Untätigkeit der Politik sind.

"Seit 30 Jahren wissen wir Bescheid: Bis zum Ende dieses Jahrhunderts
 droht eine globale Erderwärmung um drei Grad. Die Umweltzerstörung
 eskaliert. Aber die Politik verbleibt in einer niedergehenden Epoche,
 die das wirtschaftliche Wachstum wie ein Goldenes Kalb verehrt. Das
 Schneller, Höher und Weiter birgt den Keim der Vernichtung in
 sich."

 Michael Müller, Bundesvorsitzender der NaturFreunde Deutschlands und
 Auftaktredner in Berlin



Auch Deutschland ist längst vom Vorreiter zum Bremser im Klimaschutz
geworden. Die Bundesregierung hat nicht nur ihr Klimaziel für das Jahr 2020
aufgegeben (minus 40 Prozent Treibhausgase im Vergleich zum Jahr 1990).
Aktuell steht Deutschland bei etwa minus 32 Prozent. Auch die eigentlich
für Dezember angekündigten Empfehlungen der Kohlekommission zum
Kohleausstieg Deutschlands wurden auf das kommende Jahr verschoben.

"Die Verschiebung des Abschlussberichtes ist ein übles Foul auf Druck
 der Kohle-Lobby, lanciert von ein paar Ministerpräsidenten ohne Rückgrat.
 Das ist peinlich, und mehr als das: Es ist unverantwortlich."

 Maritta Strasser, Bundesgeschäftsführerin der NaturFreunde Deutschlands
 sowie Demoleiterin und Auftaktrednerin in Köln



So muss die deutsche Delegation nun mit leeren Händen zur Klimakonferenz
nach Kattowitz fahren, wo das Pariser Klimaziel - die Erderwärmung
möglichst auf 1,5 Grad zu begrenzen - eigentlich durch konkrete nationale
Maßnahmen unterfüttert werden soll. "Dort wird sich entscheiden, ob die
Politik es ernst meint, die globale Erwärmung bei 1,5 Grad zu begrenzen",
sagte Michael Müller in seiner Auftaktrede in Berlin.

Viele Demonstrant*innen zeigten sich geradezu entsetzt darüber, dass den
Interessen der fossilen Wirtschaft immer wieder Vorrang vor der
Menschheitsaufgabe Klimaschutz eingeräumt wird. "Wir sind im Endspiel um
unsere Zukunft und die unserer Kinder und Enkel", kritisierte das
Demobündnis, in dem die NaturFreunde Deutschlands wieder eine tragende
Rolle übernahmen.

"Wir lassen es uns nicht länger bieten, dass unsere Gesundheit, unsere
 Heimat und unsere Zukunft der Kohle-Lobby geopfert werden. Wenn die
 Bundesregierung nicht aus eigener Einsicht handelt, dann zwingen wir sie
 dazu. Unsere Proteste hören erst auf, wenn die Braunkohle Geschichte
 ist." 

 Maritta Strasser, Auftaktrednerin in Köln



Wir sind hier, weil der vom Menschen verursachte Klimawandel alles
verändert, die Politik aber offenkundig nicht. Wir warnen vor allem CDU und
CSU davor, die Schuld für ihr Versagen bei den Umweltverbänden zu suchen.
Wir warnen davor, der Deutschen Umwelthilfe die Gemeinnützigkeit zu
entziehen, weil sie den Dieselskandal aufgedeckt hat. Wir warnen davor,
Hausdurchsuchungen bei Greenpeace und dem BUND zu machen. Das trifft auf
den geschlossenen Widerstand der Umweltbewegung.

 * 

Klima-Kohle-Demos: Auftaktreden von Michael Müller und Maritta
Strasser

Michael Müller, Bundesvorsitzender der NaturFreunde Deutschlands, sowie
Bundesgeschäftsführerin Maritta Strasser sind Auftaktredner*innen der 
Klima-Kohle-Demos in Köln und Berlin. Beide Reden finden Sie unten.

Die NaturFreunde Deutschlands sind Mitglied des Trägerkreises des
Demobündnisses, Anmelder für beide Demoorte und haben auch beide
Demoleitungen inne.


Rede von Michael Müller (Berlin):

"Wir bieten den Gewerkschaften an, gemeinsam für die sozialökologische
Modernisierung unseres Landes zu kämpfen"

Seit 30 Jahren wissen wir Bescheid: Bis zum Ende dieses Jahrhunderts droht
eine globale Erderwärmung um drei Grad. Die Umweltzerstörung eskaliert.
Aber die Politik verbleibt in einer niedergehenden Epoche, die das
wirtschaftliche Wachstum wie ein Goldenes Kalb verehrt. Das Schneller,
Höher und Weiter birgt den Keim der Vernichtung in sich. Der Widerspruch
zwischen Wissen und Handeln wird immer größer.

Wir sind hier, weil der vom Menschen verursachte Klimawandel alles
verändert, die Politik aber offenkundig nicht. Wir warnen vor allem CDU und
CSU davor, die Schuld für ihr Versagen bei den Umweltverbänden zu suchen.
Wir warnen davor, der Deutschen Umwelthilfe die Gemeinnützigkeit zu
entziehen, weil sie den Dieselskandal aufgedeckt hat. Wir warnen davor,
Hausdurchsuchungen bei Greenpeace und dem BUND zu machen. Das trifft auf
den geschlossenen Widerstand der Umweltbewegung.

Morgen beginnt in Kattowitz die UN-Klimakonferenz COP24. Dort wird sich
entscheiden, ob die Politik es ernst meint, die globale Erwärmung bei 1,5
Grad zu begrenzen. Möglich ist das. Und deshalb sind wir hier. Wir wollen
die organisierte Verantwortungslosigkeit beenden. Profitgier und Egoismus
dürfen nicht wichtiger sein als die Naturgesetze.

In diesem Jahr wurde der Welterschöpfungstag bereits am 1. August erreicht.
Wir verbrauchen die Bio-Produktion, als hätten wir 1,7 Erden. Mit diesem
ökologischen Kolonialismus muss Schluss sein.

In vier von neun lebenswichtigen Dimensionen überschreitet die Menschheit
bereits lebenswichtige planetarische Grenzen. Mit dieser Selbstzerstörung
muss Schluss sein.

Von den Folgen der Naturzerstörung sind in erster Linie die Armen, die
Länder des Südens und künftige Generationen betroffen. Mit dieser
Ausbeutung der Zukunft muss Schluss sein.

Im Kern geht es darum, die ökologische Selbstvernichtung der Menschheit zu
verhindern. Deshalb wollen wir das fossile Zeitalter beenden, deshalb
wollen wir den Ausstieg aus der Kohle bis spätestens zum Jahr 2030. Das ist
keine Willkür, denn die Kohle hat besonders hohe Kohlendioxid-Emissionen
und stellt die größten Einzelfeuer.

Aber: Mit dem Ausstieg aus der Kohle ist das Klimaproblem noch nicht
gelöst. Wir brauchen auch den Ausstieg aus dem Öl, wir brauchen eine
Verkehrswende, das Ende der Agrarindustrie und einen Umbau der chemischen
Wirtschaft. Das heißt heute Verantwortung. Deshalb sind wir hier. Und wir
werden weitermachen.

Und wir sind auch hier, weil wir nicht Ökologie gegen Arbeit und Soziales
ausspielen lassen. Wir fordern ein Zehn-Milliarden-Programm für den
regionalen Strukturwandel, ein Programm für Arbeit und Umwelt. Es gibt kein
besseres Zukunftsprogramm mit hohen Beschäftigungseffekten als die
sozialökologische Modernisierung unseres Landes. Wir bieten den
Gewerkschaften an, mit uns gemeinsam für dieses Ziel zu kämpfen.


Rede von Maritta Strasser (Köln):

"Unsere Proteste hören erst auf, wenn die Braunkohle Geschichte ist"

Was haben Donald Trump und unsere Bundesregierung gemeinsam? Je stärker die
Klimakrise spürbar wird, desto tiefer stecken sie ihren Kopf in den Sand!
Man könnte sagen: Wenigstens leugnet unsere Regierung den menschengemachten
Klimawandel nicht. Immerhin, da ist sie etwas besser als Trump.

Aber nicht viel. Denn sie zieht keine Konsequenzen aus ihrer Einsicht - und
das ist ein Skandal! Die Bundesregierung hat bisher sämtliche selbst
gesetzten Klimaziele gerissen. Und der Ausstoß an Klimagasen erreicht
dieses Jahr sogar noch einen Rekord!

Das Zeitalter der Braunkohle ist vorbei. Um die Klimaziele für 2020 noch zu
erreichen, muss die Bundesregierung jetzt die dreckigsten Meiler vom Netz
nehmen. Statt weiter Dörfer abzubaggern und Wald zu roden, muss es heißen:
Ende Gelände, tschüss RWE, aus, vorbei!

Wir rufen Herrn Schmitz von RWE zu: Willst Du weiter Strom verkaufen, dann
erzeuge ihn erneuerbar! Das ist die Zukunft, und wenn Du die verpasst, dann
wird die Zukunft auf Dich verzichten können!

Aber Angela Merkel und ihre Große Koalition sind nicht viel besser. Sie
verschieben erst das heiße Thema Kohleausstieg zu einer Kommission, der
Kohle-Kommission. Und als die Kohle-Kommission dann tatsächlich arbeitet,
als sie mit konkreten Ergebnissen droht, da wird plötzlich der
Abschlussbericht verschoben. Ein übles Foul auf Druck der Kohle-Lobby,
lanciert von ein paar Ministerpräsidenten ohne Rückgrat. Das ist peinlich,
und mehr als das: Es ist unverantwortlich. Denn jetzt fährt die
Bundesregierung mit leeren Händen zur Klimakonferenz nach Kattowitz - und
gibt ein schlechtes Beispiel ab für all die anderen Länder am
Verhandlungstisch.

Wir sind heute hier, um der Bundesregierung zu zeigen, dass es so nicht
weiter geht. Drei Viertel der Menschen in diesem Land sind für einen
schnellen Kohleausstieg, und sie werden langsam sehr ungeduldig.

Wir lassen es uns nicht länger bieten, dass unsere Gesundheit, unsere
Heimat und unsere Zukunft der Kohle-Lobby geopfert werden. Wenn die
Bundesregierung nicht aus eigener Einsicht handelt, dann zwingen wir sie
dazu. Unsere Proteste hören erst auf, wenn die Braunkohle Geschichte ist.

 * 

Quelle:

Mitteilng vom 01.12.2018

https://www.naturfreunde.de/warum-erneut-zehntausende-menschen-fuer-den-kohleausstieg-demonstriert-haben

Herausgeber: NaturFreunde Deutschlands

Bundesgeschäftsstelle

Warschauer Str. 58a, 10243 Berlin
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FRAGEN/020: Gioconda Belli - Die Linke hat eine autoritäre Ader, die nicht mehr zu rechtfertigen ist (poonal)


poonal - Pressedienst lateinamerikanischer Nachrichtenagenturen

Interview mit Gioconda Belli: Die Linke hat eine autoritäre 
Ader, die nicht mehr zu rechtfertigen ist






[image: Gioconda Belli im Gespräch - Smokeonthewater [CC BY-SA 4.0 (https://creativecommons.org/licenses/by-sa/4.0)], from Wikimedia Commons from Wikimedia Commons]

Gioconda Belli spricht auf der Leipziger Buchmesse 2016 über ihre Novelle
Mondhitze (2014).

Smokeonthewater [CC BY-SA 4.0 (https://creativecommons.org/licenses/by-sa/4.0)], from Wikimedia Commons
from Wikimedia Commons



(Mexiko-Stadt, 23. November 2018, Desinformémonos/poonal) - Gioconda
Belli, 1948 in Nicaragua geboren, ist Poetin, Prosaschriftstellerin,
Aktivistin und eine Feministin, die Gedichte über die Hingabe an
Männer schreibt. Sie ist Liebhaberin und Rebellin. Ihr Leben lässt
sich als eine Abfolge von Rebellionen beschreiben, von persönlichen
und politischen Aufständen. Sie rebellierte gegen das brave Mädchen,
das sie sein sollte, später gegen das Dasein der abhängigen Ehefrau,
noch später wehrt sie sich als Staatsbürgerin gegen die Unterdrückung
in ihrem Land Nicaragua. 1970 schloss sie sich der Sandinistischen
Nationalen Befreiungsfront an, um gegen den Diktator Somoza und für
die Sandinistische Revolution zu kämpfen. Das tyrannische Gespenst
Daniel Ortega, das nun ihr Land regiert, lässt sie ernüchtert auf die
alten Kriege blicken. Kämpfen tut sie aber weiterhin.

Vor Kurzem hat Belli ihren neuen Roman "Las fiebres de la memoria"
(Der Rausch der Erinnerung) veröffentlicht. Der Familienroman
erforscht die Ursprünge ihrer Familie und erzählt die Geschichte ihres
Vorfahren Charles Choiseul de Praslin. Choiseul de Praslin ist ein
Adliger am Hof des französischen Königs Luis Felipe I von Orleans, der
eines Verbrechens aus Leidenschaft beschuldigt wird. Er täuscht
daraufhin einen Selbstmord vor, um zu fliehen und schifft nach New
York ein. Der Roman ist in der ersten Person, aus der Sicht dieses
Mannes geschrieben.

Welche Beziehung hat Gioconda Belli zu ihrer Erinnerung?

Die Erinnerung ist für mich eine unerschöpfliche Quelle von
Eindrücken, Reflexionen und das Rohmaterial für die Vorstellungskraft.
Ich glaube, dass wir aus Erinnerungen gemacht sind und dieses
Konstrukt sich ständig wandelt. Das ist bemerkenswert, denn die
Erinnerung scheint ja zunächst statisch zu sein. Wenn man mit der
Erinnerung arbeitet, merkt man jedoch, dass sie immer ein
fantastisches Element inne hat.

Wolltest du jemals etwas aus deiner Erinnerung streichen oder
korrigieren?

Man vergisst das, woran man sich nicht erinnern will. Man spricht von
einer glücklichen Kindheit, aber es ist eine Kindheit an die man sich
nicht erinnert. Ich erinnere mich an ein Gespräch mit García Márquez,
in dem ich ihm von einer Liebschaft erzählte, die ich beendet hatte,
weil sie schrecklich war. Ich habe ihm erzählt, dass ich mich trotzdem
nur an die schönen Sachen erinnere. García Márquez sagte, das sei der
Trug der Nostalgie. Schön, oder? Die Nostalgie ist selektiv und lässt
dich das erinnern, was sie will.

Der Roman ist in der ersten Person und aus männlicher Sicht
geschrieben. Wie fühlte es sich an, einen Mann in sich zu haben?

Es war eine interessante Erfahrung, eine Herausforderung. Es war gar
nicht so schwer, wie ich dachte. Die Stimme dieses Mannes hat mich
besessen. Es gibt Vieles, was er sagt und denkt, das so anders ist als
ich und meine Gedanken. Ich konnte es mir aber vorstellen, dieses
Männliche dieser Epoche.

Der Roman reflektiert an vielen Stellen die Konstruktion einer
neuen Identität. Ist Gioconda Belli heute noch dieselbe Person als die
sie geboren wurde oder hat sie sich auch schon mal neu erschaffen?

Sehr oft. Ich glaube, dass wir uns alle konstruieren und
dekonstruieren. Die Geschichte, die ich erzähle, hat ihren Ursprung in
meiner Kindheit. Ich hatte drei Großmütter väterlicherseits und wusste
nicht warum. Von meiner Mutter aus hatte ich gar keine, weil die
Mutter meiner Mutter sehr jung gestorben ist. Niemand von meinen
Freundinnen hatte drei Großmütter. Dann die Geschichte meines Vaters:
Er ist als uneheliches Kind zur Welt gekommen. Seine Großmutter hat
ihn großgezogen und er hat erst viel später erfahren, dass sie gar
nicht seine Mutter ist. Zur selben Zeit hat er auch gemerkt, dass sein
Bruder gar nicht sein Bruder, sondern sein Vater ist. Das war zum
Beispiel ein Moment der Rekonstruktion. Sobald du etwas über deine
Herkunft erfährst, ändert sich alles.

Ich habe nicht immer in Nicaragua gelebt. Einmal war ich im Exil, ein
anderes Mal bin ich in die USA gezogen, nachdem ich geheiratet hatte.
Ich wollte ein wenig Abstand zu Nicaragua gewinnen, weil die
Revolution vorbei war. Dort habe ich gemerkt, wie man sich dabei neu
konstruiert. Die Migration war ein Aspekt, der mich sehr interessiert
hat, als ich das Buch geschrieben habe. Momentan migrieren sehr viele
Menschen. Was passiert mit dir, wenn du dich von deinem Ort löst, du
in ein anderes Land gehen muss. Das ist ein ganzer Prozess. Sich neu
erfinden. Eine neue Chance haben. (...)

Welche war deine erste Rebellion?

Meine erste Rebellion war der Bruch mit meiner Ehe. Ich habe das erste
Mal mit 18 Jahren geheiratet und mein erstes Kind mit 19 bekommen. Ich
habe rebelliert, als mein Ehemann durchsetzen wollte, dass ich nicht
arbeite. Zu jener Zeit war eine Frau, die arbeiten geht, schlecht
angesehen, denn man nahm an, dass der Mann für die Frau sorgt. Ich
habe aber gesagt: "Auf gar keinen Fall. Ich werde arbeiten, ich
brauche mein eigenes Geld." Und dabei hatte ich noch gar nicht
Virginia Woolf gelesen. (Lacht) (...)

Ich hatte aber eine sehr besondere Mutter, eine sehr fortschrittliche
und moderne Frau. Sie hat mir gezeigt, mich als Frau zu lieben, mir
beigebracht, sich außergewöhnlich gut zu fühlen, weil man eine Frau
ist. Ich habe sogar von ihr gelernt, meine Menstruation zu mögen.
(...) Ich hatte sogar Mitleid mit meinen Brüdern, weil sie nie die
Regel bekommen werden. Dieses Machtgefühl hat mir geholfen. Das war
eine Rebellion. Eine andere Rebellion war die, als ich mich der
Sandinistischen Nationalen Befreiungsfront angeschlossen habe. Mein
Leben ist eine Abfolge von Rebellionen.

In deinem ersten Gedichtband "Sobre la grama" (Auf dem Rasen) hast
du tiefgründig über die weibliche Sexualität geschrieben. Nach Spanien
kam die sexuelle Befreiung erst nach Francos Tod, aber kurz danach hat
der Kapitalismus sie schon zu Geld gemacht. Was können wir tun, damit
man mit unserer Erotik keine Geschäfte macht? Wie kann man die
sexuelle Freiheit erobern, ohne dass sie anderen nutzt und ohne dass
uns andere als Konsumartikel benutzen?

Das hat damit zu tun, sich als Subjekt innerhalb der Sexualität zu
fühlen. Wir Frauen sind jedoch immer noch Sexobjekt. Mit hat mal
jemand erzählt, dass die jungen Frauen das Spiel mit der Sexualität,
das sie nach außen hin zeigen, gar nicht so sehr für sich spielen,
sondern um ihre Rolle für den Mann zu erfüllen. Das ist eine missliche
Angelegenheit, denn die sexuelle Freiheit muss für einen selbst sein.
Für die eigene Lust, für die eigene Macht, denn Sex hat eine
außergewöhnliche Macht. Wir sind sinnlich, sexuell. Wir müssen lernen,
die Erotik nicht als etwas zu sehen, das andere befriedigt, sondern
sie selbst zu genießen und sie nutzen, wie wir Lust dazu haben.

Ist heutzutage eine Partei wie die "Erotische Linke" möglich, die
du in deinem Roman "El país de las mujeres" (Auf Deutsch erschienen
unter dem Titel: Die Republik der Frauen, Anm.d.R.) beschreibst? Heute
sind einige der feministischen Forderungen der Linken als puritanisch
verschrien.

Ja, aber ich würde das nicht "links" nennen. Ich erzähle dir eine
schöne Anekdote, die gerade in Nicaragua passiert ist. Vor zwei Wochen
gab es eine Demonstration in Nicaragua. Demonstrationen sind hier
jetzt verboten, weil es eine schreckliche Diktatur gibt, aber die
Leute sind trotzdem auf die Straße gegangen. 38 Personen wurden
verhaftet, unter ihnen zehn bis 15 Frauen. Die Frauen wurden in eine
Gefängniszelle gesteckt. Und eine der älteren Frauen, die etwa so alt
war wie ich, von der alten sandinistischen Generation, hat zu den
anderen gesagt: "Lasst uns alle die Lippen rot schminken, damit wir im
Gefängnis rebellisch aussehen." Sie wurde verhört, gefragt, zu welcher
Organisation sie gehöre und ob sie von der CIA sei. Sie hat
geantwortet: "Ich bin Mitglied der Vereinigung der Frauen mit dem
roten Schnabel." In Nicaragua hat sich der rote Schnabel jetzt im Netz
verbreitet. Auch Männer haben sich die Lippen rot gemalt. Das heißt,
jetzt hieße die Partei "Roter Schnabel".

Lehnst du das Wort "links" ab oder trägt das Konzept "links" keine
Schuld an dem, was gerade in Nicaragua passiert?

Ich denke, dass die Linke eine autoritäre Ader hat, die sehr
gefährlich ist. Wir, die links waren, haben versucht, diese Ader zu
rechtfertigen. Aber wir können das nicht weiterhin tun, ich werde das
nicht mehr tun. Auch die Linke muss sich neu erfinden, sich neu
denken. Es gibt eine enorme Krise der Vorstellungskraft. In
Lateinamerika hatten wir mit einer Reihe von linken Regierungen eine
Chance, aber sie alle sind gescheitert, weil ihnen die Fähigkeit
gefehlt hat, sich eine demokratische, freiheitliche Linke
vorzustellen. Sie haben stattdessen versucht, die alleinige Wahrheit
für sich zu beanspruchen, die Freiheit der Bürger*innen einzuschränken
und sich an der Macht zu halten. Die Attitüde "Ich werde das Gute sein
und die anderen nicht" hat den Linken ihr Unheil gebracht.

Bereust du es für die Sandinistische Revolution gekämpft zu
haben?

Nein, ich bin stolz auf meine sandinistische Vergangenheit, denn es
war zu der Zeit notwendig. Man musste den Tyrannen stürzen, der 45
Jahre in Nicaragua geherrscht hatte. Genauso wie wir jetzt diese
Ausgeburt des Sandinismus stürzen müssen. Ich bereue das nicht, ich
bereue nicht die Hoffnung, die die sandinistische Revolution geweckt
hat. Ich bereue es, sehr jung und naiv gewesen zu sein. Wir waren von
einer ideologischen Vision durchdrungen, die ich so nicht mehr
unterschreibe.

Man sagt, die Menschen, die einst linker Gesinnung waren, werden im
Laufe der Zeit rechts.

Ich bin nicht rechts geworden! Ich bin immer noch links, aber ich
gehöre zu einer Linken, die demokratisch sein will. Ich mag z.B. die
Sozialdemokratie. Ich glaube, dass sie von allen linken Strömungen,
die bis jetzt in der Geschichte existiert haben, die positivste für
die Menschen war. Daraus muss man lernen.

Wie sieht deine Revolution heute aus?

Meine Revolution ist komplett politisch. Ich will Nicaragua von Daniel
Ortega und seiner Frau befreit sehen. In sechs Monaten 400 Tote, 2000
Verletzte. Etwa 30.000 Menschen haben Nicaragua verlassen, viele
wurden verhaftet, als Terrorist*innen behandelt mit einem Diskurs, der
Lügen verbreitet. Die Opfer wurden zu Täter*innen gemacht, jungen
Menschen wurde der Prozess gemacht, ohne Recht auf Verteidigung, mit
gestellten Anwälten, in Gerichtsverhandlungen hinter verschlossenen
Türen. Die Justiz handelt rechtswidrig. Die Situation in Nicaragua ist
schrecklich. Es haben sich paramilitärische Kräfte formiert, die ohne
Hemmung Morde verüben und Menschen verprügeln. Das Land wird vom
Terror überzogen.

Du lebst weiterhin in Nicaragua. Wie lebst du in der Diktatur?

Wir befinden uns nahezu in einem Belagerungszustand. Ab 18 Uhr ist es
gefährlich das Haus zu verlassen. Sobald die Sonne untergeht, bringen
sich alle in Sicherheit. Man lebt in ständiger Unsicherheit. Ich weiß
nicht, wann der Tag kommen wird, an dem sie mich nicht mehr ins Land
lassen. Jedes Mal wenn ich zurückkomme, habe ich Angst am Flughafen
verhaftet zu werden. Wenn ich ausreise, habe ich Angst, dass sie mich
nicht gehen lassen. Oder ich habe Angst, dass sie eines Nachts an
meine Tür klopfen. Mein geliebter Sohn musste bereits nach Costa Rica
gehen.

Planst du, das Land zu verlassen?

Nein, noch nicht. Nicaragua ist meine Heimat und ich will nicht gehen.
Ich werde kämpfen, um nicht gehen zu müssen.


 Schon 2001 kritisierte Gioconda Belli die Sandinistische Partei und
Daniel Ortega. Ein Auszug aus ihrem Kommentar von 2001 findet sich
hier:

https://www.npla.de/poonal/poonal-nr-503/#0
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TREFF/1287: Erfurt - Öffentliche Diskussionsreihe "Wir müssen reden!", 17.12.2018


idw - Pressemitteilung: Fachhochschule Erfurt

"Wir müssen reden!"



Die Diskussionsreihe geht mit drei Veranstaltungen an der Fakultät
Architektur und Stadtplanung der Fachhochschule Erfurt in eine neue
Runde. Die erste Veranstaltung findet am 17. Dezember ab 19:15 Uhr zum
Thema "Völlig überholt?" statt.

An der Fakultät Architektur und Stadtplanung der Fachhochschule Erfurt
startet am 17. Dezember 2018 erneut die öffentliche Diskussionsreihe
"Wir müssen reden!".

Über den Hochschulalltag hinaus sind viele gesellschaftlich relevante
Themen präsent. Wie mobil kann und will man in der Stadt in Zukunft
sein? Gibt es eine Grenze für die Nachverdichtung unserer Lebensräume,
wann ist es eigentlich "zu dicht"? Was ist denn "schöne" Architektur?

Die Gäste aus Hochschule und Praxis diskutieren gemeinsam mit dem
Publikum, wie sich diese Themen auf die Baukultur und den
Architektenberuf auswirken und wie sich die angehenden Architektinnen
und Architekten dazu positionieren.

Auftakt der Reihe ist am 17. Dezember 2018 das Thema "Völlig
überholt?". Es werden der Stellenwert des Autos thematisiert,
Bequemlichkeit und Notwendigkeit gegenübergestellt und innovative
Mobilitätskonzepte diskutiert. Die Veranstaltung findet an der
Fakultät Architektur und Stadtplanung in der Schlüterstraße 1 statt.

Die Diskussionsreihe wird von Eva Sachs und Nina Seidler organisiert
und moderiert. Beide sind Tutor*innen von Petra Wollenberg,
Professorin für Entwerfen, Entwurfstheorie und Entwerfen im
städtebaulichen Kontext an der Fachrichtung Architektur.

Vor einem Jahr startete das Diskussionsformat "Wir müssen reden!" an
der Architekturfakultät der Fachhochschule Erfurt. Es wird von
Studierenden organisiert und durchgeführt. Zusammen mit Gästen aus
Hochschule und Praxis ist das Publikum eingeladen, aktuelle
Fragestellungen zur Architektur und Stadt zu diskutieren. Mit
Kurzbeiträgen der Studierenden und der Gäste wird das jeweilige Thema
eingeführt.

Weitere Termine und Themen sind:

22. Januar 2019, "Wie dicht ist zu dicht?"

06. Februar 2019, "Was ist schön?"

Die Veranstaltungen finden in der Caféteria an der Fakultät
Architektur und Stadtplanung der Fachhochschule Erfurt, Schlüterstraße
1 in 99089 Erfurt statt.

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution252
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VORTRAG/8429: Koblenz - Beliebte Weihnachtsvorlesung an der Hochschule am 20.12.2018


idw - Pressemitteilung: Hochschule Koblenz - University of Applied
Sciences

Beliebte Weihnachtsvorlesung an der Hochschule Koblenz am 20.
Dezember 2018



Mit Plätzchen und Punsch lässt die Hochschule Koblenz das erfolgreiche
Jahr ausklingen und lädt wieder alle Interessierten zur beliebten
Weihnachtsvorlesung an den RheinMoselCampus ein. Am Donnerstag, 20.
Dezember 2018, startet um 14.00 Uhr im AudiMax (A 032) der Hochschule
Koblenz auf der Karthause, Konrad-Zuse-Straße 1, die höchst
kurzweilige, fachbereichsübergreifende Lehrveranstaltung, zu der auch
externe Gäste herzlich willkommen sind. Der Eintritt ist frei und eine
vorherige Anmeldung nicht erforderlich.

Mit Plätzchen und Punsch lässt die Hochschule Koblenz das erfolgreiche
Jahr ausklingen und lädt wieder alle Interessierten zur beliebten
Weihnachtsvorlesung an den RheinMoselCampus ein. Am Donnerstag, 20.
Dezember 2018, startet um 14.00 Uhr im AudiMax (A 032) der Hochschule
Koblenz auf der Karthause, Konrad-Zuse-Straße 1, die höchst
kurzweilige, fachbereichsübergreifende Lehrveranstaltung, zu der auch
externe Gäste herzlich willkommen sind. Der Eintritt ist frei und eine
vorherige Anmeldung nicht erforderlich.

Bei dem ersten der beiden Beiträge kommt es zu einem Rollentausch:
Nachdem Student Max Zitzmann (6. Semester Maschinenbau) das ganze Jahr
über fleißig seinen Lehrkräften zugehört hat, erobert er nun mit
seinem Vortrag zum Thema "Minimalismus" das Rednerpult im AudiMax und
verweist die Professorinnen und Professoren auf die Publikumsränge.
Dabei möchte er in Bezug auf grundlegende Fragestellungen zum Denken
anregen: "Wie bin ich mehr der Mensch, der ich sein will?", "Welche
Folgen haben meine Entscheidungen?", "Was brauche ich wirklich?" -
gerade im Konsumrausch der Weihnachtszeit ein hochaktuelles Thema.

Der zweite Beitrag trägt den Titel "Shine bright like a diamond -
ungewöhnliche Weihnachtsbeleuchtungen". Mit Hilfe hoher Temperaturen,
Hochspannung und Starkstrom werden Prof. Dr. Johannes Stolz und Prof.
Dr. Frank Hergert aus dem Fachbereich Ingenieurwesen allerlei
Lichtquellen als (un)mögliche Weihnachtsbeleuchtung vorstellen. Die
Experimente rund um das Thema Licht und Farbe reichen von der
Wiederbelebung einer durchgebrannten Glühbirne und defekten
Leuchtstoffröhren bis zur Verwendung von Bleistiften und glühenden
Essiggurken als stimmungsvolle Beleuchtung.

Die Moderation der Weihnachtsvorlesung übernimmt Prof. Dr. Wolfgang
Bogacki aus dem Fachbereich bauen-kunst-werkstoffe. Der Eintritt ist
frei, eine vorherige Anmeldung ist nicht erforderlich, und der
vermittelte Lernstoff wird anschließend auch nicht abgefragt.

Weitere Informationen finden Sie unter

http://www.hs-koblenz.de

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution324
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REZENSION/161: Martin Balluch - Im Untergrund (SB)


Martin Balluch



Im Untergrund

Ein Tierrechtsroman nach wahren Begebenheiten




Mit den Auseinandersetzungen um die geplante Rodung des kleinen Restes dessen,
was die Braunkohleverstromung vom einst riesigen Hambacher Forst übriggelassen
hat, durch den Energiekonzern RWE hat eine Form von Widerstand gegen
Naturzerstörung breite Beachtung gefunden, die in ihrer Entschiedenheit zugleich
sehr subjektiv und hochpolitisch ist. Meist junge Menschen stellen sich auf
denkbar direkteste Weise mit ihren Körpern der fossilen Maschinerie in den Weg
und werfen so auf ihre Weise die Frage auf, was der einzelne gegen die
Mißachtung des Lebensrechts nicht nur der Menschen, sondern aller Lebewesen tun
kann, wenn die repräsentative Demokratie aufgrund der massiven Dominanz von
Teilinteressen nicht im Sinne des Anspruchs auf Unversehrtheit funktioniert. 
Radikalökologischer Aktivismus ist für immer mehr Menschen in Anbetracht des
unaufhaltsam erscheinenden Klimawandels und der demgegenüber völlig
unzureichenden Maßnahmen politischer Institutionen eine Möglichkeit, durch
zivilen Ungehorsam und direkte Aktion zu erreichen, was ansonsten nur ohnmächtig
erlitten werden kann.

Vor dem Hintergrund gesellschaftlicher Machtfragen werden die Grenzen der
Legalität dabei immer wieder perforiert, wenn nicht überschritten. Die
Legitimität des Eintretens für ein radikales Umsteuern im Umgang mit den
gesellschaftlichen Naturverhältnissen kann in Widerspruch zur herrschenden
Rechtsordnung geraten, wenn letztere ein System der Zerstörung schützt, das die
Zukunft bedroht. Dabei können sich die AktivistInnen auf eine lange Tradition
des sozialen Widerstandes berufen. Ohne die herrschenden Kräfte auf eine Weise
herauszufordern, die oft genug das eigene Leben eingeschränkt oder zerstört hat,
hätte es keine zivilisatorische Entwicklung und keinen historischen Fortschritt
gegeben. Der Regelbruch ist der Evolution der Rechts- und Gesellschaftssysteme
so immanent, wie die Befreiung des Menschen aus feudalistischer Versklavung und
kolonialistischer Ausbeutung ohne revolutionären Mut nicht gelingen konnte.


Erlebnisbericht aus dem Innenleben des Tierrechtsaktivismus

Die sich für AktivistInnen bis heute immer wieder stellende Frage, wo die Grenze
verläuft, bei deren Überschreitung sozialer Widerstand nicht nur illegal wird,
sondern seine Legitimität verliert, steht im Mittelpunkt des von dem
langjährigen Tierrechtsaktivisten Martin Balluch vorgelegten Romans "Im
Untergrund". Der als Obmann des Vereins gegen Tierfabriken (VGT) in Österreich
bis heute für den Schutz der Tiere vor Ausbeutung und Vernichtung durch Jagd und
Massentierhaltung kämpfende Autor mehrerer Sachbücher rund um das
Mensch-Tier-Verhältnis und seine politische Umsetzung hat in diesem Fall die
Erzählform gewählt, um den subjektiven Zugang zu den Beweggründen des
Tierrechtsaktivismus nachvollziehbar zu machen. Darüberhinaus soll die Nutzung
fiktiver Charaktere davor schützen, daß konkrete Personen durch seinen Bericht
aus der englischen Tierrechtsszene der späten 1980er und frühen 1990er Jahre auf
irgendeine Weise belastet werden können.

So kommt insbesondere bei LeserInnen, die den Autor als aktives Mitglied der
österreichischen Tierrechtsbewegung kennen und den spektakulären Prozeß 2010 und
2011 gegen ihn und 12 andere Tierrechts- und TierbefreiungsaktivistInnen
verfolgt haben, mit dem diese Bewegung auf exemplarische Weise kriminalisiert
werden sollte, die Frage auf, inwieweit der Roman autobiografische Züge trägt. 
Balluch konstatiert gleich zu Beginn: "Nein, sie halten keine Autobiografie von
mir in Händen". Zugleich bekräftigt er, "dass jede beschriebene Aktion genau so
stattgefunden hat, wie hier dargestellt" (S. 7). Da die Rahmenhandlung des
Protagonisten Paul, der von Wien in die englische Universitätsstadt Cambridge
umzieht, um seine akademische Karriere am hochangesehenen Institut für
Angewandte Mathematik und Theoretische Physik an der Seite des berühmten
Physikers Stephen Hawking fortzusetzen, in großen Zügen derjenigen des Autors
entspricht, liegt die Mutmaßung des Lesepublikums nahe, hier berichte ein
Aktivist im wesentlichen von den eigenen Erlebnissen, die er aus naheliegenden
Gründen in den Kontext eines fiktiven Szenarios stellt.

Dieser literarische Kunstgriff ist in Anbetracht heute eher zu- denn abnehmender
Repression gegen soziale Bewegungen allemal verständlich. Er mindert die
spannende und instruktive Lektüre des Buches auch deshalb nicht, weil das
politische Selbstverständnis der AktivistInnen auf kollektivem Handeln,
solidarischem Einstehen füreinander und konspirativer Praxis beruht, es also
nicht, wie im bürgerlichen Leben, um die Produktion individueller Karrieren und
das Anhäufen sozialen Kapitals geht. Da die nach heutigen Maßstäben sehr große
Tierrechts- und Tierbefreiungsbewegung im England dieser Zeit vor einer fast
geschlossenen Front medialer Ignoranz respektive Diffamierung stand und auch von
den staatlichen Behörden und der Gerichtsbarkeit eher keine Gerechtigkeit zu
erwarten hatte, entwickelte sie die starke Neigung, ihren Kampf außerhalb des
gesellschaftlichen Kontextes aus einem fundamentalen Verständnis für die
Beendigung der Tierausbeutung heraus zu führen. "There is no justice, just us"
(S. 7) - diese Formel adäquater Besinnung auf die eigene Reichweite und
Handlungsfähigkeit hat für viele AktivistInnen bis heute nichts an Aktualität
verloren.

So gerät Protagonist Paul, den Balluch, der bei seiner Ankunft in Cambridge
bereits Erfahrungen als Aktivist gemacht hatte und Vegetarier war - Veganismus
kannte er damals noch nicht -, als von Tierrechtsbelangen gänzlich unbeleckt
vorstellt, schon am ersten Tag seines Eintreffens in Cambridge bei einer
Veranstaltung zum Thema Animal Welfare versus Animal Warfare in Kontakt mit der
lokalen Tierrechtsbewegung. Obwohl an dieser Stelle naheliegend geht der Autor
weder hier noch später im Buch ausführlich auf den zentralen Disput zwischen
Tierschutz und Tierbefreiung ein. Die Debatte um den Nutzen der Forderung nach
größeren Käfigen versus den grundsätzlichen Kampf für die Abschaffung aller
Knäste für Mensch und Tier scheint sich in Anbetracht der Aktionen, die so
kompromißlos für die Verhinderung von Tierleid geführt werden, daß an der
prinzipiellen Position der AktivistInnen kein Zweifel besteht, zu erübrigen.

Ihre Entschlossenheit, und darin liegt eine Stärke der erzählerischen Ich-Form,
wird aufgrund der Erlebnisse, die Paul bei einem Besuch in einem
Tierversuchslabor, bei der Befreiung von Schweinen aus einem Mastbetrieb, beim
Sabotieren der Hetzjagd auf Füchse, bei der Verhinderung eines Pferderennens von
nationaler Bedeutung und vielen anderen Konfrontationen mit der Grausamkeit, mit
der Tiere von Menschen zu Objekten ihrer Lust am Töten, Quälen und Essen gemacht
werden, so unmittelbar verständlich, wie es das nüchterne Aufzählen von Daten
und Methoden organisierter Tierausbeutung in den Ställen und Schlachthöfen, den
Forschungseinrichtungen und Zuchtanstalten kaum vermag. Pauls Begegnung mit
einem hochschwangeren Schwein, das mit gebrochenem Rücken im Kastenstand liegt
und dort auf den Transport in die Tierkörperverwertungsanstalt wartet, kann auch
hartgesottene Wurstfans nicht kaltlassen, wenn sie sich denn der Lektüre dieses
Buches aussetzten, was naheliegenderweise kaum der Fall sein dürfte.


Zwischen Pazifismus und Militanz

Derartigen Erlebnissen gegenüber erscheinen die Aktionen, mit denen die
AktivistInnen Tiertransporte stoppen, sogenanntes Schlachtvieh befreien, gegen
die Tierdressur in Zirkussen protestieren oder Wildtiere vor JägerInnen
schützen, nicht nur gerechtfertigt, sondern nachgerade zurückhaltend. So führt
die strikt pazifistische Grundhaltung der Gruppe, der Paul in Cambridge
beitritt, zu der Frage, was die AktivistInnen an aggressiven Übergriffen seitens
der Jägerschaft hinnehmen sollen, bevor sie zurückschlagen. Dieser Konflikt ist
in der Gruppe letztlich nicht zu lösen, sondern mündet in die Beteiligung Pauls
an Aktionen in anderen Zusammenhängen der großen Tierrechtsbewegung, bei denen
sich die AktivistInnen auch körperlich gegen Angriffe aus den Reihen der Jägerschaft
oder Zirkusleute zur Wehr setzen. Auch diese Ereignisse werden mit großer
Authentizität und Detailtreue geschildert, was den Schluß nahelegt, daß sie
auch als Anschauungs- und Studienmaterial für heutige AktivistInnengenerationen
Verwendung finden könnten.

Wie der Autor bei einer Lesung aus seinem Buch auf den 23. Linken Literaturtagen
in Nürnberg [1] berichtete, haben zwei Schlüsselerlebnisse bei Paul dafür
gesorgt, sich aus der Passivität des bloßen Hinnehmens von Gewalt zu lösen. Bei
seiner Arbeit in einem ehrenamtlich betriebenen Wildtierspital, das insbesondere
bei der Jagd verletzte Füchse medizinisch versorgt, um sie möglichst in
jagdfreiem Gelände wieder auszusetzen, lernt er den Fuchs Eddy kennen. Ein
Jagdhund hat ihm so schwere Verletzungen zugefügt, daß er seine Hinterläufe
nicht mehr nutzen kann, sondern sich auf einem kleinen zweirädrigen Rollstuhl
fortbewegt. Da Eddy im Unterschied zu anderen Wildtieren, die wieder ausgesetzt
werden sollen, gestreichelt werden kann, entwickelt sich eine ausgemachte
Freundschaft zwischen beiden.

Das Wildtierspital wird jedoch von Jägern, die die Rettung ihrer Beute nicht
hinnehmen wollen, bedroht. Eines Nachts, als Paul gerade Wache hält, greifen
sie die private Einrichtung an und entführen die verletzten Füchse, um sie
umzubringen. Paul verfolgt die Jäger im Auto und schlägt sie in die Flucht. Zu
diesem Zeitpunkt hatten sie jedoch schon drei Füchse regelrecht hingerichtet,
darunter den kleinen behinderten Eddy.

Das zweite Erlebnis ist der Tod des 15jährigen Aktivsten Tom Worby, der von
einem Jäger, wie zahlreiche ZeugInnen bekunden, mit voller Absicht überfahren
wird. Während der Fahrer freigesprochen wird, weil es sich angeblich um einen
Unfall handelt, bezichtigte die Presse die Jagdsaboteure, ganz allein für den
Tod des Jugendlichen verantwortlich zu sein. Es ist bereits der zweite Todesfall
eines Aktivisten in kurzer Zeit. Im Fall von Mike Hill wurde der Täter nicht
einmal angeklagt, weil die Staatsanwaltschaft entschied, daß es sich um einen
Unfall handelte. 2015 berichtete der Jagdsaboteur Alfie Moon in Hamburg über
beide Fälle wie über eigene Erlebnisse mit der Aggressivität britischer
JägerInnen [2]. 


Jagdsabotage und Waldverteidigung

Höchst aufschlußreich ist auch das Verhalten der Jagdgesellschaften. In Balluchs
Schilderung tritt die ganze klassengesellschaftliche Arroganz der AnhängerInnen
einer Lustbarkeit hervor, die stets Vorrecht und Merkmal des Adels war und
dessen feudalen Standesdünkel bis in die heutige Zeit transportiert. Tatsächlich
lassen sich in England die Spuren einer langen Tradition herrschaftskritischer
Verweigerung der Tierausbeutung bis zurück zum Zurückweisen des Verzehrs von
Fleisch als Statussymbol des Adels durch puritanische Sekten und
Sozialrevolutionäre wie die Bewegung der Diggers nachweisen [3]. In Balluchs
Schilderung tauchen immer wieder die Brixton Sabs auf, die aus einem Londoner
Arbeiterviertel anreisen, um Jagdsabotage auszuüben, und für ihre handgreifliche
Art und konfrontative Strategie bekannt sind. Sie könnten als Repräsentanten
eines klassengesellchaftlich motivierten Tierrechtsaktivismus gelten, der, wie
der Jagdsaboteur Alfie Moon bekundet [4], in der Hochzeit dieser Bewegung im
England der 1980er Jahren durchaus präsent war. 

Riten wie das Markieren der Gesichter anwesender Frauen mit dem Blut zu Tode
gehetzter Füchse oder das betont maskuline Gehabe der Jäger enthüllen
darüberhinaus den patriarchalen Charakter des sogenannten Sportes des Hetzens
und Erschießens von Wildtieren. Bereits als Kind die Abneigung gegen die
Grausamkeit des Tötens von Tieren demonstrativ zu überwinden ist ein typischer
Akt männlicher Initiation, wie etwa das Foto vom Erschlagen eines verletzten
Fuchses vor der versammelten Erwachsenenschar durch einen Jungen belegt [4]. Die
heute in feministischen Kreisen vollzogene Analyse und geübte Kritik am
Zusammenhang von Patriarchat und Tierausbeutung betrifft denn auch nicht nur den
Akt des Tötens, sondern die in der Produktwerbung immer wieder anzutreffende
Assoziation von Männlichkeit, Fleischkonsum und Sexismus.

Ein für den Widerstand im Hambacher Forst und andere Waldbesetzungen
interessanter Exkurs führt Paul, den in den österreichischen Alpen
aufgewachsenen erfahrenen Bergsteiger und Kletterer, in einen Wald bei der Stadt
Newbury, wo eine vierspurige Autobahn, die als Ortsumgehung konzipiert war,
mitten durch einen Bestand uralter Bäume gebaut wurde. Dessen VerteidigerInnen
beriefen sich darauf, daß es in England ohnehin kaum noch alte Wälder gab, schon
gar nicht solche, die Giganten wie einen 84,5 Meter hohen Baum mit einem Stamm
von 4,5 Metern Umfang aufwiesen. Rund 7000 Menschen gingen 1996 immer wieder in
Unterstützung der WaldbesetzerInnen auf die Straße, die in 28 Baumhausdörfern
mit insgesamt 300 Baumhäusern lebten. Bei der Räumung, die Paul miterlebt, kam
es zu mehr als 800 Verhaftungen und Auseinandersetzungen mit der Polizei, die
unter heutigen Bedingungen kaum mehr vorstellbar erscheinen. So wurden die
häufig in 30 Meter Höhe errichteten Baumhäuser gegen die Kletterer der Polizei
nicht nur durch vorbereitete Wassergüsse verteidigt, sondern die BesetzerInnen
verhinderten deren Vordringen in die Baumkronen, indem sie ihren Aufstieg den
direkten Einsatz ihres Körpers entgegenstellten. Sie griffen auch zur Strategie
des Tunnelbaus und anderen Blockadetechniken, die in der Geschichte des
radikalökologischen Aktivismus bis heute von Bedeutung sind.

Bedeutsam am Zusammenhang von Waldverteidigung und Tierbefreiung ist nicht nur,
daß das eine kaum ohne das andere denkbar ist, wie die vegane Lebensweise der
meisten radikalökologischen AktivistInnen belegt. Die Bäume sollen nicht nur
aufgrund ihres Nutzens zur Eindämmung des Klimawandels oder als Naherholungsraum
stehen bleiben, sondern ihnen wird nicht anders als nichtmenschlichen Tieren ein
prinzipielles Lebensrecht zugestanden. Daß diese Bewegung zugleich
herrschaftskritisch, antikapitalistisch, antirassistisch, antisexistisch und
antifaschistisch positioniert ist, versteht sich allen Versuchen rechter
Blut-und-Boden-Mythologen, Natur- und Umweltschutz für sich zu vereinnahmen,
zuwider fast von selbst.


Kein Pardon für TierrechtsaktivistInnen

Aus einem solchen Selbstverständnis heraus erklärt sich auch die
Unbestechlichkeit von AktivistInnen wie Barry Horne. Er hatte nach Verhängung
einer Haftstrafe wegen nächtlicher Brandanschläge auf Unternehmen, die ihr
Geschäft mit Tierausbeutung machen, vergeblich versucht, mit einem unbefristeten
Hungerstreik Einfluß auf die Regierung zugunsten einer tierfreundlicheren
Gesetzgebung zu nehmen. Als er nach 68 Tagen, auf unter 30 Kilo Körpergewicht
abgemagert, verstarb, wurde er im Guardian, wie Balluch zitiert, als ein im
Leben als Müllmann gescheiterter Niemand dargestellt. Im Tode allerdings werde
er "als erster echter Märtyrer der erfolgreichsten Terrorgruppe, die es in
Großbritannien je gegeben hat, auferstehen: der Tierrechtsbewegung." (S. 375)

Der Titel des Romans betrifft die letzten beiden Kapitel, in denen Paul
schildert, wie er aufgrund nach Festnahme bei einer Katzenbefreiung gegen ihn
eingeleiteter Ermittlungen untertaucht und nach einiger Zeit in der Illegalität
schließlich das Land verläßt. Über die persönliche Geschichte des Protagonisten
hinaus ist das Buch vor allem ein Kompendium von Erlebnisberichten über Aktionen
der englischen Tierbefreiungs- und Tierrechtsbewegung der Jahre 1989 bis 1997. 
Balluch hat dazu aus Film-, Ton- und Textdokumente einen großen Fundus
ausgewertet, der in allen Fällen, die nicht seinen persönlichen Aktivismus
betreffen, maximale Authentizität garantiert. Da diese Hochphase des
radikalökologischen Aktivismus im Vereinigten Königreich kurz vor der
Verbreitung des Internets zum Massenmedium stattfand, sind diese
originären Quellen nicht ohne weiteres verfügbar. Er habe das Buch auch
geschrieben, um etwas gegen das Vergessen dieser großen Zeit des
Tierrechtsaktivismus zu tun, erklärte der Autor auf der Lesung in Nürnberg. 

Die Verschärfung der Repression gegen den Tierrechtsaktivismus, zu der Balluch
vor allem auf das 2005 in Kraft getretene Organisationsstrafrecht Serious
Organized Crime and Police Act (SOCPA) verweist, hat dazu geführt, daß insgesamt
über 2000 AktivistInnen der Tierrechtsbewegung Haftstrafen absitzen mußten oder
müssen. Dies wurde unter anderem durch den inzwischen offiziell eingestandenen
Einsatz von über 100 Spitzeln allein in dieser sozialen Bewegung erreicht, die
zum Teil familiäre Bindungen mit AktivistInnen eingingen und Kinder zeugten, die
nun an der Erblast des konspirativen Staatsschutzes schwer zu tragen haben.

Dementsprechend gingen die Tierrechtsaktivitäten seit Beginn des neuen
Jahrhunderts um 90 Prozent zurück. Balluch zieht eine nüchterne, aber auch
traurige Bilanz, hat sich die Situation der Tiere in den Schlachthöfen und
Versuchslaboren, auf den Jagden und bei den Tiertransporten doch bestenfalls
partiell verbessert. Die Kampagne Stop Huntington Animal Cruelty (SHAC) gegen
das größte kommerzielle Tierversuchslabor Europas hat hingegen für zwei Dutzend
Menschen Haftstrafen von zum Teil über zehn Jahren zur Folge, obwohl den
Betroffenen ausschließlich die Informierung der Öffentlichkeit über das Labor
und die Organisation der gegen seinen Betrieb gerichteten Kampagne zur Last
gelegt werden konnte.

Mit "Im Untergrund" hat Martin Balluch ein gerade heute, da die SachwalterInnen
des grünen Kapitalismus versuchen, radikale Schritte zur Begrenzung des
Klimawandels und damit der Gefahr einer neuen Barbarei mit der Behauptung zu
verhindern, alles könne dank technologischer Effizienzsteigerung im Prinzip so
weitergehen wie bisher, wichtiges Werk vorgelegt. Je mehr die bedrohlichen
Prognosen zum Klimawandel und die politische Opportunität, den jeweils
mächtigsten Interessengruppen den Zuschlag zu geben, auseinanderklaffen, desto
vehementer werden die Konflikte um den Erhalt verbliebener Naturressourcen
ausgetragen werden. Mit seinem persönlichen, erzählerisch nachvollzogenen Weg,
eine aussichtsreiche Karriere im Wissenschaftsbetrieb zugunsten des Kampfes
gegen Tierausbeutung aufzugeben und zudem die Solidität einer bürgerlichen
Existenz durch permanente Konflikte mit der herrschenden Rechtsordnung zu
erodieren, führt er heutigen AktivistInnen beispielhaft vor Augen, daß die
letztinstanzliche Referenz jeder Form des Widerstandes gegen offenkundige
Grausamkeit und Zerstörungspraktiken in der eigenen Überzeugung besteht, eben
das nicht zu tun und zu bekämpfen, was aus offenkundigen Gründen inakzeptabel
ist.


Fußnoten:

[1] http://www.schattenblick.de/infopool/d-brille/report/dbri0110.html

[2] http://www.schattenblick.de/infopool/tiere/report/trbe0013.html

[3] http://www.schattenblick.de/infopool/buch/sachbuch/busar618.html

[4] http://www.schattenblick.de/infopool/tiere/report/trin0036.html

[5] https://freefromharm.org/animal-rights/the-boy-and-the-fox-from-beating-to-eating-animals/

5. Dezember 2018
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TREFF/650: Cuxhaven - E-Book-Sprechstunde in der Stadtbibliothek Cuxhaven am 13.12.2018


Stadt Cuxhaven

E-Book-Sprechstunde in der Stadtbibliothek Cuxhaven



Die nächste E-Book-Sprechstunde in der Stadtbibliothek Cuxhaven findet
am Donnerstag, den 13. Dezember statt. Von 16 bis 17 Uhr geht es um
Grundlegendes: Was ist die Onleihe? Welches Angebot bietet die
Bibliothek? Habe ich die passenden Geräte? Und wie gehe ich damit um?

In der Zeit von 17 bis 18 Uhr gibt es dann Zeit, auch individuelle
Fragen zu beantworten. Interessierte werden gebeten, eigene Geräte
mitzubringen. Dazu eignen sich E-Book-Reader, Tablet, Smartphone und
Notebook/Laptop. Um eine optimale Hilfestellung bieten zu können,
bittet das Team der Bibliothek, Beratungstermine zu vereinbaren.
Anmeldung telefonisch unter 04721 / 700 70 803, per E-Mail bei
anne.ulmer@cuxhaven.de oder auch persönlich in der Stadtbibliothek.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung: 04.12.2018

Stadt Cuxhaven

Büro des Oberbürgermeisters

Rathausplatz 1, 27472 Cuxhaven

Tel.: 04721/700607, Fax: 04721/700909

E-Mail: presse@cuxhaven.de
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INFOPOOL / BÜRGER/GESELLSCHAFT / BEDROHTE VÖLKER





AFRIKA/728: Westsahara-Gespräche sind Feuertaufe für Bundespräsident a.D. Horst Köhler


Gesellschaft für bedrohte Völker - Pressemitteilung vom 5. Dezember 2018

Westsahara-Gespräche in Genf sind Feuertaufe für Bundespräsident
a.D. Horst Köhler - Als UN-Sonderbeauftragter muss er "Mammutaufgabe"
übernehmen- Menschenrechte nicht vergessen!



Göttingen, den 5. Dezember 2018 - Vor Beginn der heutigen
Verhandlungen in Genf über die Zukunft der Westsahara unter dem
Vorsitz des früheren Bundespräsidenten Horst Köhler hat die
Gesellschaft für bedrohte Völker (GfbV) gefordert, dass
Menschenrechte im Zentrum der Gespräche stehen müssen. Köhler stehe
vor der "Mammut-Aufgabe", als UN-Sonderbeauftragter für die
Westsahara den immer stärker eskalierenden Streit um die Zukunft des
von Marokko besetzten Gebietes zu lösen, sagte der GfbV-Direktor
Ulrich Delius am Mittwoch in Göttingen und kritisierte, dass sich
Marokko immer kompromissloser zeige und massiv die Meinungs- und
Demonstrationsfreiheit in der ehemaligen spanischen Kolonie
unterdrücke. Doch die Sahrauis, die traditionellen Bewohner der
Westsahara, hätten ein Recht darauf, selbst in einer Volksabstimmung
über die Zukunft der Westsahara zu entscheiden.

Bei den auf Einladung von Köhler in Genf organisierten zweitägigen
Gesprächen treffen erstmals seit dem Jahr 2012 wieder Marokko und die
für die Unabhängigkeit der Westsahara eintretende Frente Polisario
zusammen. Auch die Nachbarländer Algerien und Mauretanien werden an
den Verhandlungen teilnehmen. Marokko ist bislang nur bereit, der
Westsahara eine Autonomie einzuräumen und verweigert ein von der
Polisario gefordertes Referendum.

"Die Sahrauis in der Westsahara setzen große Hoffnung in den früheren
Bundespräsidenten, damit sie nach 17 Jahren vergeblicher Bemühungen
der MINURSO endlich in einer Volksabstimmung frei über ihre Zukunft
entscheiden können, so wie es die Vereinten Nationen planen", sagte
Delius. Alle Vorgänger von Horst Köhler konnten dieses Vorhaben nicht
durchsetzen. "Köhler wird größtes Fingerspitzengefühl benötigen, um
Bewegung in den seit Jahren festgefahrenen Streit zu bringen. Wir
hoffen, dass er sich dabei nicht von Frankreichs Interessen leiten
lässt, das sich seit Jahren demonstrativ auf die Seite Marokkos
stellt."

Seit dem Jahr 1991 planen die Vereinten Nationen ein Referendum in
der Westsahara. Es soll von der MINURSO durchgeführt werdend. Doch
Marokko lehnt einen Volksentscheid ab und besteht darauf, dass das an
Rohstoffen reiche Land fester Bestandteil des Königreiches ist.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 5. Dezember 2018

Herausgeber: Gesellschaft für bedrohte Völker e. V.

Postfach 20 24, D-37010 Göttingen

Telefon: 0551/499 06-25, Fax: 0551/58028

E-Mail: presse@gfbv.de

Internet: www.gfbv.de
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INFOPOOL / BÜRGER/GESELLSCHAFT / FAKTEN





INTERNATIONAL/258: Brasilien - Survival International fordert Polizeischutz für unkontaktiertes Volk (Survival)


"Survival International" - Deutsche Sektion - 5. Dezember 2018

Survival International fordert Polizeischutz für unkontaktiertes
Volk



Survival International fordert unverzüglich erhöhten Polizeischutz für
eines der am stärksten bedrohten unkontaktierten Völker der Erde, weil
Bemühungen, das angestammtes Territorium des Volkes zu schützen, zum
Stillstand gekommen sind.

Die Kawahiva leben in einer der gewalttätigsten Gegenden Brasiliens, mit
der landesweit höchsten Rate illegaler Entwaldung. Viele Mitglieder des
unkontaktierten Volkes wurden in den letzten Jahrzehnten getötet.

Aufgrund der Gewalt illegaler Holzfäller und Viehzüchter konnte FUNAI,
Brasiliens Abteilung für Indigene Angelegenheiten, ihre Arbeit in der
Region nicht ordnungsgemäß ausführen. Den Kawahiva fehlt daher der nötige
Schutz und das Risiko einer Auslöschung steigt.

Stephen Corry, Direktor von Survival International, sagte heute: "Nach dem
tragischen Versuch von John Allen Chau, mit den Sentinelesen in Kontakt zu
treten, hat die öffentliche Unterstützung für unkontaktierte Völker stark
zugenommen. Sie sind die bedrohtesten Völker der Erde, aber wo ihr Land
geschützt ist, können sie gut und erfolgreich leben."

"Die Arbeit von FUNAI und der Umweltschutzbehörde ist entscheidend, um den
Völkermord an den Kawahiva und die Zerstörung ihres Territoriums zu
verhindern, welches ein unglaublich vielfältiges Gebiet des
Amazonas-Regenwaldes ist. Wir fordern die Menschen dazu auf, sich an die
brasilianischen Behörden zu wenden, um das Recht der Kawahiva auf ihr
Überleben zu unterstützen."

Das FUNAI-Team, das für den Schutz des Kawahiva-Landes verantwortlich ist,
benötigt zu seiner Sicherheit Polizeischutz. Dieser ist auch nötig für
Expeditionen, bei denen sie das Gebiet auf illegale Abholzung untersuchen
und Personen aus dem Schutzgebiet ausweisen.

Im April 2016 unterzeichnete der brasilianische Justizminister ein Dekret
zur Schaffung eines geschützten indigenen Territoriums auf dem Land der
Kawahiva. Dies war ein großer Schritt nach vorne für die Landrechte und das
Überleben der Kawahiva. Der Justizminister reagierte damit auf den
weltweiten Protest zahlreicher Unterstützer*innen von Survival.

Doch die Bemühungen, das als Rio Pardo bekannte Gebiet zu kartieren und zu
schützen, sind zum Stillstand gekommen, und wichtige Schritte im
Demarkierungsprozess sind noch nicht abgeschlossen. Survival setzt sich für
eine Beschleunigung dieses Prozesses ein sowie für die polizeiliche
Unterstützung der Arbeit von FUNAI in der Region.

Survival hat die Eilaktion "4 Wochen für die Kawahiva" gestartet, um die
brasilianische Regierung aufzufordern, ihr Land zu kartieren und einen
Genozid zu verhindern, bevor Jair Bolsonaro am 1. Januar seine
Präsidentschaft antritt.

Das Gebiet der Kawahiva liegt in der Gemeinde Colniza, wo rund 90% des
Einkommens durch illegale Abholzung erzielt werden. Die Kawahiva leben als
Nomaden vom Jagen und Sammeln, sind aber ständig auf der Flucht. Sie
fliehen vor der illegalen Zerstörung ihres Waldes und dem Kontakt zu
Außenstehenden, die ihr Land und ihre Ressourcen stehlen und Krankheiten
wie Grippe und Masern bringen, gegen die sie keinen Abwehrkräfte haben.

Jair Candor, der Koordinator von FUNAIs Kawahiva-Team, sagte: "Der einzige
Weg, um ihr Überleben zu sichern, besteht darin, das Land zu kartieren und
einen dauerhaften Wachposten einzurichten. Andernfalls werden sie wie so
viele andere indigene Völker in dieser Region in die Geschichtsbücher
verbannt."


Ein Video, gesprochen von Oscar-Gewinner Mark Rylance, beinhaltet
einzigartige Aufnahmen der Kawahiva, die Regierungsmitarbeiter 2011 bei
einer zufälligen Begegnung drehten. Der Film ist Teil von Survivals
Kampagne zum Schutz der Landrechte der Kawahiva und kann aufgerufen werden
unter:

https://www.survivalinternational.de/nachrichten/12049


Survival International ist die globale Bewegung für die Rechte
indigener Völker. Wir helfen indigenen Völkern ihr Leben zu verteidigen,
ihr Land zu schützen und ihre Zukunft selbst zu bestimmen.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 5. Dezember 2018

Survival Deutschland

Haus der Demokratie und Menschenrechte

Greifswalderstr. 4, 10405 Berlin

Telefon: +49 (0)30 72 29 31 08, Fax: +49 (0)30 72 29 73 22

E-Mail: info@survivalinternational.de

Internet: www.survivalinternational.de
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INFOPOOL / BÜRGER/GESELLSCHAFT / INITIATIVE





ATTAC/1958: Aus für Finanztransaktionssteuer - Finanzlobbys haben sich durchgesetzt


Attac Deutschland - Pressemitteilung

Frankfurt am Main, 3. Dezember 2018

Aus für Finanztransaktionssteuer: Finanzlobbys haben sich
durchgesetzt

Die Profite des Finanzsektors stehen über den Interessen der
Mehrheit



Das Aus für die Finanztransaktionssteuer (1) ist für Attac Deutschland
ein weiterer Beweis dafür, dass die politische Macht des Finanzsektors
ungebrochen ist. "Letztlich haben sich nicht die Interessen der Mehrheit
der Menschen durchgesetzt, sondern jene Regierungen, denen die Profite
des Finanzsektors wichtiger sind als seine Stabilisierung und
Beteiligung an den Krisenkosten", sagt Detlev von Larcher von Attac
Deutschland. "Anders als sein Vorgänger hat Bundesfinanzminister Olaf
Scholz dabei von vornherein jegliches Engagement für eine
Finanztransaktionssteuer missen lassen."

Dabei ist in vielen europäischen Ländern laut Umfragen die Mehrheit der
Menschen für die Finanztransaktionssteuer, in Deutschland und Österreich
sind es rund zwei Drittel.

Entscheidung kommt nicht überraschend

So schlecht die Entscheidung auch ist, sie kommt nicht überraschend.
Schon seit dem Vorstoß von Frankreichs Präsident Emmanuel Macron vom
September 2017 war klar, dass nur noch eine minimale Chance für die
Steuer besteht. Auch ein offener Brief hunderter europäischer
Organisationen (3) vergangene Woche wurde von den Finanzministern
ignoriert.

Weiteres Beispiel für den fehlenden Willen der Regierungen für
Finanzregulierung

Das Aus für die Finanztransaktionssteuer ist für Attac ein weiterer
Beleg für den fehlenden Willen der Regierungen, den Finanzsektor seit
der Krise 2008 ernsthaft zu regulieren. "Egal ob die Zerteilung
systemrelevanter Banken, die Trennung von Geschäfts- und
Investmentbanken, die Regulierung von Schattenbanken oder ein Verbot
riskanter Finanzprodukte und Geschäftspraktiken - keine dieser
Mindestanforderungen für eine strengere Regulierung des Finanzsektors
wurde umgesetzt. Auch die Eigenkapitalanforderungen für Großbanken sind
nach wie vor viel zu niedrig. Das Risiko einer schweren Finanzkrise ist
heute nicht geringer als 2008. Und im Ernstfall müssen dann wieder die
Bürgerinnen und Bürger die Kosten tragen", kritisiert Detlev von Larcher.


Anmerkungen:

(1) Der aktuelle deutsch-französische Vorschlag sieht vor, statt der
Finanztransaktionssteuer in der gesamten EU eine reine Aktiensteuer
einzuführen. Das ist zugleich der Ausstieg aus den bisherigen
Vereinbarungen jener 10 EU-Länder, welche die Steuer bisher verhandelt
haben. Eine reine Aktiensteuer ist keine Finanztransaktionssteuer,
sondern ihr Ende. Mit einer Aktiensteuer nicht erfasst wären genau jene
Finanzinstrumente, die der Spekulation dienen und die Wirtschaft
destabilisieren - darunter Derivate und alle außerbörslichen
Transaktionen. Damit würde auch die erhoffte Lenkungsfunktion der Steuer
völlig entfallen.

(2) www.attac.de/presse/detailansicht/news/finanztransaktionssteuer-mehr-als-hundert-organisationen-machen-noch-einmal-druck/

 * 

Quelle:

Attac Deutschland, Pressestelle

Post: Münchener Str. 48, 60329 Frankfurt/M

Tel.: 069/900 281-31; Fax: 069/900 281-99

E-Mail: presse@attac.de

Internet: www.attac.de
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ADVENT/102: Adventskalender - für den 06. Dezember 2018 (SB)

Adventskalender für Donnerstag, den 6. Dezember

[image: Adventskalender 6. Tür - Foto: © 2018 by Schattenblick ]

Und hatt' die Bäckerstube schon

erfüllt mit seinem Wohlgeruch,

der, gut für sich als Arbeitslohn,

zu allem übrigen als Bruch


zum 6. Dezember 2018
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AUSSICHTEN/8479: Und morgen, den 6. Dezember 2018 (SB)


+++ Vorhersage für den 06.12.2018 bis zum 07.12.2018 +++






[image: Jean-Luc 8479 Wetterfrosch - © 2018 by Schattenblick]






Bedeckt und trübe

und Dauerregen,

Niesel und Schübe,

Jean hält dagegen.
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AUSSTELLUNG/419: Vorarlberg Museum - Glockenabnahmen im Ersten Weltkrieg, 8.12.2018 - 17.3.2019


Pressemitteilung von: Vorarlberg Museum

Neue Ausstellung im Atrium:

Die Glocken herunter in eiserner Zeit.

Glockenabnahmen im Ersten Weltkrieg

8. Dezember 2018 bis 17. März 2019



Anlässlich des Gedenkjahres 2018 erzählt das multimediale
Ausstellungsprojekt "Die Glocken herunter in eiserner Zeit" von einem
Teilaspekt des Ersten Weltkrieges - den unzähligen Kirchenglocken, die
abgenommen und für die Waffenindustrie eingeschmolzen wurden. Der
Krieg prägte den Alltag der Menschen und als plötzlich auch noch die
Kirchenglocken fehlten, machte ihr Verlust deren Bedeutung für einen
Ort und dessen Bewohner deutlich. Das Ausstellungsprojekt wirft nicht
nur einen ungewöhnlichen Blick auf die Heimatfront, sondern wählt auch
in der Geschichtsvermittlung eine neue Methode: Die Vergangenheit wird
mithilfe einer Virtual-Reality-Brille sinnlich erfahrbar. Die
Ausstellung wird am Freitag, 7. Dezember um 17.00 Uhr eröffnet und ist
bis 17. März zu sehen.

Glockenabnahme im Ersten Weltkrieg

Kein vergleichbarer Klang hat die Sinneskultur Europas dermaßen
geprägt wie Glocken. Glocken begleiten bis heute die Menschen von der
Geburt bis zum Tod und markieren besondere Feste und Feiertage. Sie
stellten früher ein Kommunikationssystem dar und regelten nach einem
mittlerweile vergessenen Rhythmus den Alltag.

Zu Kriegszeiten war ihr materieller Wert bedeutsam. Die unerwartet
lange Dauer des Ersten Weltkriegs führte zu einem Rohstoffmangel in
der Kriegsindustrie. Metallsammlungen konnten den Bedarf nicht decken,
also wurden Kirchenglocken herangezogen. 1916 kam der Erlass, zwei
Drittel des Bestandes abzuliefern. Viele Gemeinden stellten Gesuche
und baten um deren Erhalt. 1917 folgte die nächste Weisung: Nur die
kleinste Glocke durfte im Turm bleiben. Rund 90% aller Kirchenglocken
wurden zwischen 1916 und 1918 eingeschmolzen. In manchen Orten
leistete die Bevölkerung Widerstand und blockierte den Zugang zum
Glockenturm.

Forschungsprojekt

Die Ausstellung ist Teil eines Forschungsprojekts des Volkskundlers
Thomas Felfer, der an der Universität Sussex/Großbritannien an seiner
Dissertation arbeitet. Anhand der Kirchenglocken in Vorarlberg
untersucht er, welche Erinnerungen, Emotionen und Klangerfahrungen mit
ihnen verbunden sind. Er betrachtet sie als "Klang-Zeugen"
historischer Ereignisse.

Die Erste Republik war geprägt von Erinnerungen, Traditionen und
institutionellen Praktiken des Kaiserreichs. Kirchenglocken als fester
Bestandteil des Zusammengehörigkeitsgefühls waren dabei ein
willkommenes Symbol zur Entwicklung einer neuen Identität. Unmittelbar
nach dem Krieg wurden die Glockentürme wieder bestückt. Die 1920er
Jahre markieren dabei akustisch eine besondere Zeit. Die neuen
Kirchenglocken in den Vorarlberger Dörfern schufen erneut einen
kollektiven Moment, doch diesmal war es ein Moment der Freude. Der
Neuguss von Glocken könnte als ein Element für die Suche nach einer
neuen Identität gesehen werden. Besonders "Kriegerglocken" zum
Gedenken an die Gefallenen des Ersten Weltkriegs waren eine gängige
Praxis und verstärken diesen Eindruck.

Reales und Virtuelles

Die Ausstellung nimmt die sakrale Anmutung des 23 Meter hohen Atriums
des vorarlberg museums auf: Ein Nachbau des Kirchturms von St. Martin
in Dornbirn und die alte Glocke der Pfarrgemeinde Nüziders dominieren
den Raum. Zitate und historische Fotografien veranschaulichen, wie die
Bevölkerung auf Glockenabnahmen und den Abtransport auf Pferdekarren
reagiert haben.

Das Verstummen der Glocken wird durch den Einsatz von Virtual Reality
"sinnlich" erfahrbar. Die Besucherinnen und Besucher begeben sich mit
einer Virtual Reality Brille auf eine fünfminütige Reise in den
Glockenturm, können oben angekommen die Aussicht auf das Dorf
genießen. Dann beginnt eine Glocke von ihrem Schicksal zu erzählen, in
der Ferne das Tosen der Front, ehe sie eingeschmolzen wird und nichts
übrig bleibt außer Zerstörung.

Die Virtual Reality entstand in Zusammenarbeit mit ixxy,
rootinteractive, attic sound Brighton/UK, the FuseBox Brighton und
Lenovo.

Fr, 7. Dezember, 17.00 Uhr: Vernissage:

Begrüßung Theresia Anwander, Kuratorin vorarlberg museum

Es spricht Thomas Felfer, Kulturwissenschaftler Universität Sussex, UK

Sa, 8. Dezember, 14.00 Uhr: Workshop mit den Entwicklern,
Programmieren und Sounddesignern aus England.

vorarlberg museum

www.vorarlbergmuseum.at

 * 

Quelle:

bpar - Beisel Public Art Relations

Eine Initiative der Healthcom GmbH

Agrippinawerft 22, 50678 Köln

Telefon: 0221 / 222 83 - 181, Fax: 0221 / 222 83 - 322

E-Mail: info@bpar.de

Internet: www.bpar.de
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GUTE-NACHT/3655: Im Advent - Vorsicht, nicht anfassen! (SB)






[image: ]

Am Nachmittag ist Opa Erich gern in seinem Schrebergarten. Hierher
nimmt er am liebsten seine Enkelkinder Marlene und Simon mit. Marlene
geht schon in die erste Klasse und Simon in den Kindergarten. Am
Nachmittag haben beide frei. Sie besuchen ihren Opa gern in seinem
Garten, denn hier steht auch ihr Kaninchenstall. Jedes der beiden
Kinder hat ein eigenes Kaninchen. Max und Moritz - so heißen sie -
lassen sich mit Vorliebe streicheln. Aber sie brauchen auch Futter und
Wasser. Außerdem muß der Stall von Zeit zu Zeit ausgemistet werden. Da
helfen Marlene und Simon stets mit. Heute aber gibt es nur frisches
Heu und Wasser.

Marlene ist mit Heuauffüllen dran. Normalerweise liegt das Heu lose
unter dem Kaninchenstall. Noch nicht angefangene Bündeln liegen auf
den überdachten Strohballen gestapelt. Stroh ist die Einstreu für die
Käfige. Heu dient neben Möhren, Salat und anderem Gemüse als Futter.
Heute ist kein loses Heu mehr übrig. Marlene ruft: "Opa, kannst du mir
bitte helfen? Unser Heu ist alle."

In das Ablagefach unter dem Kaninchenstall legt Opa den frischen
Ballen und schneidet die Bänder durch, die das gepreßte Heu zusammen
gehalten haben. In der Zwischenzeit nutzt Simon die Gelegenheit und
klettert auf den am Boden liegenden Strohballen zu den Heuballen
hinauf. Er blickt direkt in die Lücke, die Opas weggezogener Ballen
hinterlassen hat. Plötzlich ruft er aufgeregt: "Hier liegt was! Weißes
Fell. Ist das ein totes Tier?"

Sogleich kommt Marlene und schaut, was ihr Bruder gefundet hat.
"Warte!", ruft Opa. "Vorsicht, nicht anfassen!" Aber Marlene hat das
fellige Etwas schon auf den Arm genommen. "Das ist ja ein
Kuscheltier", staunt sie, "ein richtiges Schaf. Das nehmen wir mit
nach Hause!"

Gute Nacht!

zum 6. Dezember 2018
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INFOPOOL / KINDERBLICK / NATURKUNDE





TIERE/124: Der Landschwimmer ... (SB)




Der Aal ist ein besonderer, ein geheimnisvoller Fisch, der
Wissenschaftlern bis heute Rätsel aufgibt. Seine Lebensgewohnheiten
wurden soweit es bisher möglich war, genau beobachtet und erforscht,
wobei phänomenale Fähigkeiten und körperliche Besonderheiten dieses
Tieres entdeckt wurden.


Der europäische Aal - ein Fisch voller Geheimnisse

Schon vor vielen Jahrhunderten bemühten sich Wissenschaftler, das
Geheimnis um die Entwicklung eines Aals zu lüften. Doch wusste man zu
wenig, um ein schlüssiges Bild zu entwerfen. So nahm Aristoteles, ein
griechischer Gelehrter des Altertums, an, dass Aale entweder spontan
im Schlamm entstehen würden, aus Staub gebildet oder gar von
Erdwürmern geboren werden. Über lange Zeit des Mittelalters galt, dass
der Aal kein Fisch sei, sondern eher den Schlangentieren zuzuordnen
sei. Ende des 19. Jahrhunderts erkannte man, dass die durchsichtigen
Wiedenblattlarven, die zunächst als kleine Fischlein angesehen wurden,
eine Larvenform des Aals sind. Es dauerte dann noch eine lange Zeit,
bis die weitere Entwicklung von der Larvenform bis hin zum
ausgewachsenen Aal aufgezeigt werden konnte. Und bis heute ist es
Wissenschaftlern beispielsweise nicht gelungen, den Paarungsvorgang
dieser Fische in freier Wildbahn zu beobachten, wie auch der
Laichplatz der Aale der afrikanischen, japanischen und anderen
asiatischen Arten, bislang noch nicht bekannt ist.

Im folgenden werfen wir einen Blick auf dieses sonderbare Lebewesen,
das eigentlich eher einer Schlange ähnelt als einem typischen Fisch
und doch zu den echten Knochenfischen gehört. Dieses unscheinbare
Tier, dass in Flüssen und Seen lebt, also im Süßwasser, sucht nach
einer bestimmten Lebenszeit das Salzwasser des Ozeans auf, um dort an
einem ganz bestimmten Ort zu laichen.




[image: Ein großer Aal liegt auf einem Fischernetz - Foto: 2008, by Viridiflavus [CC BY-SA 3.0 (https://creativecommons.org/licenses/by- sa/3.0)], from Wikimedia Commons]

Gut zu erkennen: der durchgehende Flossensaum auf dem Aalrücken

Foto: 2008, by Viridiflavus [CC BY-SA 3.0
(https://creativecommons.org/licenses/by-sa/3.0)], from Wikimedia
Commons






Die vielen Wandlungen eines Aals

Also, der Reihe nach: fangen wir mit dem Ablaichen an. Das Aalweibchen
entläßt ihre befruchteten Eier, den sogenannten Rogen, in das Gewässer
der Sargassosee, die sich in der Nähe der Bahamas befindet. Man nimmt
an, dass das Weibchen in Wasserschichten von 3000 bis 5000 Metern
Tiefe abtaucht, um ihre ca. 20 Millionen Eier in relativ geschützten
Regionen zu entlassen, doch sind diese Angaben bisher nicht sicher
bewiesen worden. Menschen können nicht einfach in so große Tiefen
tauchen, dazu bedarf es einer ganz speziellen Tauchausrüstung, und
zählen kann man die Fischeier auch nicht, nur schätzen.
Aus den Fischeiern entwickeln sich die Larven, die aufgrund ihrer
typischen Form Weidenblattlarven genannt werden.




[image: Eine filigrane, durchsichtige und länglich geformte Larvenform schlängelt sich im Wasser - Foto: 2003, by Kils at the English language Wikipedia [CC-BY-SA-3.0 (http://creativecommons.org/licenses/by-sa/3.0/)], from wikimedia commons]

Eine Weidenblattlarve

Foto: 2003, by Kils at the English language Wikipedia [CC-BY-SA-3.0
(http://creativecommons.org/licenses/by-sa/3.0/)], from wikimedia
commons




Sie sind durchsichtig und benötigen ca. 3 Jahre, um in europäische
Küstengewässer zu gelangen. Dabei nutzen sie Meeresströmungen,
schwimmen aber auch selbst aktiv. Während ihrer langen Reise, auf der
sie bis zu 5000 Kilometer zurücklegen, ernähren sich die Larven von
Plankton. An den Küsten angelangt vollendet sich die Umwandlung des
Tieres, die bereits in ca. 100 Kilometer Entfernung begonnen hat. Aus
den Weidenblattlarven entwickeln sich Glasaale mit einer Größe von ca.
7 Zentimetern. Sie sind zwar immer noch beinahe durchsichtig, haben
aber bereits die Körperform eines Aals, nur viel kleiner.

Im Frühjahr
schwimmen sie in großer Zahl von den Küsten flussaufwärts in die
Binnengewässer, in Flüsse, Bäche und Seen eines Landes. Während dieser
Phase verändern sie sich, wachsen weiter und werden Steigaale oder
auch, aufgrund ihrer Bauchfärbung, Gelbaale genannt. Sie haben sich in
dieser Zeit von Salzwasserbewohnern zu Süßwasserfischen entwickelt. In
den nächsten Jahren erreichen sie dann ihre volle Größe. Die Weibchen
können es auf bis zu 150 Zentimeter und 6 Kilogramm Gewicht bringen,
die Männchen sind deutlich kleiner und werden nur um die 60 Zentimeter
lang. Erst nach 12 bis 15 Jahren werden die weiblichen Aale
geschlechtsreif, die männlichen nach 6 bis 9 Jahren. Die meiste Zeit
ihres Lebens verbringen die Aale in diesen Binnengewässern und erst
nach 20 manchmal erst nach 50 Jahren begeben sie sich auf den Weg
zurück zu ihrem Geburtsort, der Sargassosee.




[image: Die Grafik zeigt im Slazwasser: Blankaal, Paarung, Laich/(Rogen),Weidenblattlarveim Süßwasser: Glasaal, Gelbaal/Steigaal in verschiedener Größe - Foto: Eel-life-circle1.svg: 2009, by Salvor Gissurardottirderivative work: Carl Steinbeißer [CC BY-SA 3.0 (https://creativecommons.org/licenses/by-sa/3.0)], via Wikimedia Commons]

Stationen der Aal-Entwicklung in Salz- und Süßwasser

Foto: Eel-life-circle1.svg: 2009, by Salvor Gissurardottirderivative
work: Carl Steinbeißer [CC BY-SA 3.0
(https://creativecommons.org/licenses/by-sa/3.0)], via Wikimedia
Commons




Um diesen weiten Weg von ungefähr 5000 Kilometern zu schaffen, findet
abermals eine Umwandlung des Fisches statt. Aus den Gelbaalen werden
Silberaale, das heißt, ihre Färbung hat sich verändert, statt einer
gelben Bauchseite, schimmert sie nun silbern. Man nimmt an, dass dies
geschieht, weil diese schimmernde silberne Farbe im Meerwasser kaum
auffällt und somit zu einer Art Tarnfarbe wird.


Auf dem Weg zu seinem Geburtsort durchlebt der Aal tiefgreifende
körperliche Veränderungen

Mittels neuer Forschungsmethoden und Satellitenüberwachung ist es
möglich geworden, die Aale auf dem Rückweg zur Sargassosee zu
beobachten. Sie schwimmen teilweise gegen die Golfströmung an, suchen
tagsüber die kühleren Meerestiefen zwischen 200 und 1000 Metern auf
und nachts die wärmeren Regionen dicht unter der Wasseroberfläche.
Später nutzen sie andere Meeresströmungen, die es ihnen möglich machen
diese sehr lange Strecke innerhalb eines Jahres zurücklegen. Während
dieser Zeit nehmen sie wenig bis schließlich gar keine Nahrung mehr
auf. Das hat einen bestimmten Grund. Wichtige Körperfunktionen werden
eingestellt. Äußerlich ist zu erkennen, dass der After des Tieres sich
einzieht und die Augen größer werden - der Aal wird nun zum
sogenannten Blankaal. Bis diese Umwandlung vollendet ist, dauert es
ca. 4 Wochen.

Währenddessen wird die Nahrungsaufnahme weiter und
weiter eingeschränkt und schließlich ganz eingestellt. Sie fressen gar
nichts mehr und sie könnten es auch nicht, denn ihr Verdauungsapparat
hat sich komplett zurückgebildet. An seiner statt haben sich die
Geschlechtsorgane entwickelt, die schließlich die gesamte Leibeshöhle
einnehmen. Für diese körperliche Umwandlung wird sehr viel Energie
benötigt. Woher nimmt er sie, wenn er nicht frisst und wie kommt
es, dass der Aal nicht verhungert? Während der körperlichen Umbauphase
auf seiner letzten Reise zu seinem Geburtsort, der Sargassosee, zehrt
er ausschließlich von seinen Fettreserven, die er sich während seiner
Lebenszeit als Binnenwasserfisch zugelegt hat und die bis zu 30%
seines Körpergewichtes ausmachen. Auch wenn er harmlos aussieht, kann
er gut als Raubfisch bezeichnet werden. Er jagt und verspeist, je nach
Art, überwiegend kleine Krebse und andere Wirbellose oder vorzugsweise
kleinere Fische, was ihm das Anlegen von enormen Fettreserven
ermöglicht. Nach dieser letzten Umwandlung kommt es zur Paarung und
zum Ablaichen, danach sterben die Aale. Sie könnten ohne
Verdauungstrakt und Ausscheidungsorgan nicht weiterleben. Nun beginnt
ein neuer Entwicklungszyklus von Fischlaich, Weidenblattlarven,
Glasaalen, Gelbaalen, Silberaalen bis zu den Blankaalen.




[image: Es scheint als schwimme dieser Aal dicht über dem Boden in einem flachen Gewässer - Foto: 2004, by GerardM [CC-BY-SA-3.0 (http://creativecommons.org/licenses/by-sa/3.0/)], via Wikimedia Commons]

Olivgrüner Aal schlängelt sich durchs Wasser

Foto: 2004, by GerardM [CC-BY-SA-3.0
(http://creativecommons.org/licenses/by-sa/3.0/)], via Wikimedia
Commons






Der europäische Aal zählt zu den stark vom Aussterben
bedrohten Tieren

Schon die vielen Weidenblattlarven dienen anderen Meeresbewohnern als
Futter und die Zeit, die die Aale in den europäischen Gewässern als
Glasaale oder Gelbaale verbringen, ist besonders gefährlich, denn hier
werden sie gefangen, getötet, verkauft und gegessen. Der
Entwicklungsverlauf, der zur Fortpflanzung und Vermehrung dieser
Fische unumgänglich ist, wird auf grobe Weise unterbrochen. Immer
weniger Aale werden sich auf die Rückreise zur Sargassosee machen
können, um dort ihren Laich abzulegen. Für diesen sehr speziellen
Verlauf der Arterhaltung gibt es keine Alternative. Deshalb können
Aale nicht wie andere Fische in Fischfarmen gezüchtet werden.
Den Aalen machen weiterhin die mit Giftstoffen verschmutzten Flüsse
und Seen zu schaffen, wie auch der Schwimmblasenwurm und die Verbauung
der Gewässer mit Staumauern, die den Aalen ihre Wanderwege versperren
und die vielen Kraftwerke, in deren Turbinen sie den Tod finden.
Leider gilt der Aal vielen als Delikatesse und er wird weiterhin
gefangen und gegessen. Obgleich man besser im eigenen Interesse diesen
Fisch nicht essen sollte, denn die Giftstoffe, die für den Aal
schädlich sind, lagern sich in seinem Fettgewebe an und ist somit
bestimmt auch für uns Menschen nicht gesund.



Diesem Artikel liegen folgende Quellen zugrunde:


http://meeresbuerger.de/meer-schuetzen/nachhaltigkeit/fisch/aal/aal-wanderung.html

https://www.bund.sh.de/tiere-pflanzen/aale/

http://www.medienwerkstatt-online.de/lws_wissen/vorlagen/showcard.php?id=2270

https://www.nationalgeographic.de/tiere/der-aal-frisst-kein-aas



5. Dezember 2018
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INFOPOOL / KINDERBLICK / VERANSTALTUNGEN





ADVENT/018: Mönchengladbach -"Advent, Advent" - Süße Weihnachts-Tour für Kinder am 8.12.2018


Stadt Mönchengladbach

"Advent, Advent" - Süße Weihnachts-Tour für Kinder



Kinder, die den wahren Sinn von Weihnachten kennenlernen wollen,
sollten sich die süße Weihnachts-Tour "Advent, Advent" nicht entgehen
lassen. Die Tour führt kleine und große Stadterkunder am Samstag, 8.
Dezember 2018 auf eine spannende Zeitreise. Auf dem Spaziergang durch
die weihnachtliche Altstadt werden Weihnachtslieder gesungen und
Gladbacher über das Fest der Feste befragt. Die kleinen Besucher
erhalten Antworten auf Fragen wie: Woher kommt der Brauch, einen
Tannenbaum aufzustellen? Oder: Wie feiert man in anderen Ländern
Weihnachten?

Die Tour dauert etwa 90 Minuten, gestartet wird um 15 Uhr am Parkplatz
Geroweiher (Schild "Stadt-Touren").
Die süße Weihnachts-Tour kostet 8 Euro für Kinder und 4 Euro für
begleitende Erwachsene zzgl. 2,20 Euro Bearbeitungsgebühr pro Buchung.

Buchungen beim Reisebüro Haupts (Tel.: 02161-82 09 80), beim Ticket-
und Infoservice der FIRST-Reisebüros (Tel.: 02161-2 27 41 61) sowie
online unter www.stadttouren-mg.de. (MGMG/prs)

 * 

Quelle:

Stadt Mönchengladbach - Pressestelle

Rathaus Abtei - 41050 Mönchengladbach

Telefon (0 21 61) 25 20 81 - Telefax (0 21 61) 25 20 99

E-Mail: Pressestelle@moenchengladbach.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 6. Dezember 2018 
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HÖRFUNK/469: Deutschlandfunk Kultur - Unterwegs mit der Feuerwehr, 7.12.2018 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

Notruf 112

Unterwegs mit der Feuerwehr

Von Kristina Hafer

Kakadu. Entdeckertag

Freitag, 7. Dezember 2018, 15.05 - 15.30 Uhr, Deutschlandfunk Kultur



Die Feuerwehr hilft nicht nur, wenn's brennt oder Flüssigkeiten
auslaufen, sondern es gibt auch Rettungstaucher, die Menschen aus Seen
retten, Höhenretter im Hubschrauber und sogar extra einen Schlitten,
mit dem Personen gesichert werden können, die im Eis eingebrochen
sind. Für diesen 'Entdeckertag' haben wir Heldinnen und Helden der
Feuerwehr bei ihren Übungen und bei ihrer Arbeit begleitet und uns
sogar selbst bei eisigen Temperaturen aus dem Eis retten lassen -
natürlich nur im Rahmen einer Übung.

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Programmtip vom 27. November 2018

Raderberggürtel 40, 50968 Köln

Tel 0221.345-2160

Fax 0221.345-4803

Hörer-/Nutzerservice: info@deutschlandradio.de

Internet: http://www.deutschlandradio.de
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LESUNG/1810: Braunschweig - "Krokodil und Giraffe warten auf Weihnachten", 11.12.2018


Stadt Braunschweig

Bilderbuchkino im Heidberg: "Krokodil und Giraffe warten auf
Weihnachten"



Braunschweig. Als Bilderbuchkino ist die lustige Geschichte "Krokodil
und Giraffe warten auf Weihnachten" von Daniela Kulot am Dienstag, 11.
Dezember, um 16 Uhr, in der Zweigstelle Heidberg der Stadtbibliothek
Braunschweig, Weimarstraße 4, zu sehen. Eingeladen sind kleine
Bilderbuchfans ab drei Jahren und ihre Eltern. Anschließend kann
gemalt werden. Der Eintritt ist frei. Eine Anmeldung ist nicht
erforderlich. Weitere Informationen unter der Telefonnummer 26309473.

In der Geschichte geht es um die Zeit vor Weihnachten bei Familie
Krokodil und Giraffe. Bis Heiligabend gibt es noch so viel zu
erledigen. Bei den Vorbereitungen geht allerdings einiges schief. Der
nächste Termin für ein Bilderbuchkino im Heidberg ist Dienstag, 15.
Januar 2019. Die Zweigstelle Heidberg ist dienstags und freitags von
10 bis 18 Uhr geöffnet.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung: 04.12.2018

Stadt Braunschweig

Referat Kommunikation

Platz der Deutschen Einheit 1, 38100 Braunschweig

Postfach 3309 - 38023 Braunschweig

Telefon: (0531) 470 - 2217, - 3773, - 2757

Telefax: (0531) 470 - 29 94

E-Mail: kommunikation@braunschweig.de

Internet: www.braunschweig.de
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LESUNG/1809: Cuxhaven - Bilderbuchkino in der Bibliothek am 12.12.2018


Stadt Cuxhaven

Bilderbuchkino in der Bibliothek



Am Mittwoch, den 12. Dezember um 16 Uhr lädt das Team der
Stadtbibliothek Cuxhaven zu einem weihnachtlich-vergnügten
Bilderbuchkino ein. Kinder ab sechs Jahren können der Geschichte
"Pettersson kriegt Weihnachtbesuch" lauschen, während die Bilder zum
Buch auf einer Leinwand gezeigt werden. Im Anschluss an die Lesung
wird gebastelt.

Die Veranstaltung dauert ca. 90 Minuten, so dass Eltern in dieser Zeit
Gelegenheit haben, vorweihnachtliche Besorgungen zu erledigen. Der
Eintritt zum Bilderbuchkino ist frei! Anmeldungen bitte unter Tel.:
700 70 800, E-Mail: anne.ulmer@cuxhaven.de oder auch persönlich in der
Bibliothek.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung: 3.12.18

Stadt Cuxhaven

Büro des Oberbürgermeisters

Rathausplatz 1, 27472 Cuxhaven

Tel.: 04721/700607, Fax: 04721/700909

E-Mail: presse@cuxhaven.de
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IMI/910: Die Konstruktion des russischen Feindbilds - Beispiele aus der Politikberatung


IMI - Informationsstelle Militarisierung e.V.

IMI-Standpunkt 2018/039 vom 4. Dezember 2018

Die Konstruktion des russischen Feindbilds - Beispiele aus der
Politikberatung

von Christopher Schwitanski



Ende April 2018 veröffentlichte die tschechische Denkfabrik
European Values Think Tank eine Studie zu russischen
Desinformationsaktivitäten in Europa. Die besagte Studie mit dem
Titel Prague Manual fasst zunächst die Aktivitäten
europäischer Staaten im Umgang mit Russland zugeschriebenen
Kommunikationsaktivitäten zusammen und formuliert weiterhin
Empfehlungen für den Umgang mit selbigen. Diesen Empfehlungen widmet
sich auch ein im Herbst diesen Jahres veröffentlichtes Arbeitspapier
der Bundesakademie für Sicherheitspolitik (BAKS), welches den Autoren
der ursprünglichen Studie ein Forum bietet, die Ergebnisse ihrer
ursprünglichen Arbeit auf fünf Seiten zusammenzufassen und auf diesem
Weg zur Reproduktion und Verbreitung selbiger beiträgt. Das
Arbeitspapier der BAKS und die zugrunde liegende Studie können als
Teil eines antirussischen Diskurses gelesen werden, welcher in den
sicherheitspolitischen Institutionen Deutschlands und zahlreicher
EU- und Nato-Mitgliedstaaten vorherrscht und sich durch eine
einseitige Negativzeichnung Russlands auszeichnet, im Zuge derer in
der Regel die historischen Bedingungen der gegenwärtigen Konfrontation
zwischen der Nato und Russland ebenso wie eine kritische Perspektive
auf erstere ausgeblendet wird. Vor diesem Hintergrund werden im
Folgenden einige zentrale Stellen des BAKS-Arbeitspapiers und des
Prague Manuals wiedergegeben und diskutiert.


Generalverdacht

Im Rahmen des Arbeitspapiers wird zunächst die in den letzten Jahren
immer häufiger laut werdende Forderung erhoben, auch westlicherseits
offensive Kommunikationskampagnen unter dem Schlagwort "strategische
Kommunikation" zu betreiben, womit auf die wahrgenommene Bedrohung
durch russische Aktivität auf diesem Gebiet reagiert werden soll. In
diesem Zusammenhang wird Russlands Kommunikation als Teil einer
sogenannten "hybriden Kriegsführung"[1] dargestellt. Dabei handelt es
sich um ein relativ junges Konzept, welches nicht zuletzt dazu genutzt
wird, russische Aktivitäten im Cyber- und Informationsraum zu benennen
und diesen zugleich eine negative Deutung zu geben, wobei zumeist
ausgespart wird, dass sich die Aktivitäten westlicher Staaten in
diesen Bereichen in gleicher Weise als "hybrid" kennzeichnen ließe.

Neben der obigen Eingangsforderung warnen die Autoren des
Arbeitspapiers vor der Einflussnahme der russischen Regierung auf
einzelne europäische Politiker mittels Geld und medialer
Unterstützung. Denn im Gegenzug erwarte "der Kreml eine tolerante
Sichtweise auf Russlands aggressive Politik oder Engagement für die
Aufhebung der EU-Sanktionen. Der kritische Punkt ist erreicht, wenn
der Kreml zum Beispiel einen strategisch wichtigen Geschäftsabschluss
zwischen russischen Staatsunternehmen und europäischen Firmen
verhandeln kann, üblicherweise in der Energiebranche oder anderen
volkswirtschaftlich relevanten Sektoren. Solche Geschäfte können
lukrativ erscheinen, aber ihr tatsächlicher Zweck ist in den meisten
Fällen politisch. Nachdem solche Geschäfte abgeschlossen wurden, ist
es nur noch eine Frage der Zeit, bis der Kreml und seine
Stellvertreter versuchen, gegnerische Kräfte auf staatlicher und nicht
staatlicher Ebene lähmen [sic]. Das letztendliche Ziel ist ein weicher
Regimewechsel."[2]

Nach dieser Argumentation, mit der sich jede nicht antirussische
(Entspannungs-)Politik unter den Generalverdacht von Korruption und
Einflussnahme mit dem Ziel eines Regimewechsels stellen lässt, finden
sich weiterhin Empfehlungen entlang einer dreiteiligen Typisierung der
EU-Mitgliedstaaten: Unter dem Punkt "Empfehlungen für Länder, in denen
das Ausmaß der Bedrohung nicht erkannt oder nicht anerkannt wird",
werden diese wie folgt adressiert: "in manchen Ländern Europas wird
die Bedrohung durch russische Einflussnahme in Strategiedokumenten und
politischen Verlautbarungen überhaupt nicht oder nur in einem sehr
geringen Maße anerkannt. Diese Situation ist oft das Ergebnis enger
Wirtschaftsbeziehungen oder geht auf Sympathien für die Praktiken des
Kremls zurück."[3] In einem solchen Fall russlandfreundlicher
Regierungen oder solcher, die dem "falschen" Glauben erliegen, die
kommunikative Bedrohung aus Russland "tangiere ihre eigene innere
Sicherheit nicht", wird empfohlen, diese durch Aktivitäten der
Zivilgesellschaft umzustimmen, u. a. "durch die investigative
Auseinandersetzung mit kremlfreundlichen Akteuren und Narrativen".
Weiterhin könnten "[d]urch intensive und systematische Lobbyarbeit
[...] die Regierungen in den betreffenden Ländern - wie zum Beispiel
Irland oder Belgien - dazu gebracht werden, die Einflussnahme des
Kremls auf die Tagesordnung zu setzen und zumindest vorläufige
Präventions- und Vorbereitungsmaßnahmen zu treffen."[4] In der
vollständigen Studie finden sich weiterhin Passagen, welche Kritiker
von Nato und EU pauschal in die Nähe russischer Einflussnahme rücken:
"Die häufigsten Kandidaten für Unterstützung durch den Kreml sind
Politiker, die eine negative Perspektive auf internationale
Organisationen wie die EU oder die NATO teilen, zu Autoritarismus
tendieren oder einfach mediale oder finanzielle Hilfe für ihren
persönlichen Vorteil benötigen. Die Kultivierung solcher
Schlüsselfiguren in europäischen politischen Systemen führt nicht nur
zur Unterstützung der Interessen des Kremls auf interna
tionaler Ebene, sondern dient auch der Legitimation des korrupten und
aggressiven russischen Regimes in Europa und dem Publikum innerhalb
Russlands."[5]

Das hierin zutage tretende Deutungsmuster, Kritiker von Nato und EU
pauschal Beeinflussung durch externe Akteure zu unterstellen und ihre
Position dadurch zu delegitimieren, findet sich in ähnlicher Weise
auch in Nato-Publikationen zum Umgang mit angeblichen
Desinformationskampagnen.[6]


Die Zivilgesellschaft als Zielscheibe

In dem obigen Auszug wird weiterhin der Trend deutlich, vor dem
Hintergrund von Kommunikationsaktivitäten (wie sie im Westen
vornehmlich unter dem Stichwort "strategische Kommunikation"
erfolgen), die Zivilgesellschaft als Ort der kommunikativen
(militärischen) Auseinandersetzung zu begreifen, innerhalb dessen es
von staatlicher Seite zu intervenieren gilt. Im Arbeitspapier der BAKS
heißt es diesbezüglich, "[d]ie Zivilgesellschaft spielt grundsätzlich
eine Schlüsselrolle gegen die Unterwanderung durch den Kreml"[7] und
es wird empfohlen, die geforderten, für strategische Kommunikation
zuständigen Institutionen dem Innenministerium zuzuordnen.
Dementsprechend wird im zugrunde liegenden Prague Manual auch
wohlwollend die Aktivität von Nichtregierungsorganisationen
betrachtet, welche sich dem Widerlegen von Falschinformationen
verschrieben haben. Auf der anderen Seite wird gefordert,
Nichtregierungsorganisationen zu identifizieren, die wissentlich oder
unwissentlich die Politik Russlands unterstützen. Insbesondere die
Konzeption einer unwissentlichen oder nicht intendierten Unterstützung
bietet potentiell die Möglichkeit, wie oben bereits angesprochen,
kritische zivilgesellschaftliche Akteure unter den Verdacht zu
stellen, im Sinne Russlands zu agieren.[8]

Diese Entwicklung spiegelt sich aktuell auch in der gemeinsamen
Krisenmanagement-Übung von Nato und EU "Hybrid Exercise Multilayer
18", sowie der 2017 vorangegangenen Übung wider, welche in ihren
Szenarien von feindlichen zivilgesellschaftlichen Akteuren
ausgehen.[9]


Schwarz-Weiß-Denken

Die obigen Auszüge machen bereits die antirussische Stoßrichtung der
Studie deutlich und fügen sich damit in den gegenwärtigen Trend
aggressiver Rhetorik gegenüber Russland seitens der Nato und der EU.
Eine differenzierte Problematisierung von Falschinformationen ebenso
wie der Außenpolitik Russlands (wobei aufzuzeigen wäre, an welcher
Stelle diese beiden Aspekte tatsächlich zusammengehen) findet sich an
dieser Stelle nicht. Vielmehr wird eine übersimplifizierte
Schwarz-Weiß-Zeichnung der gegenwärtigen Konfrontation mit Russland
sowie die Forderung präsentiert, eben diese offensiver in die
Gesellschaft zu tragen und Gegenstimmen mit dem Verdacht der
Fremdlenkung und Propaganda von vornerein zu delegitimieren.

Die hinter der Studie stehende Denkfabrik European Values sieht
sich laut ihrer Website als Verteidigerin der liberalen Demokratie und
berät politische Entscheidungsträger in der Bekämpfung von
Extremismus, radikalen Regimen und autoritären Tendenzen. Weiterhin
betreibt sie das Programm Kremlin Watch, im Rahmen dessen
versucht wird, Russland zugeschriebene Kommunikationsaktivitäten in
der EU aufzudecken und welches u. a. vom Militärrat der Nato
ausgezeichnet wurde. Dabei scheinen friedliche Beziehungen zu Russland
für die selbsternannten Verteidiger europäischer Werte mit selbigen
unvereinbar zu sein.
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SOZIALISTISCHE ZEITUNG/2320: Nächste Runde gegen den Pflegenotstand


SoZ - Sozialistische Zeitung Nr. 12 · Dezember 2018

Friede den Hütten - Krieg den Palästen!

Nächste Runde gegen den Pflegenotstand

Bundesweites Bündnistreffen in Hamburg

von Violetta Bock



Es begann in der Charité, es ging weiter im Saarland, Essen,
Düsseldorf... Nach der Organisierung in einigen Krankenhäusern wachsen
gesellschaftliche Bündnisse zur Unterstützung der Streiks. Und in vier
Bundesländern werden Pflegeentscheide durchgeführt.


Am 9. bis 11. November folgte der nächste Schritt. In Hamburg
wurde zum bundesweiten Bündnistreffen eingeladen. Eingeladen waren
alle, die irgendwo in einem zivilgesellschaftlichen Bündnis gegen den
Pflegenotstand mitarbeiten oder eines gründen wollen. Obwohl erst ein
paar Wochen zuvor das Treffen "Krankenhaus statt Fabrik" in Stuttgart
stattgefunden hatte, kamen etwa 50 Aktive aus elf Städten. Der
Zusammenhang "Krankenhaus statt Fabrik" existiert schon länger und
setzt sich mit den Entwicklungen in der Gesundheitspolitik von
Privatisierung bis zu Fallpauschalen auseinander. Hier sind
Organisationen wie Ver.di und der Verein Demokratischer Ärztinnen &
Ärzte (VDÄA) vertreten. Zur Bündnisarbeit gab es auch schon kleinere
Treffen, etwa der Rosa-Luxemburg-Stiftung. Das Bündnistreffen im
November war nun allerdings das erste größere, bei dem der
Erfahrungsaustausch über die regionale Bündnisarbeit und die
politische Herangehensweise im Vordergrund stand.


Jens Spahns Gesetzentwurf

Zu Beginn ging es um Spahns neues Pflegepersonalstärkungsgesetz. Wie
leider von Spahn nicht anders zu erwarten, ist es genau das Gegenteil
von dem, was nötig wäre. Wie das Hamburger Bündnis für mehr Personal
im Krankenhaus bemängelt, schreibt das Gesetz den Pflegenotstand fest,
da die Personalplanung sich weiterhin nicht am Bedarf der Menschen
orientiert, sondern an sehr willkürlichen Untergrenzen. Nur in
bestimmten Bereichen (Geriatrie, Unfallchirurgie, Intensivstationen,
Kardiologie) und nur in den allerschlimmsten Fällen soll demnach
durchschnittlich mehr Personal eingesetzt werden.

Die Befürchtung besteht daher, dass das Gesetz sogar zum Abbau von
Personal führen kann, und dafür gibt es bereits erste Anzeichen.
Notwendig wäre die Ermittlung des tatsächlichen Pflegebedarfs, aber
genau dies wird umgangen. "Dieses Gesetz hat ein schwarzes Loch in
seinem Zentrum - es fehlt ein Instrument zur Personalbemessung, und
genau das wollen wir liefern. Unser Gesetz wäre in dieser Situation
der entscheidende Baustein zur Beendigung des Pflegenotstands in den
Hamburger Krankenhäusern", kommentiert Axel Hopfmann, Sprecher des
Hamburger Bündnisses, den Gesetzesentwurf des Volksbegehrens Hamburg.

In der Politik ist das Thema nur dem Namen nach angekommen, noch wird
sich auf jede erdenkliche Art gewunden, etwas gegen den Pflegenotstand
zu unternehmen, was Gewinne und Profite antasten könnte. Genau dafür
ist gesellschaftlicher Druck notwendig, der von Beschäftigten und
regionalen Bündnissen getragen wird.


Tarifbewegung, Volksentscheide, Aktionen

Bundesweit gibt es inzwischen etwa zwanzig solcher Bündnisse. Das
Treffen in Hamburg hatte sich deshalb die Verbesserung der Vernetzung
und den Erfahrungsaustausch vorgenommen. Dafür wurden am Samstag vier
Arbeitsgruppen eingerichtet. In der ersten wurden die
tariflichen Auseinandersetzungen behandelt. Dabei ging es nicht nur um
die Frage, wie sie bestmöglich zu unterstützen sind, sondern auch
darum, wie mit Ver.di umgegangen wird. Die Erfahrungen mit der
Gewerkschaft sind regional sehr unterschiedlich. Während in manchen
Orten die Gewerkschaft voll hinter den Bündnissen steht, agiert Ver.di
in Hamburg gegen das Bündnis, in anderen Städten wird es zwar vom
Fachbereich Gesundheit, aber nicht von der gesamten Gewerkschaft
unterstützt.

In der zweiten Arbeitsgruppe ging es um die Volksentscheide.
Derzeit werden sie in Berlin, Bremen, Hamburg und Bayern durchgeführt
und haben sich als effektives Mittel herausgestellt, um den Kontakt zu
den Beschäftigten zu stärken und die Unterstützung der Öffentlichkeit,
von Patienten, Angehörigen usw., zu mobilisieren. In weiteren
Bundesländern, wie Nordrhein-Westfalen und Schleswig-Holstein, sind
sie geplant.

Das ist umso drängender, als der Senat in Hamburg gegen den Entscheid
des Hamburger Pflegebündnisses Anfang November Klage eingereicht hat.
Der Gesetzesvorschlag des Volksbegehrens soll vom Verfassungsgericht
überprüft werden, weil darin die Personalbemessung in die
Zuständigkeit der Krankenhäuser fallen soll - und damit auch die Zahl
der Einstellungen. Der Senat argumentiert, dass es für die
Personalbemessung Gesetze auf Bundesebene gibt, der Inhalt des
Volksbegehrens damit nicht in die Zuständigkeit des Landes falle und
somit nicht wirksam sei.

Zweitens beklagt der Senat, dass der Volksentscheid verschiedene
Bereiche koppelt. So betreffen die vom Gesetzentwurf angestrebten
Regelungen nicht nur Pflegekräfte, sondern ebenso Hebammen und
Reinigungskräfte. Der Ausgang der Klage ist noch ungewiss und nicht
nur eine juristische, sondern auch eine politische Frage, die wegen
ähnlich lautender Texte auch für andere Regionen brisant werden kann.
Gerade deshalb ist es wichtig, auch in weiteren Bundesländern mit
Volksbegehren den Druck zu erhöhen.

In einer dritten Arbeitsgruppe ging es um Aktionsformen und
Ideen neben Streiks und Volksbegehren. In Hamburg wurden vor dem
Hintergrund des niedrigen Organisationsgrads und der Schwierigkeiten
mit Ver.di gute Erfahrungen mit der Klagemauer gemacht. Das Prinzip
ist simpel: Beschäftigte, Patienten und Angehörige werden
aufgefordert, auf einer Pinnwand vor einem Krankenhaus die Probleme in
der Pflege aufzuschreiben. Dadurch werden Kontakte aufgebaut und man
lernt die spezifischen Probleme in einem Haus kennen. Solch gezielte
Aktionen konnten dazu beitragen, betriebliche und organisierende Kerne
in Krankenhäusern aufzubauen.

Es wurden aber auch Aktionen diskutiert, die man bundesweit gemeinsam
durchführen kann - etwa ein olympischer Brief, der von Norden bis
Süden von Krankenhaus zu Krankenhaus weitergereicht wird und auf dem
Beschäftigte für eine bedarfsgerechte Pflege unterschreiben. Er wird
im Januar in Flensburg starten und soll Anfang Juni bei der
Gesundheitsministerkonferenz überreicht werden.

In einer vierten Arbeitsgruppe wurden Erfahrungen mit Medien
ausgetauscht.


Probleme

Während der Samstag dem Voneinanderlernen gewidmet war, ging es am
Sonntag um die bessere Zusammenarbeit. Geplant sind eine gemeinsame
Resolution, ein weiteres Bundestreffen sowie die Schaffung einer
bundesweiten Struktur zur Verstetigung der Vernetzung und
Zusammenarbeit. Die Konferenz war damit ein gelungener Auftakt für die
bundesweite Zusammenarbeit der gesellschaftlichen Bündnisse gegen den
Pflegenotstand. Bestehen bleibt die Herausforderung, wie man etwa
Regionen wie das Saarland besser mit einbezieht. Dort ist die
gewerkschaftliche Struktur und die Unterstützung durch Ver.di am
stabilsten, bislang gibt es jedoch noch kein eigenständig agierendes
Unterstützungsbündnis.

Auch die Zusammenarbeit mit der LINKEN ist ausbaufähig. Die Partei hat
zwar selbst die Pflegekampagne ausgerufen und bei der
Unterschriftensammlung aktiv mitgearbeitet, besonders in Bayern,
dennoch war außer einzelnen Mitgliedern die Partei als Struktur beim
Bündnistreffen nicht dabei. Sie führte stattdessen parallel ein
Aktiven- und Aktionstreffen zur Pflegekampagne in Göttingen durch.
Ähnliche Erfahrungen gibt es an vielen Orten. Daraus lässt sich gerade
vor dem Hintergrund der Diskussionen um eine Bewegungspartei viel
lernen.
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VORWÄRTS/1422: Ausschaffungen sind keine Lösung! Alle an die Demo!


vorwärts - die sozialistische zeitung, Nr. 39/40 vom 29. November 2018

Ausschaffungen sind keine Lösung! Alle an die Demo!



Die Gewalt während Ausschaffungen ist traumatisierend. Wer flüchtet
oder migriert nimmt oft eine lebensgefährliche und teure Reise in
Kauf. Ausschaffungen führen Menschen unter Zwang dorthin zurück, wo
sie um jeden Preis weg wollten oder weg mussten. Ausschaffungen
missachten die körperliche und psychische Integrität. Regelmässig
sterben Menschen wegen Ausschaffungen. Die im Herkunftsstaat drohende
Verfolgung, Armut oder soziale Isolation kümmert die Behörden nicht.
Die menschenfeindlichen Folgen von Ausschaffungen werden einfach in
Kauf genommen.

Um Menschen abzuschieben, wurden spezielle Gesetze geschaffen. Diese
Gesetze gelten für Schweizer*innen nicht. Gemäss dieser Gesetze dürfen
abgewiesene Menschen über fünfeinhalb Jahre eingesperrt werden, ohne
dass sie jemals eine kriminelle Tat begangen haben. Diese sogenannte
Administrativhaft ist nicht die einzige Zwangsmassnahme. Abgewiesene
Menschen können zudem verpflichtet werden, Gebiete nicht zu verlassen
(Eingrenzung) oder nicht zu betreten (Ausgrenzung). Für die Anordnung
dieser freiheitsberaubenden Massnahmen braucht es kaum richterliche
Entscheide. Es reicht die Einschätzung von Behörden. Um den Willen von
Menschen ohne Aufenthaltsbewilligung zu brechen, damit sie selber aus
der Schweiz ausreisen, werden sie in der sogenannten Nothilfe
zermürbt. Die schlechten Unterkünfte und die ca. 8 Franken pro Tag
sind zu viel, um zu sterben und zu wenig, um zu leben. Die Nothilfe
ist wie psychische Folter und macht krank.

Ein Teil der Bevölkerung will abgewiesene Menschen um jeden Preis
ausschaffen. Aber nicht alle Staaten akzeptieren Ausschaffungen
automatisch. Deshalb versuchen die Behörden in Europa und der Schweiz
mit Staaten im globalen Süden sogenannte Rücknahmeabkommen oder
Migrationspartnerschaften auszuhandeln. Dabei profitiert die Schweiz
von ihrer Vormachtstellung, um die Herrschenden in Herkunftsstaaten
unter Druck zu setzen. Ob mit diktatorischen Regimes oder
demokratischen Regierungen - der Mechanismus bleibt derselbe: Je mehr
ein Staat Ausschaffungen akzeptiert, desto höher sind die finanzielle
Unterstützung, die politische Anerkennung oder wirtschaftlichen
Anreize. Umgekehrt droht die Schweiz mit politischen oder
wirtschaftlichen Sanktionen oder der Kürzung von
Entwicklungsbeiträgen.

Wegen der Dublinverordnung werden jedes Jahr zehntausende
Migrant*innen zwischen europäischen Staaten hin- und hergeschoben. Die
Schweiz ist darin Europameisterin. Kein anderer europäischer Staat
führt mehr Dublin-Abschiebungen durch als die Schweiz. Im Durchschnitt
werden jeden Tag 54 Geflüchtete von einem Asylverfahren in der Schweiz
ausgeschlossen und abgeschoben. Die Schweiz übernimmt von europäischen
Grenzstaaten kaum Geflüchtete. Über das Relocation-Programm waren es
in den letzten drei Jahren nur 1500 Asylsuchende aus Italien und
Griechenland.

DEMO: 8. Dezember, 14 Uhr, Bern, Bundesplatz


Mehr Infos zur Demo:

https://migrant-solidarity-network.ch/demo-ausschaffungen-sind-keine-loesungen/
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MUSIK/561: WDR - Leverkusener Jazztage 2018, Myles Sanko und Charles Pasi, 7.12.2018 (WDR)


Westdeutscher Rundfunk Köln (WDR) - Programmtip

Jazzline: Myles Sanko / Charles Pasi

Aufzeichnung der Leverkusener Jazztage 2018

Jazzline

Freitag, 7. Dezember 2018, 00.55 - 02.35 Uhr, WDR Fernsehen



Der Mann hört sich fantastisch an und sieht bei der Ausübung seines
Berufs in perfekt sitzenden Anzügen auch noch verdammt gut aus. Myles
Sankos Stimme ist kraftvoll, dynamisch und energieladen, changiert
zwischen Jazz, Soul und Funk - und wirkt in Kombination mit seinem
eleganten Äußeren stets wie aus dem Ei gepellt. Geboren im ghanaischen
Accra, kam Myles Sanko schon als Kind mit verschiedenster Musik in
Kontakt: "Reggae, Soul, Folk, Funk, Jazz - alles war dabei". Als
Jugendlicher migrierte er mit seiner Familie nach Großbritannien und
hatte als Teenie in Cambridge erste Auftritte, bei denen er sang und
rappte. Auf den Bühnen von Bars und Clubs seiner neuen Heimatstadt
wächst und gedeiht der Sound von Myles Sanko; Jazz-lastiger Funk
verschmilzt locker und leicht mit dem Soul seiner Stimme. 2013
erscheint die Debüt-EP "Born In Black & White", 2016 das Album, mit
dem Sanko seine künstlerische Identität festigt: "Just Being Me"
lautet der Titel, so programmatisch wie selbstverständlich. Wo Myles
Sanko ist, strahlt und funkelt das Rampenlicht von Jazz, Soul und
Funk. Möglicherweise fungiert er als geschmeidige Verbindung zwischen
Gregory Porter und Michael Kiwanuka. Ganz sicher aber ist Myles Sanko
der Typ, der sowohl akustisch wie optisch vor allem eins macht: "bella
figura".

Der französische Sänger und Mundharmonika-Spieler Charles Pasi mag es
nicht, als Soul- oder Bluesman, Jazzer oder Rocker einsortiert zu
werden. Das Entscheidende sei, so Pasi, verschiedene Styles
miteinander zu verbinden. Charles Pasi, 1984 in Paris geboren,
studierte am "Saint College of Music" in Rom und an der Pariser
Jazzschule "CIM" und legt Wert darauf, sein stilistisches Potenzial
weit aufzufächern. Er spielte als Sideman in der Band von Carla Bruni,
trat als Support für Maceo Parker und Zaz auf - und setzt neben seiner
Stimme hier wie da seine Bluesharp ein. Vorbild für Pasi ist dabei Bob
Dylan. Keineswegs aber wegen dessen Virtuosität: "Dylans
Harmonikaspiel ist furchtbar. Er hat seinen eigenen Stil, aber er
trifft wirklich keinen Ton". Etwas, das Pasi stets gelingt. Bei seinem
Schaffen auf der Bühne, und auch dann, wenn er - so keck wie gewagt -
sein Debüt "Mainly Blue" an Archie Shepps Managerin schickte und
fragte, ob der Tenorsaxophonist eventuell auf seinem nächsten Album
mitspielen würde. Die Sache blieb nicht konjunktivisch, sondern wurde
real. Hat Archie Shepp tatsächlich gemacht. Hören man die
Zusammenarbeit auf Pasis Album "Uncaged". Seit 2017 ist Charles Pasis
Erfolgsstory noch um ein Kapitel reicher: "Bricks" ist das erste Album
eines französischen Sängers, das von dem renommnierten amerikanischen
Jazzlabel "Blue Note Records" veröffentlicht wurde.
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MUSIK/560: WDR - "Der beste Chor im Westen", das Halbfinale, 7.12.2018 (WDR)


Westdeutscher Rundfunk Köln (WDR) - Programmtip

"Der beste Chor im Westen"

Zehn Halbfinalisten stehen fest

Live-Übertragung aus Köln

07.12.2018, 20.15 - 21.45 Uhr | WDR Fernsehen



Zehn Chöre aus Nordrhein-Westfalen haben sich für das Halbfinale der
Show "Der beste Chor im Westen" qualifiziert. Sie treten am Freitag,
den 7. Dezember, ab 20.15 Uhr im WDR Fernsehen gegeneinander an - der
WDR überträgt live aus dem Studio in Köln-Bocklemünd. Bei den
Vorentscheiden in Duisburg und in Hamm haben die Chöre die Jury
bereits von sich überzeugt, in der Live-Show geht es jetzt darum, auch
das Publikum vor dem Fernseher für sich zu gewinnen.

Mit dabei sind:

- Die Erben aus Köln

- musical kids Rheinhausen aus Duisburg

- Trallafitti Showchor aus Dortmund

- Unity-Chor der ESG Münster

- VoiceOver aus Dormagen

- BonnVoice aus Bonn

- Chorgemeinschaft Voßwinkel-Höingen aus Arnsberg

- DIN A5 aus Bielefeld

- FLOW aus Aachen

- HERRENmitDAMEN aus Köln

"Ich bin immer wieder beeindruckt, was es mit unserem Studio macht,
wenn 350 Sängerinnen und Sänger die WDR-Showbühne in Beschlag nehmen",
sagt Marco Schreyl, der auch in diesem Jahr die Live-Shows moderieren
wird. "Das Halbfinale wird dieses Jahr in jedem Fall
abwechslungsreich, und auch emotional wird es wieder hochhergehen.
Aber wer tatsächlich das Rennen macht? Ich könnte mich nur schwer
entscheiden, welcher Chor in diesem Jahr der Beste ist - da setze ich
voll auf das Urteil der Jury und des WDR-Publikums."

Während der Sendung wird Reporterin Marwa Eldessouky im Greenroom die
Stimmung bei den Chören einfangen. In der Jury sitzen wie im Vorjahr:
Sänger und Moderator Giovanni Zarrella, Natalie Horler, Frontfrau des
Trios Cascada, Jane Comerford, Leadsängerin der Country-Band Texas
Lightning, und Rolf Schmitz-Malburg vom Rundfunkchor des WDR.

Im Halbfinale am Freitag wählt das Publikum seine vier Favoriten aus,
die Jury darf einen fünften Chor in die Endrunde schicken. Die fünf
Finalteilnehmer haben dann eine Woche Zeit, sich auf den großen
Live-Entscheid am 14. Dezember (20.15 Uhr im WDR Fernsehen)
vorzubereiten. Der Gewinner-Chor erhält ein Preisgeld von 10.000 Euro
und eine Überraschung. Für einen der Chöre spendiert der WDR
Rundfunkchor außerdem ein gemeinsames Konzert.

"Der beste Chor im Westen" ist eine Produktion des Westdeutschen
Rundfunks in Zusammenarbeit mit Bavaria Entertainment.

Redaktion: Teresa Jochimsen und Anne Leudts

Infos, FAQs und die Teilnahmebedingungen auf derbestechor.wdr.de

 * 

Quelle:

Programmtip vom 1. Dezember 2018

Herausgeber:

Westdeutscher Rundfunk Köln (Anstalt des öffentlichen Rechts)

Appellhofplatz 1, 50667 Köln

Postanschrift: 50600 Köln

Pressestelle - Telefon: 0221/220-7100

E-Mail: wdrpressedesk@wdr.de

Internet: www.wdr.de
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FEATURE/1154: Deutschlandfunk - Solschenizyns Rückkehr nach Russland, 7.12.2018 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

Volksfeind und Heiliger

Solschenizyns Rückkehr nach Russland

Von Mario Bandi

Deutschlandfunk/WDR/rbb 2018

Das Feature

Freitag, 7. Dezember 2018, 20.10 - 21.00 Uhr, Deutschlandfunk



Perm im Ural: Die Region war eines der größten Gebiete im Archipel
Gulag. Die Alten hier erinnern sich deutlich an die Zeit des Großen
Terrors. Sie sind Überlebende der Arbeitslager oder Kinder der
Überlebenden. Von ihren Geschichten will das offizielle Russland
nichts mehr wissen. Allein Aktivisten der regierungskritischen
Organisation 'Memorial' hören ihnen noch zu. In diesem Jahr steht die
'Memorial'-Expedition im Zeichen des 100. Geburtstages von Alexander
Solschenizyn. Aus seinen Büchern weiß die Welt von Menschlichkeit und
Niedertracht im System der stalinistischen Straflager. Erst nach der
Perestroika wurde 'Archipel Gulag' auch in der Sowjetunion
veröffentlicht, jetzt droht sein Hauptwerk aus dem Literaturkanon der
Schulen zu verschwinden.

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Programmtip vom 27. November 2018

Raderberggürtel 40, 50968 Köln

Tel 0221.345-2160

Fax 0221.345-4803

Hörer-/Nutzerservice: info@deutschlandradio.de

Internet: http://www.deutschlandradio.de
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MELDUNG/1796: WDR 4 - Unter Tage. Filme über Bergbau, 6.12.2018 (WDR)


Westdeutscher Rundfunk Köln (WDR) - Programmtip

Unter Tage - Filme über Bergbau

Moderation: Manfred Behrens

WDR 4 Soundtrack

Donnerstag, 6.12.2018, 21.00 - 22.00 Uhr | WDR 4



In Nordrhein-Westfalen endet die Bergbaugeschichte Ende des Jahres.
Wenn man sich das Leben der Kumpel in Zukunft vergegenwärtigen will,
muss man sich in der Film- und Fernsehgeschichte umschauen.

"Rote Erde" ist eine Fernsehserie, die erstmals 1983 auf dem
Bildschirm lief, sie erzählt vom Bergbauleben über einen Zeitraum von
siebzig Jahren.

Der englische Film "Brassed off" schildert den Kampf der Bergleute um
ihre Kohlenzeche und um ihr Blasorchester und der amerikanische Film
"Harlan County, USA" berichtet vom Streik der Kohlearbeiter gegen
ihren Arbeitgeber. "69 Tage Hoffnung" widmet sich dem Grubenunglück in
Chile, bei dem 33 Bergleute 69 Tage lang verschüttet waren.

Solche Filme haben selten ein Happy End, sie schildern immer den Kampf
des kleinen Mannes, der unter Tage schuften muss, der davon krank wird
und der irgendwann erfahren muss, dass seine Arbeitskraft nicht mehr
benötigt wird.

 * 

Quelle:

Programmtip vom 3. Dezember 2018

Herausgeber:

Westdeutscher Rundfunk Köln (Anstalt des öffentlichen Rechts)

Appellhofplatz 1, 50667 Köln

Postanschrift: 50600 Köln

Pressestelle - Telefon: 0221/220-7100

E-Mail: wdrpressedesk@wdr.de

Internet: www.wdr.de
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MUSIK/2774: WDR 3 - Die Bassistin Hendrika Entzian, 6.12.2018 (WDR)


Westdeutscher Rundfunk Köln (WDR) - Programmtip

Die Bassistin Hendrika Entzian

Preisträgerin des WDR Jazzpreises 2018 in der Kategorie "Komposition"

Szene NRW: WDR 3 Jazzfest

Jazz & World

6. Dezember 2018, 22.04 - 00.00 Uhr | WDR 3



In der Szene NRW: ein musikalisches Portrait der vielseitigen, jungen
Kölner Musikerin, Bassistin, Komponistin und Orchesterleiterin
Hendrika Entzian.

Es gehört zu den festen Bestandteilen des WDR 3 Jazzfests, die
ehemaligen Gewinnerinnen und Gewinner des WDR Jazzpreises in den
Folgejahren erneut einzuladen und ihre aktuellen Projekte zu
präsentieren. Die Kölner Kontrabassistin und Komponistin Hendrika
Entzian wurde 2018 mit dem WDR Jazzpreis (in der Kategorie
Komposition) ausgezeichnet. Gewährte sie im letzten Jahr in Gütersloh
Einblicke in ihre Schreibstube, so hat Entzian diesmal ein eigenes
Orchester zusammengestellt, mit dem sie den dynamisch
ausdifferenzierten Modern Jazz ihres Quartetts auf eine große
Besetzung überträgt: als lineares Geflecht der Stimmen, die sich wie
zufällig zu Klangballungen verdichten.

 * 

Quelle:

Programmtip vom 3. Dezember 2018

Herausgeber:

Westdeutscher Rundfunk Köln (Anstalt des öffentlichen Rechts)

Appellhofplatz 1, 50667 Köln

Postanschrift: 50600 Köln

Pressestelle - Telefon: 0221/220-7100

E-Mail: wdrpressedesk@wdr.de

Internet: www.wdr.de
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TALK/1624: WDR 5 - Straßenausbau. Mein Haus, unsere Straße, aber wer zahlt? 6.12.2018 (WDR)


Westdeutscher Rundfunk Köln (WDR) - Programmtip

Straßenausbau - Mein Haus, unsere Straße, aber wer zahlt?

Stadtgespräch

Bernhard Hoppe-Biermeyer, CDU, Landtag NRW

Andreas Jotzo, Initiative "Gerechte Straße"

Gudrun Jürging-Nolte, Anwohner, Herford

Tim Kähler, SPD, Bürgermeister der Stadt Herford

Moderation: Judith Schulte-Loh und Elke Vieth

Donnerstag, 6. Dezember 2018, 20.05 - 21.00 Uhr | WDR 5



Es kann jeden treffen: Wird die Straße vor der Haustür saniert, bitten
Städte und Gemeinden zur Kasse und beteiligen die Anlieger an den
Kosten. Viele Hausbesitzer sind finanziell überfordert. Wie gerecht
sind Straßenausbau-Beiträge?

Fünfstellige Beträge für den Straßenausbau sind keine Seltenheit,
zahlbar innerhalb kurzer Zeit. Viele Anlieger fragen: Warum sollen nur
einige zahlen, wenn doch alle die Straßen nutzen?

Auf die Beteiligung der Bürger können wir nicht verzichten, sagen
dagegen die meisten Kommunen. Der Bund der Steuerzahler sammelt
Unterschriften gegen die Straßenausbau-Beiträge. Das Land ist
zuständig, der NRW-Landtag debattiert über eine Abschaffung oder
zumindest Härtefallregelungen? Erste Städte in NRW, Herford,
Recklinghausen und Solingen z.B., haben bereits auf die Proteste der
Bürger reagiert und die Kostenbeteiligung bis zum Zeitpunkt einer
Entscheidung im Landtag ausgesetzt.
Landstraße, Anliegerstraße, Erstausbau, Sanierung der Fahrbahn- je
nach Zuordnung werden Beiträge erhoben- von bis zu 200.000 Euro.

Wir fragen Sie: Wie gerecht sind Straßenausbau-Beiträge? Was kommt auf
Sie zu? Sind auch Mieter oder nur Hausbesitzer betroffen?

Redaktion: Solveig Münstermann und Elke Vieth

WDR 5 Stadtgespräch: Ärger um Straßenausbau-Beiträge

Datum: Donnerstag, 06.12.2018

Ort: Gemeindehaus Herford-Herringhausen

Zum Grünen Wald 12

32051 Herford-Herringhausen

Beginn: 20.05 Uhr

Karten: Eintritt frei

 * 

Quelle:

Programmtip vom 3. Dezember 2018

Herausgeber:

Westdeutscher Rundfunk Köln (Anstalt des öffentlichen Rechts)

Appellhofplatz 1, 50667 Köln

Postanschrift: 50600 Köln

Pressestelle - Telefon: 0221/220-7100

E-Mail: wdrpressedesk@wdr.de

Internet: www.wdr.de
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INFOPOOL / MEDIEN / VERANSTALTUNGEN





VORTRAG/236: Essen - Zwischen Idylle und Horror. Die Tradition des Heimatfilms, 18.12.2018


idw - Pressemitteilung: Kulturwissenschaftliches Institut Essen (KWI)

CineScience: Zwischen Idylle und Horror - Die Tradition des
Heimatfilms

Reihe CineScience - Heimat im Film

Dienstag, 18. Dezember 2018, 20 Uhr

Filmstudio Glückauf, Rüttenscheider Str. 2, 45128 Essen



Der Heimatfilm wirkt heute wie aus der Zeit gefallen. In einer
zunehmend globalisierten und urbanisierten Welt scheint wenig Platz
für die Idylle von Naturverbundenheit zwischen Stadl und Enzian.

Der erste Abend der Reihe zu Darstellungen von "Heimat" im Film bietet
einen Querschnitt durch Tradition, Ikonografie und Geschichte des
Heimatfilms. Mit Ausschnitten aus Filmen wie Der verlorene Sohn
(1934), Grün ist die Heide (1952) sowie der umfangreichen Heimat-Reihe
von Edgar Reitz beschäftigen sich die Geschichtswissenschaftler*innen
Armin Flender (KWI) und Anna Marie Strommenger (Universität
Duisburg-Essen) sowie der Literaturwissenschaftler Jan Wilm (KWI).
Anhand der Ausschnitte soll über die Besonderheiten und
Absonderlichkeiten des Genres diskutiert werden.

REFERENTEN

Armin Flender, Historiker und Geschäftsführer des

Kulturwissenschaftlichen Instituts Essen (KWI)

Anna Marie Strommenger, Historikerin im DFG-Graduiertenkolleg 1919 an
der Universität Duisburg-Essen (UDE)

Jan Wilm, Literaturwissenschaftler und Mitarbeiter am KWI

TICKETS

Karten sind im Vorverkauf beim Filmstudio Glückauf unter der
Telefonnummer 0201 - 439 366 33 oder an der Abendkasse erhältlich.
Eintritt: 5 Euro, ermäßigt 3 Euro

VERANSTALTER

Eine Veranstaltung des Kulturwissenschaftlichen Instituts Essen (KWI)
in Kooperation mit dem Filmstudio Glückauf, gefördert vom Verein zur
Förderung der Kulturwissenschaften und der Stiftung für
Kulturwissenschaften

https://www.kwi-nrw.de/home/veranstaltung-928.html

Link zur Veranstaltung

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution595

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Kulturwissenschaftliches Institut Essen (KWI), 03.12.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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AUGEN/484: Bei Innenraum-Beleuchtung auf Blaulichtanteil achten (idw)


Bundesamt für Strahlenschutz - 30.11.2018

Advent, Advent, ein Lichtlein brennt

BfS rät dazu, bei Innenraum-Beleuchtung auf Blaulichtanteil zu achten



Kurze Tage und der zusätzliche Wunsch nach Behaglichkeit lassen gerade in
der Vorweihnachtszeit Wohnungen und Häuser in künstlichem Licht
erstrahlen. Rund 73 Prozent der Haushalte nutzen aktuell LEDs als
Innenraumbeleuchtung - nach dem Aus der Glühlampe und dem schrittweisen
Verschwinden der Energiesparlampe ist ihr Marktanteil in den letzten zehn
Jahren von 1,4 Prozent auf 61 Prozent gestiegen. Um mögliche Risiken für
das Auge zu vermeiden, rät das Bundesamt für Strahlenschutz (BfS) dazu,
bei künstlicher Beleuchtung auf den Blaulichtanteil zu achten. Ob und in
welchem Umfang künstliche Lichtquellen zu Langzeitfolgen beitragen können,
ist Gegenstand der Forschung.

Bei LEDs entsteht das weiße Licht in den meisten Fällen aus einer Mischung
von Blau und der Komplementärfarbe Gelb. "Gerade der energiereiche Teil
des Lichtspektrums, zu dem die Farben Blau und Violett zählen, kann jedoch
Schäden am Auge verursachen. Wichtig bei der Beleuchtung ist daher die
Lichtfarbe, die unter anderem durch die Farbtemperatur beschrieben wird.
Je wärmer das Licht, desto geringer der Blaulichtanteil", betonte die
Präsidentin des Bundesamts für Strahlenschutz, Inge Paulini.

Blaulicht kann Schäden in der Netzhaut hervorrufen, die auf lange Sicht zu
einer Einschränkung der Sehfähigkeit führen können. Darum gibt es in
Normen für Leuchtmittel definierte Werte, die auch das Risiko für Schäden
an der Netzhaut durch Blaulicht berücksichtigen. Im Rahmen der
Produktsicherheit ist der Hersteller dazu verpflichtet abzusichern, dass
bei bestimmungsgemäßen Gebrauch keine Schädigung der Verbraucher eintritt.
Aus Vorsorgegründen sollte aber auf eine übermäßige Nutzung von
Lichtquellen mit hohem Blaulichtanteil verzichtet werden.

Das BfS gibt folgende Tipps für eine gute Beleuchtung:

- Blaulichtanteil: 

Orientierung zur Einschätzung des
Blaulichtanteils bietet die Farbtemperatur in Kelvin. Je geringer die
Farbtemperatur, also je wärmer das Licht, desto niedriger der
Blaulichtanteil. Farbtemperaturen unter 3.300 K bezeichnet man als
Warmweiß, von 3.300 - 5.300 K als Neutralweiß und über 5.300 K als
Tageslichtweiß oder Kaltweiß.

- Sorgfalt im Kinderzimmer: 

Die Augenlinse von Kindern ist für
kurzwelliges Licht durchlässiger. Bei ihnen kommt mehr energiereiches
Licht an der Netzhaut an als bei Erwachsenen. Lampen sollten so angebracht
sein, dass gerade kleine Kinder nicht direkt hineinsehen können. Vorsicht
ist zudem geboten bei LED-bestücktem Kinderspielzeug.

- Gute Beleuchtungspraxis: 

Was für Kinderzimmer gilt, gilt ähnlich
für alle Wohnräume: Lampen sollten grundsätzlich so angebracht werden,
dass man nicht direkt in das Leuchtmittel hineinsehen kann. Wandlampen und
Tischlampen sollten zudem geringere Leuchtdichten aufweisen als
Deckenlampen, weil bei ihnen häufiger eine direkte Sichtlinie besteht. Bei
LED-Panels sollten die einzelnen LEDs zudem nicht als helle Punktquellen
sichtbar sein.

Die typische Advents- und Weihnachtsbeleuchtung ist übrigens unkritisch.
Paulini betonte: "Da die für die übliche Weihnachtsbeleuchtung
eingesetzten Lampen eine geringe Strahldichte aufweisen, besteht hier kein
Anlass zur Sorge. Sie fallen in die geringste Risikogruppe, die
unbedenklich ist für die Augen. Einer stimmungsvollen Advents- und
Weihnachtsbeleuchtung steht daher nichts im Wege."


Bundesamt für Strahlenschutz:

Das Bundesamt für Strahlenschutz (BfS) arbeitet für den Schutz des
Menschen und der Umwelt vor Schäden durch Strahlung. Das BfS informiert
die Bevölkerung und berät die Bundesregierung in allen Fragen des
Strahlenschutzes. Die über 500 Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter bewerten
Strahlenrisiken, überwachen die Umweltradioaktivität, unterstützen aktiv
im radiologischen Notfallschutz und nehmen hoheitliche Aufgaben wahr,
darunter im medizinischen und beruflichen Strahlenschutz. Ultraviolette
Strahlung und strahlenrelevante Aspekte der Digitalisierung und
Energiewende sind weitere Arbeitsfelder. Als wissenschaftlich-technische
Bundesoberbehörde betreibt das BfS Forschung und ist mit nationalen und
internationalen Fachleuten vernetzt. Weitere Informationen unter

www.bfs.de

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution879

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Bundesamt für Strahlenschutz - 30.11.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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INFOPOOL / MEDIZIN / FAKTEN





ARTIKEL/836: Vollversammlung des Leibniz-Forschungsverbunds INFECTIONS'21 - Klimawandel macht krank (idw)


Leibniz-Institut DSMZ-Deutsche Sammlung von Mikroorganismen und Zellkulturen GmbH - 03.12.2018

Klimawandel macht krank

Vollversammlung des Leibniz-Forschungsverbunds INFECTIONS'21 tagte bei der
DSMZ in Braunschweig



Im Anschluss an den ersten Tag der Vollversammlung des
Leibniz-Forschungsverbunds INFECTIONS'21 fand am 22. November im Haus der
Wissenschaft die öffentliche Vortragsveranstaltung Globaler Wandel und
Infektionskrankheiten statt. Durch das Programm, das sich dem Einfluss von
Umweltveränderungen auf die Ausbreitung von Infektionskrankheiten widmete,
führte Professor Dr. Ulrich Nübel, der beim Leibniz-Institut DSMZ die
Arbeitsgruppe Mikrobielle Genomforschung leitet. Zum Forschungsverbund
gehören 14 Institute der Leibniz-Gemeinschaft und drei externe Partner,
die im Bereich der Infektionsforschung tätig sind. Gastgeber der
diesjährigen Vollversammlung war das Leibniz-Institut DSMZ-Deutsche
Sammlung von Mikroorganismen und Zellkulturen GmbH mit Sitz auf dem
Science Campus Braunschweig-Süd. Ziel des interdisziplinären
Forschungsverbundes ist, unter Beteiligung der Öffentlichkeit neue
Strategien und Methoden für Frühwarnsysteme, ein verbessertes Management
bei Ausbrüchen und eine optimierte Eindämmung der Erregerausbreitung zu
entwickeln.

Die Pest ist nicht ausgerottet!

Professor Dr. Johannes Krause vom Max-Planck-Institut für
Menschheitsgeschichte in Jena gab eine Übersicht zur genetischen
Geschichte der Pest. Diese Infektionskrankheit hat mehrfach in die
Geschichte der Menschheit entscheidend eingegriffen und ist ein
bedeutender Faktor für die Beendigung des Zeitalters des Römischen Reichs.
Mit seinem Team konnte Professor Krause nachweisen, dass es sich bei der
Steinzeitseuche vor 5.200 Jahren um eine Form der Pest-Infektion handelte,
die heute ausgestorben ist. Seit der Bronzezeit ist die Beulenpest, die
als Schwarzer Tod das Mittelalter beherrschte, bekannt. Noch heute sind
die Erreger der Beulenpest (Yersinia pestis) in kaum veränderter Form
weltweit vorhanden. So gab es im Jahr 2017 auf Madagaskar mehr als 200
Todesfälle, die auf die Beulenpest zurückzuführen sind (1). In Europa und
Australien existieren aktuell keine Verbreitungsgebiete (2).

Klimawandel als neuer Risikofaktor für die Gesundheit

Der Kinderarzt und Tropenmediziner Prof. Dr. Dr. Rainer Sauerborn
referierte als langjähriges Mitglied des Weltklimarates zu
Infektionskrankheiten, die durch den Klimawandel beeinflusst werden.
Professor Sauerborn erläuterte, welchen Einfluss der Klimawandel und seine
Folgen wie Dürren oder Überschwemmungen auf die Verbreitung von
Infektionskrankheiten haben und wie Vorbeugemaßnahmen gegen neu
auftretende Infektionskrankheiten eingeleitet werden können. Nach Aussagen
des renommierten Forschers vom Heidelberger Institut für Global Health
besteht für die jetzt lebende Generation letztmalig die Möglichkeit, noch
Entscheidendes gegen den Klimawandel zu tun. Diese Generation kann
gleichzeitig aus ihrem klimaschonenden Handeln direkt konkrete Effekte für
die Umwelt und ihre eigene Gesundheit erreichen. Wer beispielsweise mit
dem Fahrrad anstatt des Autos zur Arbeit fährt, reduziert die
CO2-Belastung und stärkt das Herz-Kreislauf-System, so Professor
Sauerborn. Er kritisierte, dass es in Europa bisher nur einen Lehrstuhl
für Gesundheit und Klimawandel gibt, obwohl mindestens 100 Krankheiten
direkt mit dem Klimawandel assoziiert sind.


Quellen

(1) https://www.who.int/csr/don/27-november-2017-plague-madagascar/en/

Zugriff am 27.11.2018

(2) https://www.rki.de/SharedDocs/FAQ/Pest/FAQ_Liste.html;jsessionid=6967E8111C21943F2DCD5C3B448CB449.1_cid390

Zugriff am 27.11.2018


Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution969

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Leibniz-Institut DSMZ-Deutsche Sammlung von Mikroorganismen und Zellkulturen GmbH - 03.12.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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UMWELT/328: Sofortprogramm "saubere Luft" der Bundesregierung - Lungenärzte drängen auf rasches Handeln (idw)


Deutsche Gesellschaft für Pneumologie und Beatmungsmedizin e. V. (DGP) - 03.12.2018

Sofortprogramm saubere Luft der Bundesregierung: Lungenärzte drängen auf rasches Handeln



Berlin - Anlässlich des heutigen "Dieselgipfels" im Kanzleramt fordert
die Deutsche Gesellschaft für Pneumologie und Beatmungsmedizin e.V.
(DGP) Regierung, Länder und Kommunen auf, umgehend Regularien und
Anreize zur Vermeidung von Luftschadstoffen zu schaffen. Denn auch
unterhalb der derzeit in Deutschland gültigen europäischen Grenzwerte
könnten erhebliche Gesundheitseffekte auftreten. In ihrem in der
letzten Woche veröffentlichten umfassenden Positionspapier "Atmen:
Luftschadstoffe und Gesundheit" fasst die Fachgesellschaft den
aktuellen Wissensstand zu den Gesundheitseffekten von Luftschadstoffen
zusammen. Daraus leitet sie Empfehlungen für einen umweltbezogenen
Gesundheitsschutz ab.

Luftverschmutzung ist auch in Deutschland der wichtigste
umweltbedingte Risikofaktor für Erkrankungen, so die DGP. Studien
zeigen, dass Feinstaub, Stickoxide und andere Schmutzpartikel nicht
nur der Lunge schaden - sie betreffen den gesamten Organismus. Dazu
gehören besonders das Herz-Kreislaufsystem, der Stoffwechsel und die
Entwicklung von Föten im Mutterleib. Es gibt bisher keine
Wirkschwelle, unter der Luftschadstoffe nicht ungesund sind, betonen
die Experten der DGP.

Zudem gelte es, vom isolierten Betrachten einzelner Luftschadstoffe
und Maßnahmen wegzukommen. Die möglicherweise sich gegenseitig
verstärkende Wirkung von Luftschadstoffgemischen sei noch nicht
hinlänglich untersucht. Ko-Faktoren wie ein heißer Sommer erhöhten die
Empfindlichkeit des Organismus weiter.

Rund 35 Prozent der Menschen in Deutschland leben in Großstädten und
Ballungsräumen und sind deswegen Luftschadstoffen besonders stark
ausgesetzt. Weniger Stickoxide, Feinstaub und andere Schmutzpartikeln
würden daher zu einem erheblichen Gesundheitsgewinn führen und damit
auch deutlich weniger Gesundheitskosten verursachen. Eine Absenkung
der gesetzlichen EU-Grenzwerte zur weiteren deutlichen Reduktion von
Stickoxiden, Feinstaub und anderen Schmutzpartikeln sei deshalb
dringend geboten, so die DGP.

An dem Positionspapier "Atmen: Luftschadstoffe und Gesundheit" haben
neun ausgewiesene wissenschaftliche Experten für Gesundheitseffekte
von Luftschadstoffen mitgearbeitet: Dr. Josef Cyrys, Dr. Stefan
Karrasch, Dr. Regina Pickford, Dr. Alexandra Schneider und Prof.
Holger Schulz vom Helmholtz Zentrum München, Dr. Georg Bölke und Prof.
Christian Witt von der Charité - Universitätsmedizin Berlin,
Arbeitsbereich ambulante Pneumologie der Medizinischen Klinik, Prof.
Claudia Hornberg, Universität Bielefeld, Fakultät für
Gesundheitswissenschaften und Prof. Barbara Hoffmann,
Heinrich-Heine-Universität Düsseldorf, Institut für Arbeits-,
Sozial- und Umweltmedizin.

Das Positionspapier der DGP vom 27.11.2018 ist hier abrufbar: 

https://pneumologie.de/fileadmin/user_upload/DGP_Luftschadstoffe_Positionspapier_20181127.pdf.

 * 

Quelle:

Deutsche Gesellschaft für Pneumologie und Beatmungsmedizin e. V. (DGP)

Pressemitteilung vom 3. Dezember 2018

Robert-Koch-Platz 9, 10115 Berlin

Telefon: 030-293 62 701

E-Mail: info@pneumologie.de
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KREBS/1201: Medizinische Zellkernarchitektur-Diagnose in Reichweite (idw)


Max-Planck-Institut für molekulare Biomedizin - 29.11.2018

Medizinische Zellkernarchitektur-Diagnose in Reichweite

Ein neues Verfahren, das die Untersuchung des dreidimensionalen Aufbaus
von Krebsgenomen ermöglicht, könnte zur Entwicklung personalisierter
Behandlungsstrategien beitragen.



Forscher des münsterschen Max-Planck-Instituts für molekulare Biomedizin
und der Medizinischen Fakultät der Westfälischen Wilhelms-Universität
Münster haben ein Verfahren entwickelt, das die Charakterisierung des
dreidimensionalen Aufbaus der DNA im Zellkern direkt in Zellen von
Patienten erlaubt. Die Forschungen, veröffentlicht in der Online-Ausgabe
der Fachzeitschrift Nature Communications vom 29. November 2018, werden
zunächst Krankheitsdiagnosen und in der Zukunft auch therapeutische
Eingriffe erleichtern.

Jede Zelle des menschlichen Körpers enthält ein rund zwei Meter langes
DNA-Molekül, in dem alle genetischen Informationen verschlüsselt sind.
Dieses Molekül muss in einem nur wenige Mikrometer großen Zellkern
"verpackt" sein. Bekannt ist, dass die Organisationsweise der DNA im
Zellkern für die normale Entwicklung und Funktion der Zelle sehr wichtig
ist, da Mutationen in den Mechanismen, die diesen Prozess steuern, zu
Entwicklungsstörungen oder Erkrankungen wie Krebs führen. Der genaue
Zusammenhang zwischen der Genomorganisation und der Krankheit ist derzeit
jedoch noch ungeklärt. Bislang fehlte es Wissenschaftlern an einer
Möglichkeit, den dreidimensionalen Aufbau des Genoms in kranken Zellen
eingehend zu untersuchen.

In neuen Forschungen haben Wissenschaftler nun eine Machbarkeitsstudie
angestellt, die beweist, dass das 3D-Genom direkt in erkrankten Zellen von
Patienten untersucht werden kann. Das neue Verfahren namens "Low-C" dient
der Vermessung der dreidimensionalen Genomarchitektur. Durch kleinere
Verbesserungen konnten Wissenschaftler die Menge an biologischem Material
verringern, die als Voraussetzung für die Experimente entnommen werden
muss. Dadurch war es möglich, die räumliche Architektur des Genoms eines
diffusen großzelligen B-Zell-Lymphoms zu bestimmen. "Dass wir nun in der
Lage sind, die Genomarchitektur derjenigen Zellen zu untersuchen, die
Krankheiten verursachen, ist eine spannende Sache. Derzeit wissen wir
nämlich noch nicht, wie sich das 3D-Genom in diesen Zellen verändert",
erläutert die Postdoktorandin Dr. Noelia Díaz aus dem Labor Vaquerizas,
die den experimentellen Teil des Projekts leitete.

Anschließend unterzogen die Forscher die vorhandenen Daten einer
fortgeschrittenen computergestützten Analyse - mit einigen unerwarteten
Ergebnissen. Zunächst entdeckten sie Neuanordnungen des Genoms, d. h.
Veränderungen in der normalen Sequenz des menschlichen Erbguts, welche ein
wesentliches Merkmal vieler Krebsarten darstellen. Außerdem spürten sie
neue und bekannte, für die Krankheit charakteristische Translokationen
auf, die dann im Experiment validiert wurden. "Wir waren erleichtert, dass
sich unsere rechnerischen Voraussagen im Experiment bestätigten", so Dr.
Kai Kruse. Der Postdoktorand aus dem Labor Vaquerizas führte die
computergestützte Datenanalyse durch.

Fortschritte in der Untersuchung von Krebszellen

Doch die Daten hielten noch weitere Überraschungen bereit. Als die
Wissenschaftler die feinen topologischen Chromatinbereiche (kurze
Genomabschnitte, die in kompakte, wollknäuelartige Knoten gefaltet sind)
untersuchten, stellten sie fest, dass bei kranken Zellen neue topologische
Bereiche gerade in solchen Regionen vorhanden waren, in denen bei gesunden
Zellen normalerweise keine solchen Bereiche existieren. "Das war ein
überraschender Fund, denn die 3D-Architektur voll entwickelter Zellen galt
bisher als weitgehend unveränderlich", kommentiert Dr. Juanma Vaquerizas,
der als Forschungsgruppenleiter am Max-Planck-Institut für molekulare
Biomedizin in Münster das Projekt beaufsichtigte. "Wir konnten beobachten,
dass diese neuen strukturellen Bereiche in Regionen mit Genen auftreten,
die bekanntermaßen im Zusammenhang mit Krebs und anderen Erkrankungen
stehen. Welche Funktion diese neuen Bereiche haben, wissen wir aber noch
nicht", so Vaquerizas weiter.

Die Wissenschaftler wollen nun ihre Untersuchungen auf weitere Proben
ausweiten. So sollen die Auswirkungen von Veränderungen in der
dreidimensionalen Genomstruktur auf Krankheiten ermittelt werden.
Anwendung sollen diese Informationen letztlich in der Entwicklung
personalisierter patientenspezifischer Behandlungsmethoden finden.


Originalpublikation:

Noelia Díaz, Kai Kruse, Tabea Erdmann, Annette M. Staiger, German Ott,
Georg Lenz, Juan M. Vaquerizas. Chromatin conformation analysis of primary
patient tissue using a low input Hi-C method. Nature Communications, 29.
November 2018

DOI: 10.1038/s41467-018-06961-0.

Weitere Informationen finden Sie unter

https://www.mpi-muenster.mpg.de/425215/20181122-lowc-vaquerizas

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution2167
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RHEUMA/284: Wie Rheuma und Beruf sich vereinbaren lassen (idw)


Deutsche Gesellschaft für Rheumatologie e.V. - 30.11.2018

Arbeiten trotz Rheuma: Wie Rheuma und Beruf sich vereinbaren lassen



Rund 1,5 Millionen Menschen in Deutschland leiden an
entzündlich-rheumatischen Erkrankungen. Mit einem Erkrankungsgipfel zwischen dem 40.
und 60. Lebensjahr treffen sie meist Menschen im erwerbsfähigen Alter -
mit zum Teil schwerwiegenden Folgen: In den ersten drei Jahren nach der
Diagnose gibt jeder fünfte Rheumapatient seinen Arbeitsplatz auf. Vor
diesem Hintergrund ruft die DGRh Arbeitnehmer und Arbeitgeber zu einem
offenen Umgang mit der Erkrankung auf: Wenn beide Seiten gemeinsam nach
Lösungen suchen, sei eine dauerhafte Einbindung der Betroffenen in den
Beruf meist möglich, so die Fachgesellschaft anlässlich des
Internationalen Tages der Menschen mit Behinderung am 3. Dezember 2018.

Es gibt verschiedenste Rheumaformen - gemeinsam ist ihnen, dass das
Immunsystem körpereigene Strukturen angreift und so chronische
Entzündungen auslöst. Bei der häufigsten und bekanntesten Form, dem
Gelenkrheuma, sind hauptsächlich die Gelenkinnenhäute von dem
schmerzhaften Entzündungsprozess betroffen. "Unbehandelt verläuft eine
rheumatoide Arthritis oft in Schüben und führt letztlich zur Deformation
und zum Funktionsverlust der betroffenen Gelenke", sagt Professor Dr. med.
Hanns-Martin Lorenz, Präsident der DGRh. Schmerzen, Abgeschlagenheit und
fortschreitende Bewegungseinschränkungen machen es dann oft unmöglich, die
Arbeit in vollem Umfang weiter auszuüben. Um die Erwerbsfähigkeit zu
erhalten, ist es entscheidend, den Entzündungsprozess möglichst früh und
konsequent zu blockieren. "In den vergangenen Jahren haben sich die
therapeutischen Möglichkeiten deutlich verbessert", sagt Professor Lorenz,
Leiter der Sektion Rheumatologie am Universitätsklinikum Heidelberg und
medizinisch-wissenschaftlicher Leiter des ACURA-Rheumazentrums Baden
Baden. Bei frühzeitiger Diagnose und konsequenter anti-entzündlicher
Therapie ließen sich die Symptome in vielen Fällen beherrschen und
Folgeschäden wie dauerhafte Bewegungseinschränkungen vermeiden.

Trotz dieser Fortschritte sind rheumakranke Arbeitnehmer oft darauf
angewiesen, dass am Arbeitsplatz Rücksicht auf ihre Erkrankung genommen
wird. "Oft hilft es schon, wenn die Arbeitszeit flexibilisiert wird", sagt
Professor Lorenz. An Tagen mit ausgeprägter Morgensteifigkeit der Gelenke
könnten die Betroffenen zum Beispiel später mit der Arbeit beginnen,
Arzttermine könnten flexibler wahrgenommen werden. Hilfreich sei es auch,
den Arbeitsplatz ergonomisch zu gestalten und an die Bedürfnisse dieser
Mitarbeiter anzupassen. In größeren Betrieben sei auch ein Wechsel des
Arbeitsbereiches hin zu körperlich weniger belastenden Tätigkeiten
denkbar. Für viele dieser Maßnahmen - bis hin zu Umschulungen und
behindertengerechten Umbauten - steht eine gesetzliche Förderung zur
Verfügung. "Hier ist vor allem der Arbeitgeber gefragt, der die Hilfen in
enger Absprache mit dem Mitarbeiter und dem behandelnden Arzt beantragen
muss". Im Idealfall steht am Ende eine "Win-Win-Situation": Der Betrieb
behält eine motivierte Fachkraft und der Arbeitnehmer hat die Chance,
seinen Beruf weiterhin erfolgreich und selbstbestimmt auszuüben.

Besonders gelungene Lösungen in diesem Bereich zeichnet seit 10 Jahren die
Initiative RheumaPreis aus. In diesem Jahr wurden zwei Arbeitnehmerinnen
und ihre Arbeitgeber ausgezeichnet, die es mithilfe geförderter
Umschulungen oder Anpassungen am Arbeitsplatz geschafft haben, Beruf und
Rheuma zu verbinden. Sie teilen sich den Preis mit einer ehemaligen
Sportlehrerin, die nach der Rheuma-Diagnose den Schritt in die
Selbstständigkeit wagte und nun gemeinsam mit einer Kollegin ein
Fitnessstudio führt. "Diese Beispiele machen und Mut und zeigen, dass
Menschen mit Rheuma trotz ihrer chronischen Erkrankung leistungsfähig sein
können und wollen", sagt Professor Lorenz.


Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution524
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ENTWICKLUNG/1414: Neues Inhalationssystem für Frühchen mit Lungenerkrankung (idw)


Fraunhofer-Gesellschaft - 03.12.2018

Frühchen mit Lungenerkrankungen schonend behandeln



Frühchen, die vor Abschluss der Lungenreife auf die Welt kommen, leiden
oftmals an einem Mangel an Surfactant - einer Substanz, die zur Entfaltung
der Lunge benötigt wird. Auch sind sie besonders anfällig für Erkrankungen
des Atemorgans, die inhalativ behandelt werden müssen. Doch die zur
Verfügung stehenden Inhalationssysteme sind nicht an die Bedürfnisse von
Früh- und Neugeborenen angepasst. Forscherinnen und Forscher des
Fraunhofer ITEM entwickeln gemeinsam mit Partnern ein System, mit dem sich
Medikamente in Form von Aerosolen effizient und atemgetriggert
verabreichen lassen. Dies ermöglicht eine kürzere Therapiedauer, die die
kleinen Körper weniger belastet.

Weltweit werden etwa 15 Millionen Babys jährlich zu früh geboren, Tendenz
steigend. Industrienationen sind von dieser Entwicklung nicht ausgenommen.
In Deutschland liegt die Rate laut der Weltgesundheitsorganisation WHO bei
9,2 pro 100 Neugeborene. Eine der am häufigsten auftretenden
Komplikationen bei Frühchen ist die Bronchopulmonale Dysplasie, eine
chronische Lungenerkrankung, die durch die oftmals notwendige künstliche
Beatmung ausgelöst wird. Auch das Immunsystem der Frühchen ist nicht
ausgereift, daher haben sie zudem ein erhöhtes Infektionsrisiko.
Lungeninfektionen werden am besten mit Medikamenten zum Inhalieren
behandelt. Speziell an die Bedürfnisse von Neu- und Frühgeborenen
angepasste Inhalationssysteme sind jedoch nicht verfügbar, entsprechende
Technologien sind aufgrund der spezifischen Atemeigenschaften der
Winzlinge sehr anspruchsvoll: Charakteristische Merkmale der kleinen
Patienten sind eine hohe Atemfrequenz von 40 bis über 60 Atemstöße pro
Minute und kurze Inhalationsperioden von 0,25 bis 0,4 Sekunden. Hinzu
kommt, dass die neonatale Lunge nur kleine Atemzugvolumen aufweist. Die
inhalative Behandlung wird dadurch zusätzlich erschwert. Daher entwickeln
Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler des Fraunhofer-Instituts für
Toxikologie und Experimentelle Medizin ITEM in Hannover gemeinsam mit
Partnern aus Industrie und Forschung ein neues Inhalationssystem, das eine
effiziente und schonende inhalative Therapie von Frühgeborenen ermöglicht.

»Die inhalative Medikamentengabe bei Frühchen ist schwierig. Die
derzeitige kontinuierliche Zufuhr der Aerosole, also der Arzneimittel in
Partikelform, in den Atemstrom ist nicht effizient. Zum einen geht ein
Großteil des teuren Medikaments aufgrund des Inhalations-Exhalationsverhältnisses
verloren und weist somit keinen medizinischen Nutzen auf.
Zum anderen wird das Aerosol durch den Atemstrom, der durch
das Beatmungsgerät fließt, sofort verdünnt«, sagt Dr. Gerhard Pohlmann,
Leiter des Bereichs »Translationale Medizintechnik« am Fraunhofer ITEM.
Die Projektpartner setzen mit ihrer neuen Entwicklung auf eine
atemgetriggerte Zugabe direkt am Patienten, indem das Aerosol dem Frühchen
direkt an der Nase und ausschließlich beim Einatmen verabreicht wird.
»Somit ist erstmals eine hocheffiziente Medikamentengabe für Frühgeborene
realisierbar. Die Wirkstoffmenge lässt sich reduzieren, die Therapiedauer
verkürzen. Eine genaue Zeitsteuerung mit sehr kurzen Inhalationsboli
erlaubt zudem die fokussierte Behandlung bestimmter Lungenregionen«, so
Pohlmann. Ein vergleichbares System eignet sich grundsätzlich auch für
erwachsene Patienten, die täglich inhalativ therapiert werden müssen. Eine
Verkürzung der Anwendungszeit kann deren Lebensqualität entscheidend
verbessern.

Sensorfolie für die Atmungsüberwachung bei Frühgeborenen

Das neuartige Inhalationssystem kombiniert zwei Technologien: Ein
Nasenstecker (nasaler Prong) mit Miniaturaerosolventil wird direkt an der
Nase des Frühchens angebracht. Das Aerosolventil mit einer Reaktionszeit
im Bereich von wenigen Millisekunden erlaubt die schnelle und gezielte
Freisetzung des Wirkstoffs. Der Nasenstecker ist mit einer Sensorfolie
gekoppelt. Auf die Bauchdecke des Frühchens aufgelegt erfasst diese
flexible Matrix mit Dehnungssensoren die Kontraktionen des Oberbauchs und
misst so den exakten Zeitpunkt, an dem das Baby einatmet. Für die präzise
Aerosolfreigabe steuert das Messsignal das Mikroventil über einen
intelligenten Algorithmus an. »Der Zeitpunkt des Einatmens muss mit einer
Genauigkeit von etwa 20 Millisekunden getroffen werden. Das Platzieren
normaler Sensoren im Ausatembereich eines Beatmungsgerätes erlaubt eine
derart genaue Erfassung nicht«, erläutert der Forscher. Derzeit verfügbare
Systeme zur Atemtriggerung von Inhalationssystemen sind entweder auf die
Messung des Atemsignals im Beatmungsschlauch angewiesen oder über eine
elektrische Verbindung an das Ventilationssystem gekoppelt. »Unsere
Ventilator-unabhängige Atemerfassung erspart den Eingriff in ein bereits
zugelassenes Gerät und senkt damit Zulassungshürden«.

Die Sensorfolie mit ultradünnen Chips und die Entwicklung der
Atemtriggerung wird im Projekt »FLEXMAX« (siehe Kasten) in einem
Konsortium realisiert. Das Bundesministerium für Bildung und Forschung
BMBF fördert das Vorhaben, das zentrale Punkte der Ausschreibung »Neue
Elektroniksysteme für intelligente Medizintechnik (Smart Health)«
adressiert.

In Tests mit Erwachsenen sowie in Versuchen mit Geräten, die die Atmung
von Frühgeborenen simulieren, konnte eine Effizienzsteigerung von 60
Prozent gegenüber herkömmlicher Inhalationstechnologie erreicht werden. Um
die Sensorfolie in einer frühen Phase praxisnah testen zu können,
entwickeln die Projektpartner zudem eine künstliche Bauchdecke, die sich
wie die eines Frühgeborenen bewegt.

Das komplette Inhalationssystem liegt derzeit als Demonstrator vor, bis
zur Serienreife seien noch etwa drei bis fünf Jahre einzuplanen, so
Pohlmann.

getriggerte Applikation von pulverförmigen Arzeimitteln

Das Expertenteam des Fraunhofer ITEM forscht zudem an Applikationssystemen
für die inhalative Verabreichung von Trockenpulverformulierungen,
beispielsweise um Frühchen mit Atemnotsyndrom zu therapieren. Das Syndrom
tritt auf, wenn die nicht ausgereifte Lunge kein oder zu wenig Surfactant
bildet. Ohne Surfactant, das die Oberflächenspannung in den Lungenbläschen
herabsetzt, kann sich die Lunge nicht entfalten. Das Baby leidet an
Sauerstoffmangel und Atemnot und muss künstlich beatmet werden.
Üblicherweise wird aus Tierlungen gewonnenes Surfactant als Suspension in
die Lunge gespült. Das Problem: Diese sogenannte Instillation ist
traumatisch und das als Suspension zugeführte Surfactant verteilt sich
nicht so gleichmäßig im Atmungsorgan wie bei der Zuführung als Aerosol.
Verabreicht man das Surfactant hingegen als befeuchtetes Trockenaerosol
inhalativ, verteilt es sich homogener und wirkt besser.

Weitere Informationen finden Sie unter

https://www.fraunhofer.de/de/presse/presseinformationen/2018/dezember/fruehchen-mit-lungenerkrankungen-schonend-behandeln.html

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution96
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ENTWICKLUNG/1413: Passgenaue Knochenimplantate aus dem Drucker (idw)


Fraunhofer-Gesellschaft - 03.12.2018

Passgenaue Knochenimplantate aus dem Drucker



Tumorerkrankungen, Infektionen oder schwere Frakturen können die operative
Entfernung von Knochen und den Einsatz von Implantaten notwendig machen.
Fraunhofer-Forscher haben jetzt in Zusammenarbeit mit europäischen
Partnern ein Verfahren entwickelt, mit dem sich Knochenimplantate aus
einem speziellen Kunststoff mittels 3D-Druck äußerst passgenau, stabil und
variabel herstellen lassen. Der Clou: Während des Druckprozesses werden
die einzelnen Schichten mit einem kalten Plasmastrahl behandelt, um das
Anwachsen von knochenbildenden Zellen an der Oberfläche zu unterstützen.

Während herkömmliche Oberflächenbehandlungen mit Niederdruck- oder
Atmosphärendruckverfahren kaum in die Tiefe von Knochenimplantaten
vordringen, ermöglicht das neue Verfahren eine zellwachstumsfördernde
Beschichtung auch im Innern der Implantate. Dafür nutzt das Forscherteam
des Fraunhofer-Instituts für Schicht- und Oberflächentechnik IST einen
sogenannten Plasma-Jet. Das Gerät bläst einen kalten Plasmastrahl, der
reaktive Aminogruppen enthält, direkt auf die gedruckte Schicht. Die
Aminogruppen binden an der Oberfläche und sorgen dafür, dass sich
Knochenzellen hier wohlfühlen und gerne anhaften. Das Besondere: 3D-Druck
und Beschichtung gehen Hand in Hand und werden in einem Gerät kombiniert.
Weil für die Beschichtung keine chemische Vorbehandlung mit Lösungsmitteln
notwendig ist, ist sie nicht nur kostengünstig, sondern auch
umweltfreundlich.

Die Gerüststruktur des Implantats (»Scaffold«), das aus einem speziellen
Copolymer gefertigt ist, ist dem natürlichen Knochen nachempfunden. Das
3D-Druckverfahren ermöglicht eine sehr individuelle, passgenaue Formgebung
und Stabilität. »Unser Ziel ist, dass die Knochenzellen in die künstliche
Struktur möglichst schnell hineinwachsen und das Implantat schließlich
überflüssig machen. Es wird nach und nach durch körpereigene Enzyme
abgebaut«, erklärt Dr. Jochen Borris, Geschäftsfeldleiter Life Science und
Umwelt am Fraunhofer IST.

Variabel durch raffinierte Füllstoffe

Die mechanische Stabilität des Implantats lässt sich nicht nur über die
Dichte der gedruckten Gerüststruktur steuern, sondern auch über spezielle
Füllstoffe, die dem Copolymer beigemischt werden. Je höher die
Füllstoffkonzentration, desto fester. »Diese Entwicklung unserer
Projektpartner von der Universität Maastricht ermöglicht es, die
Stabilität innerhalb des Implantats individuell zu variieren. Wie der
natürliche Knochen, so kann auch das Implantat unterschiedlich feste
Bereiche haben«, sagt Dr. Thomas Neubert, der das EU-Projekt am Fraunhofer
IST leitet. Die Füllstoffe können zudem mit medizinischen Wirkstoffen wie
Antibiotika versehen werden, die helfen, Infektionen zu verhindern.

Die bisherigen Entwicklungsschritte konnte das Projektteam erfolgreich
abschließen, nun soll das Verfahren modifiziert und zur Anwendungsreife
gebracht werden. Bisher befindet sich der Versuchsaufbau noch im
Labormaßstab.

»Zurzeit arbeiten wir daran, den Prozess einfacher und stabiler zu
gestalten. Um die Entwicklung weiterzuführen und klinische Studien
durchführen zu können, sind wir auf der Suche nach Partnern aus der
Industrie«, so Borris. Das innovative Verfahren bietet viel Potential, um
Knochenimplantate sehr genau an individuelle Erfordernisse der Patienten
anzupassen. »Form, Porosität, mechanische Stabilität und biomechanische
Eigenschaften können wir mit unserem Verfahren hervorragend steuern und
innerhalb der Implantate variieren. Wir können also unterschiedlich feste
oder poröse Bereiche herstellen, die sich zusätzlich mit verschiedenen
funktionellen Gruppen beschichten lassen.« In Zukunft könnten Ärzte ihre
Patienten vermessen, individuelle Anforderungen formulieren und die Daten
an Medical Print-Shops senden, wo die passgenauen Implantate dann gedruckt
würden.

Weitere Informationen finden Sie unter

https://www.fraunhofer.de/de/presse/presseinformationen/2018/dezember/passgenaue-knochenimplantate-aus-dem-drucker.html

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution96
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INFOPOOL / MEDIZIN / VERANSTALTUNGEN





AKTION/976: Halle (Saale) - Leopoldina-Weihnachtsvorlesung zu Ursachen von Übergewicht und Diabetes, 11.12.2018


Nationale Akademie der Wissenschaften Leopoldina - 03.12.2018

Leopoldina-Weihnachtsvorlesung zu Ursachen von Übergewicht und Diabetes



Unser Körper muss die Balance zwischen aufgenommener Nahrung und
verbrauchter Energie sehr genau regulieren. Schon geringe Abweichungen in
diesem System verändern das Körpergewicht. Eine mögliche Folge:
Übergewicht und damit verbundene Folgeerkrankungen. Die hormonellen
Grundlagen der Entstehung von Adipositas (extremes Übergewicht) und
Diabetes mellitus ("Zuckerkrankheit") zeigt der Hormonforscher Prof. Dr.
Jens Claus Brüning in der diesjährigen Weihnachtsvorlesung am Dienstag,
11. Dezember, an der Nationalen Akademie der Wissenschaften Leopoldina in
Halle (Saale).

Leopoldina-Weihnachtsvorlesung von Prof. Dr. Jens Claus Brüning

"Kontrolle von Energiehaushalt und Stoffwechsel durch das Gehirn"

Dienstag, 11. Dezember 2018, 17.00 bis 19.00 Uhr

Hauptgebäude der Leopoldina, Festsaal

Jägerberg 1, 06108 Halle (Saale)

Hormone wie Insulin und Leptin liefern dem Gehirn Informationen über den
Energiestatus des Körpers. In der Folge verändern spezialisierte
Nervenzellen ihre Aktivität. Dadurch werden die Nahrungsaufnahme und der
Zuckerstoffwechsel beeinflusst. Erst wenn wir diese Signalwege und ihre
Fehlregulation verstehen, wird es möglich sein, neue Therapien zur
Behandlung von Übergewicht und Diabetes zu entwickeln.

Der Endokrinologe (Hormonforscher) Jens Claus Brüning ist seit Februar
2011 Direktor am Max-Planck-Institut für Stoffwechselforschung in Köln und
außerdem Direktor der Poliklinik für Endokrinologie, Diabetologie und
Präventivmedizin (PEDP) der Universitätsklinik Köln. Die Leopoldina wählte
Brüning 2017 zu ihrem Mitglied in die Sektion Genetik/Molekularbiologie
und Zellbiologie.

Für seine Forschungen zu den Grundlagen der Volkskrankheiten Übergewicht
und Diabetes erhält Prof. Dr. Jens Claus Brüning in diesem Jahr mit dem
Carl-Friedrich-von Weizsäcker-Preis, den der Stifterverband und die
Leopoldina alle zwei Jahre gemeinsam vergeben. Der mit 50.000 Euro
dotierte Wissenschaftspreis des Stifterverbandes würdigt Beiträge zur
wissenschaftlichen Bearbeitung gesellschaftlich wichtiger
Herausforderungen. Er ist damit die deutsche Auszeichnung für
Wissenschaftler auf dem Gebiet der wissenschaftsbasierten Politikberatung.
Prof. Dr. Jörg Hacker, Präsident der Leopoldina, und der Präsident des
Stifterverbandes, Prof. Dr. Dr. Andreas Barner, verleihen den Preis im
Rahmen der Weihnachtsvorlesung.

Die Veranstaltung ist öffentlich, die Teilnahme kostenlos. 

Um Anmeldung wird gebeten.

Weitere Informationen finden Sie unter

http://www.leopoldina.org/veranstaltungen/veranstaltung/event/2646/

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution743

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Nationale Akademie der Wissenschaften Leopoldina - 03.12.2018
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INFOPOOL / MUSIK / REPORT





NACHLESE/024: 50 Jahre später ... Eric Burdon & The Animals - Every One Of Us (SB)




Black was the colour of my childish dreams, impressions that would last
Black coal, coal black pit yacka's face, escaping the coal dust blast
Blind pony stumblin' to the light of day, to retire in the green fields forever
And I'll build me a bridge of steel, to beat the black river forever

Eric Burdon & The Animals - The Immigrant Lad

Selbst unter kalifornischer Sonne im legeren Los Angeles ließ Eric Burdon seine
Herkunft im Arbeiterviertel der nordenglischen Industriemetropole Newcastle
nicht los. Every One Of US wurde wie die anderen Alben der psychedelischen Phase
in der Karriere des englischen Bluesshouters - Winds of Change, The Twain Shall
Meet, Love Is - in den USA aufgenommen und kam im United Kingdom nicht einmal in
die Plattenläden. Um so bemerkenswerter ist der Song The Immigrant Lad, in
dessen Refrain der Fluß Tyne besungen wird, an dessen Ufern in Newcastle die
Zentren schwerindustrieller Arbeit lagen, die die Bevölkerung mit ihren Giften
plagten. So litt Eric, großgeworden in der Familie eines Elektrikers und in der
Schule, die zwischen einem Schlachthof und einer Werft lag, daran gescheitert,
mit dem ganzen Sadismus schwarzer Pädagogik zum unterwürfigen Befehlsempfänger
dressiert zu werden, wie viele Menschen in den düsteren Arbeitervierteln
Nordostenglands, wo kalte Feuchtigkeit, Kohlestaub und Industrieabgase die Luft
in ein schwer atembares Gasgebräu verwandelten, von früh auf an Asthma.

Den schwarzen Fluß zu schlagen und einer Umgebung zu entkommen, die ihn wie
seinen Vater zu einer bescheidenen Existenz im nordenglischen
Industrieproletariat verdammt hätte, gelang Eric durch die Hinwendung zum Blues
und zum Jazz. In seinem Freundeskreis hörte man fast ausschließlich schwarze,
US-amerikanische Musik und war stolz darauf. So beschreibt Burdon in einem Stück
eine imaginäre Begegnung mit Bo Diddley, der plötzlich in dem Newcastler
Jazzclub The Downbeat auftaucht und ihn mit seiner Musik inspiriert. Schon die
1962 in dieser Stadt gegründeten Animals bezogen sich ausdrücklich auf die
afroamerikanische Musiktradition. Sie gehörten zur ersten Welle jener britischer
Bands, die den Blues in den USA einem weißen Publikum vorstellten, das
sich damit konfrontiert sah, eine höchst vitale Musiktradition aus rassistischen
Gründen so effizient unterdrückt zu haben, daß es europäischer MusikerInnen
bedurfte, sie überhaupt kennenzulernen.

Für Eric Burdon unterschied sich das Leben im Untergeschoß der britischen
Klassengesellschaft nur bedingt von dem der Schwarzen in den Ghettos
US-amerikanischer Großstädte. Wie schon in seinen frühen Texten zu hören
verfügte er über tiefempfundene Sympathie für den schwarzen Widerstand gegen die
weiße Herrschaft. Das hielt ihn nicht davon ab, sich mit aller Lebenslust an die
musikalische Spitze der aufkommenden Hippiebewegung zu setzen. Obgleich er die
anarchischen Umstände dieses Aufbruchs in vollen Zügen auskostete, konnte er als
politisch wacher und klassenbewußter Mensch nicht vergessen, daß der Hippietraum
inmitten des brutalen imperialistischen Krieges in Vietnam und
bürgerkriegsartiger Aufstände der unterdrückten Schwarzen in den USA stattfand.

Diese Lebensphase des 1941 geborenen Burdon stellte musikalisch wie persönlich
einen tiefen Einschnitt in seiner Karriere dar. Der schwärzeste aller britischen
Blues- und Rocksänger vergraulte einen Großteil seines alten Publikums mit
seiner Wandlung zum musikalischen Herold der Hippie-Bewegung, während er eine
noch größere Zuhörerschaft in den USA gewann, die ihm viel Geld bescherte, was
er ganz im Sinne des Lebens im Hier und Jetzt bis zur völligen Pleite
durchbrachte. Doch auch die Hippie-Ära hatte ihre Schattenseiten, die Burdon in
Year of The Guru thematisierte. In diesem Stück, dessen Text der Sänger fast in
einer Art frühem Rapstil vorträgt, setzt sich Burdon mit der unkritischen
Hinwendung zu indischer Religiosität auseinander, die für die meisten Musiker,
die damals wie die Beatles die Meditation entdeckten, eine bloße Modeerscheinung
bleiben sollte.

Wie in dem Opener White Houses konfrontierte Eric Burdon sein Publikum auch in
dem 18minütigen New York 1963 - America 1968 mit den Schattenseiten der
Verheißung, jeder Mensch könne in den Vereinigten Staaten unabhängig von
sozialer und ethnischer Herkunft sein Glück machen. Die traurige Melodie zu dem
Refrain "And when I got to America, I say it blew my mind" leitet zu einem
längeren Teil über, in dem ein schwarzer Ingenieur über seine Erlebnisse als
Kampfflieger im Zweiten Weltkrieg und von der Armut in den USA berichtet.

Wie versiert seine Band Eric Burdon and the Animals, die die erste Formation The
Animals 1967 abgelöst hatte, aufspielte, kann auf Every One Of Us gut studiert
werden. Der Multiinstrumentalist John Weider verrichtete zusammen mit Vic Briggs
virtuose Gitarrenarbeit und war nebenbei, wie insbesondere in seiner nächsten
Gruppe Family, für Bass und Violine zuständig. Keyboarder Zoot Money, ebenfalls
ein Urgestein der britischen Blues- und Jazz-Szene, hatte seine Klangwelten in
der Band Dantalian's Chariot entwickelt, in der er zusammen mit dem Gitarristen
Andy Summers spielte. Dieser später mit The Police berühmt gewordene und höchst
virtuose Instrumentalist stieß ebenfalls zu Eric Burdon and The Animals hinzu,
nachdem Vic Briggs die Band verlassen hatte.

Der Einfluß von Jimi Hendrix, mit dem Burdon bis zu dessen Tod eng befreundet
war, kann nicht überhört werden, münden die Stücke doch nach einem eher ruhigen
Beginn oft in furiose Gitarrensoli, die mit Burdons wohlplazierten Schreien ein
Feuerwerk an Intensität entfachen. Bei alledem war der Blueshintergrund
unüberhörbar, so daß die Flüge in den Kosmos der Psychedelik stets im festen
Boden schwarzer Erde verankert blieben.

Für diese Zeit vor 50 Jahren stellen Everyone Of Us und die anderen Alben der
damaligen Formation von Eric Burdon and The Animals musikalische Zeitzeugnisse
von einiger Aussagekraft dar. Da der Sänger die ihn umgebende Welt in seinen
Texten stets kritisch kommentierte wie lyrisch verklärte, erfüllt die große
Emotionalität seiner Musik immer auch die Aufgabe, Transportmittel von
Botschaften zu sein, die bei allem heute als naiv empfundenen Idealismus der
Epoche in der realistischen Auffassung gründen, daß die sozialen Verhältnisse
zum Besseren verändert werden müssen, wenn die Menschen dem scheinbar
unauflöslichen Kreis von Krieg und Zerstörung entkommen wollen.

Dieses soziale Engagement führte schon 1969 dazu, daß der in San Francisco
lebende Burdon in die Band War einstieg und sich wieder ganz der schwarzen Musik
zuwandte. Eric Burdon Declares "War" mit dem fast 14minütigen Tobacco Road und
das Doppelalbum The Black-Man's Burdon dokumentieren seine Rückkehr aus den
abgehobenen Gefilden LSD-haltiger Träume zum guten alten Blues und dem
dazugehörigen Whiskeyglas. In einem Livemitschnitt des Senders arte aus dem Jahr
2015 zeigt sich Burdon, der lange Zeit in Deutschland gelebt hat, in
wohlgereifter Frische, der auch das zeitlebens gebliebene Asthma, das mitunter
zu Konzertabbrüchten führte, keinen Abbruch tut.

5. Dezember 2018






Copyright 2018 by MA-Verlag
Elektronische Zeitung Schattenblick, ISSN 2190-6963

Nachdruck und Wiedergabe, auch auszugsweise, nur mit ausdrücklicher Genehmigung des Verlages.

Redaktion Schattenblick, Dorfstraße 41, 25795 Stelle-Wittenwurth

Telefon: 04837/90 26 98 · Fax: 04837/90 26 97

E-Mail: schattenblick@gmx.de

Internet: www.schattenblick.de





Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / MUSIK / VERANSTALTUNGEN





AKTION/2734: Bielefeld - Benefizkonzert für die Freie Flüchtlingshilfe Samos, 07.12.2018


Stadt Bielefeld

Benefizkonzert für Freie Flüchtlingshilfe Samos



Bielefeld (bi). Tänzerin Ulrike von der Linden und Pianisten Claudia
Kohl geben am Freitag, 7. Dezember, ein Benefizkonzert in der VHS im
Ravensberger Park. Ab 20 Uhr stehen im Historischen Saal Musik, Tanz
und Textlesungen auf dem Programm. Die beiden Frauen engagieren sich
mit ihren Konzerten für die Freie Flüchtlingshilfe Samos in
Griechenland. Der Eintritt ist frei, um Spenden wird gebeten.

Weitere Infos unter www.vhs-bielefeld.de.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung: 03.12.2018

Herausgeber: Stadt Bielefeld

Presseamt, 33597 Bielefeld

Telefon: 0521 / 512 215, Fax 0521 / 516 997

E-Mail: presseamt@bielefeld.de

Internet: www.bielefeld.de
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





AUSLAND/8906: Aus aller Welt - 05.12.2018 (SB)




MELDUNGEN



Kurdische Regierungspartei leitet Machtwechsel im Nordirak ein

Der Sohn des langjährigen Präsidenten Massud Barsani und derzeitige
Sicherheitschef in den kurdischen Autonomiegebieten im Nordirak,
Nechirvan Barsani, soll dessen Nachfolge antreten. Nach Angaben eines
Parteisprechers in Erbil wurde der 52jährige von der regierenden
Kurdischen Demokratischen Partei (KDP) für den Präsidentenposten
nominiert. Damit bleibt die Macht in der Familie Barsani, die bereits
seit Jahrzehnten die politischen Geschicke in den irakischen
Kurdengebieten bestimmt.

5. Dezember 2018
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





JUSTIZ/8906: Kriminalität und Rechtsprechung - 05.12.2018 (SB)




MELDUNGEN



Internationale Polizeiaktion gegen italienische Mafia

Am Mittwochmorgen sind Ermittler in Deutschland, Italien, den
Niederlanden und Belgien gegen mutmaßliche Mitglieder der
kalabrischen Mafiaorganisation 'Ndrangheta vorgegangen. Wie das
Bundeskriminalamt (BKA) in Wiesbaden mitteilte, lagen die
Schwerpunkte der Razzien hierzulande in Nordrhein-Westfalen und
Bayern. Es habe mehrere Festnahmen und Durchsuchungen gegeben.
Koordiniert wurde die internationale Aktion von der europäischen
Justizbehörde Eurojust im niederländischen Den Haag.

5. Dezember 2018
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





MILITÄR/8903: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 05.12.2018 (SB)




MELDUNGEN



NATO wirft Rußland Vertragsbruch vor

Im Streit um das INF-Abrüstungsabkommen stützt die NATO die Position
der USA, die Rußland Vertragsbruch vorwerfen und damit drohen, den
Beschluß über nukleare Mittelstreckensysteme zu kündigen, sollte
Moskau nicht innerhalb von 60 Tagen die Vereinbarungen einhalten. Es
sei nun Sache Rußlands, den INF-Vertrag zu bewahren, heißt es in
einer gemeinsamen Erklärung der NATO-Staaten. Andernfalls werde das
Militärbündnis angemessen und entschieden reagieren, betonte der
Generalsekretär der Allianz, Jens Stoltenberg. Rußlands
Außenamtssprecherin Maria Sacharowa bezeichnete die Vorwürfe als
haltlos. Für ihre Regierung sei das INF-Abkommen ein Stützpfeiler
globaler Stabilität und internationaler Sicherheit.

5. Dezember 2018
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





POLITIK/8905: Aus Parlament und Gesellschaft - 05.12.2018 (SB)




MELDUNGEN



Ministerpräsidenten treffen sich in Berlin

Die Ministerpräsidenten der Länder sind heute in Berlin
zusammengekommen. Auf der Tagesordnung der Beratungen stehen unter
anderem die Flüchtlings- und Integrationskosten und der strittige
Digitalpakt Schule sowie die schädlichen Schiffsemissionen in Häfen.
Vor dem Treffen bekräftigte Baden-Württembergs Regierungschef
Winfried Kretschmann (Grüne) sein Nein zu der geplanten
Grundgesetzänderung zugunsten des Digitalpakts Schule. Die Länder und
Kommunen haben den Zugang zu den Schulen, nicht der Bund, sagte
Kretschmann am Mittwoch im ZDF-Morgenmagazin. Der Bund solle das Geld
geben, aber den Ländern nicht hereinreden.

5. Dezember 2018
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





SONSTIGES/8904: Tragisches und Kurioses - 05.12.2018 (SB)




MELDUNGEN



Kleinflugzeug in Wohnhaus gestürzt

In der nordmexikanischen Stadt Culiacan im Bundesstaat Sinaloa
stürzte ein Kleinfugzeug aus noch unbekannten Gründen in ein
Wohnhaus. Alle vier Insassen der Cessna kamen bei dem Unglück ums
Leben. Rettungskräfte bargen drei Verletzte aus dem zerstörten Haus.
Wegen auslaufendem Treibstoff wurden acht Nachbarhäuser evakuiert. Es
habe Explosionsgefahr bestanden, berichteten örtliche Behörden.

5. Dezember 2018
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





WISSENSCHAFT/7989: Aus Forschung und Technik - 05.12.2018 (SB)




MELDUNGEN



Ariane 5 trägt 9,5 Tonnen Fracht ins All

Der indische Telekommunikationssatellit GSAT-11 und der
südkoreanische Wettersatellit GEO-KOMPSAT-2A sind am Dienstag mit
einer Ariane-5-Trägerrakte vom europäischen Startkomplex Kourou in
Französisch-Guayan in einen erdnahen Orbit gebracht worden. Das
teilte das Unternehmen Arianegroup mit. Es war der zehnte
erfolgreiche Start in Kourou und der sechste und letzte einer Ariane
5 in diesem Jahr. Der vom Koreanischen Luft- und
Raumfahrtforschungsinstitut (KARI) entwickelte Wettersatellit soll
nach einer mehrmonatigen Testphase im Juli kommenden Jahres offiziell
in Betrieb genommen werden.

5. Dezember 2018
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





AUSLAND/8002: Aus aller Welt - 05.12.2018 (SB)




VOM TAGE



Wahlgericht in Bolivien läßt erneute Kandidatur von Evo Morales zu

In Bolivien hat das Wahlgericht eine erneute Kandidatur des
amtierenden Präsidenten Evo Morales von der Bewegung zum Sozialismus
(MAS) und seines Stellvertreters Álvaro García Linera für die
Präsidentschaft 2020 bis 2025 genehmigt. Morales ist seit 2006 im
Amt. Bei einer Wiederwahl könnte er seine vierte Amtszeit antreten.
Die bolivianischen Verfassung hatte maximal zwei Amtsperioden
vorgesehen. Das Verfassungsgericht hatte vor einem Jahr die
unbegrenzte Kandidatur unter anderem bei Präsidentschaftswahlen
erlaubt, obwohl die Bevölkerung im Februar 2016 in einem Referendum
eine von Morales angestrebte Verfassungsänderung hinsichtlich der
Beschränkung der Amtszeiten mit knapper Mehrheit abgelehnt hatte. Die
Beschwerdeführer aus den Reihen der MAS hatten sich auf die von
Bolivien 1969 anerkannte Amerikanische Menschenrechtskonvention
berufen, die hinsichtlich der politischen Rechte Einzelner Vorrang
vor nationalem Recht hat. Im Oktober dieses Jahres bestimmte das
Oberste Wahltribunal (TSE), daß die von den Parteien aufgestellten
Präsidentschaftskandidaten von den Parteimitgliedern gewählt werden
müssen, bevor sie sich dem Votum der Bevölkerung stellen können. Die
Frist für die Nominierung der Kandidaten für die Vorwahlen ist am 5.
Dezember abgelaufen. Die Kandidatur von Morales und Linera wird unter
anderem von der sozialen Dachorganisation Nationale Koordination für
den Wandel (Conalcam), dem Gewerkschaftsdachverband (COB) und der
Nationalen Föderation der Bergbaukooperativen (Fencomin) unterstützt.
Die Organisationen sehen in Morales das einzig mögliche Gegengewicht
zu den rechten Kräften im Land.

5. Dezember 2018
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





GESUNDHEIT/7961: Medizin und Gesundheitswesen - 05.12.2018 (SB)




VOM TAGE



Viele US-Patienten müssen auf Medikamente verzichten

Die medizinische Versorgung in den USA ist mehr als nur ausbaufähig.
Viele Medikamente sind inzwischen so teuer geworden, daß insbesondere
der ärmere Teil der US-Bevölkerung sie sich nicht leisten kann. So
ergab eine Umfrage von Kasia Lipska von der Yale School of Medicine
in New Haven (Connecticut) laut Deutschem Ärzteblatt, daß jeder
vierte Diabetiker hin und wieder die Insulindosis senkt, um Kosten zu
sparen. Die Folge ist eine 3fach höhere Rate von Patienten mit einer
schlechten Blutzuckereinstellung. Betroffen sind keineswegs nur
Patienten mit Typ 2-Diabetes, sondern auch Mensch mit Typ 1-Diabetes.
Die Folgen können tödlich sein.

5. Dezember 2018
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





JUSTIZ/7990: Kriminalität und Rechtsprechung - 05.12.2018 (SB)




VOM TAGE



EGMR weist Beschwerde gegen Sicherungsverwahrung zurück

Der Europäische Gerichtshof für Menschenrechte (EGMR) hat
letztinstanzlich die Beschwerde eines in Bayern 2008 wegen Mordes
verurteilten Mannes gegen seine Sicherungsverwahrung zurückgewiesen.
Das Straßburger Gericht erkannte die deutschen Expertengutachten an,
wonach der Beschwerdeführer in Freiheit weitere Straftaten begehen
könnte. Deswegen stellt seine Sicherungsverwahrung keinen Verstoß
gegen sein Menschenrecht auf Freiheit dar. Außerdem ist die
Sicherungsverwahrung nicht als Strafe anzusehen, sondern als Versuch,
die psychische Störung des Beschwerdeführers zu behandeln. Letzterer
hatte sich unter anderem auf das Prinzip berufen, wonach es keine
Strafe ohne Gesetz geben darf, denn die maximale Dauer der
Sicherungsverwahrung war nachträglich geändert worden.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





KULTUR/7913: Sprache, Kunst und Medium - 05.12.2018 (SB)




VOM TAGE



Griechenland fordert einmal mehr den Parthenon-Fries zurück

Nach einem Besuch im neuen Museum am Fuß der Akropolis hat der
griechische Staatspräsident Prokopis Pavlopoulos im Fernsehen die in
London ausgestellten Figuren aus dem Fries rund um den antiken
Parthenon Tempel zurückgefordert, wie Deutschlandfunk Kultur
berichtete.

Die Marmorskulpturen waren 1816, als Athen unter türkischer Herrschaft
stand, in Besitz des British Museum gelangt und dort seitdem ein
Besucher-Magnet.

Die Griechen fühlen sich beraubt und haben immer wieder die Rückgabe
der Figuren verlangt, seit 1982 auch mit einer offiziellen Note.
Ebenso oft wiesen die Briten solche Forderungen mit unterschiedlichen
Argumenten zurück. Hieß es zunächst, die Skulpturen wären der
Witterung schutzlos ausgesetzt, ist es nun das eigens errichtete
Museum, das angeblich nicht genug Raum bietet.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





MILITÄR/7980: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 05.12.2018 (SB)




VOM TAGE



Moskau verwahrt sich gegen Ultimatum der USA

Rußland hält sich nach Angaben des Außenministeriums in Moskau strikt
an den INF-Abrüstungsvertrag zur Begrenzung nuklearer
Mittelstreckenwaffen. Mit dem Abkommen von 1987 haben die USA und die
damalige UdSSR auf Produktion, Besitz und Test landgestützter,
atomarbestückter Mittelstreckenraketen verzichtet. Washington und
inzwischen auch die NATO werfen Rußland vor, mit dem Marschflugkörper
vom Typ 9M729 gegen den INF-Vertrag zu verstoßen.
US-Verteidigungsminister Pompeo setzte Moskau eine Frist von 60
Tagen, innerhalb derer Rußland den Vertragsbedingungen wieder genügen
soll. Ansonsten sähen sich die USA nicht mehr an den Vertrag
gebunden. Das russische Außenministerium verwahrte sich gegen das
Ultimatum. Das INF-Abkommen erstreckt sich auf Flugkörper mit
Reichweiten von 500 bis 5500 Kilometern. Russischen Angaben zufolge
hat der Marschflugkörper 9M729 eine Reichweite unter 500 Kilometern.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





POLITIK/7994: Aus Parlament und Gesellschaft - 05.12.2018 (SB)




VOM TAGE



Bundespräsident Steinmeier besucht China

Bundespräsident Steinmeier besucht sechs Tage lang die Volksrepublik
China. In Kanton äußerte er sich kritisch zur Verwendung Künstlicher
Intelligenz bei Überwachung und Kontrolle der Bevölkerung. China baut
zur Zeit ein allumfassendes Bewertungssystem auf, in das politische
Einstellungen der Bürger, ihre Kommentare in sozialen Netzwerken
sowie ihre Verhalten in der Öffentlichkeit und am Arbeitsplatz
einfließen. Anhand des Rankings wird z. B. die Reisefreiheit der
Bürger beschränkt oder ihre Kreditwürdigkeit herabgesetzt. Vor dem
Hintergrund der Komplexität und Vielfalt der deutsch-chinesischen
Beziehungen sind die wirtschaftlichen und gesellschaftlichen Folgen
der Digitalisierung Themenschwerpunkt bei Steinmeiers Staatsbesuch.
China ist Deutschlands wichtigster Handelspartner, der angesichts des
Handelskonflikts mit den USA an Bedeutung gewinnt.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





SONSTIGES/7963: Tragisches und Kurioses - 05.12.2018 (SB)




VOM TAGE



Drastischer Anstieg der Obdachlosigkeit im hohen Norden

Mit den sinkenden Temperaturen rückt auch das Schicksal der
Obdachlosen wieder in den Vordergrund. So machte die Diakonie in
Schleswig-Holstein auf die ansteigende Verschärfung der Lage für
Menschen ohne Wohnung aufmerksam.

"Die Zahl der Hilfesuchenden wird weiter steigen", sagte Landespastor
und Diakonie-Vorstand Heiko Naß laut NDR1 Welle Nord. Demnach sei das
Angebot an bezahlbarem Wohnraum in Schleswig-Holstein weiterhin zu
gering.

Zurückgreifend auf die Zahlen des vergangenen Jahres hieß es, daß 2017
landesweit fast 8000 Menschen die Angebote der
Diakonie-Wohnungslosenhilfe genutzt hätten. Das waren 500 mehr als
2016 und sogar 2500 mehr als 2014. Und das sei nur die Spitze des
Eisbergs, da die Einrichtung längst nicht alle Obdachlosen erfassen
kann.

Seit 2014 sind nach landesweiten Erhebungen der Diakonie jeweils gut
1000 Hilfesuchende dazugekommen, die entweder ohne feste Bleibe sind
oder denen Obdachlosigkeit drohe. Offenbar sind besonders junge
Erwachsene im Alter zwischen 18 und 25 Jahren überproportional
betroffen. Die Gruppe der 18- bis 25jährigen verdoppelte sich in dem
Zeitraum. Die Verschärfung ist in den größten Städten Kiel, Flensburg,
Lübeck und Neumünster am spürbarsten.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





SOZIALES/7991: Arbeit, Soziales und Familie - 05.12.2018 (SB)




VOM TAGE



IG Metall stellt Tarifforderungen für Nordwestdeutschland vor

Die Tarifkommission der IG Metall schlägt vor, in die nächste
Tarifrunde für die rund 72.000 Beschäftigten der nordwestdeutschen
Stahlindustrie mit einer Lohnforderung von sechs Prozent zu gehen.
Außerdem soll ein zusätzliches jährliches Urlaubsgeld von 1800 Euro
verlangt werden. Wahlweise soll das Urlaubsgeld in freie Tage
umgewandelt werden können. Die Laufzeit des Tarifvertrags soll zwölf
Monate betragen. Der aktuelle Tarifvertrag endet zum Jahresschluß.
Die Tarifverhandlungen sollen am 10. Januar starten.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





UMWELT/7972: Ökologie, Umweltschutz und Katastrophen - 05.12.2018 (SB)




VOM TAGE



DNA-Test kann Wolfsbiß von Steinfeld nicht beweisen

Wurde der 55jährige Gemeindemitarbeiter nun auf dem Friedhof in
Steinfeld nordöstlich von Bremen von einem Wolf attackiert oder
nicht? Im Moment spricht nicht viel dafür. Zwar hatte der Mann
berichtet, bei Arbeiten an einem Zaun nach hinten gegriffen zu haben,
als seine Hand plötzlich festgehalten wurde. Beim Umblicken meinte
er, einen Wolf vor sich zu haben, der zugeschnappt hatte. Drei
weitere Tiere sollen die Aktion mit etwas Abstand beobachtet haben.
Laut dpa teilte jetzt aber das niedersächsische Umweltministerium
mit, daß von den sieben Proben, die am Tag nach dem Biß genommen und
auf DNA-Spuren geprüft wurden, keine einen Nachweis für einen Wolf
enthielt. Natürlich ist das kein Beweis, daß Wölfe an dem Vorfall
nicht beteiligt waren. Doch mit ihm kann Niedersachsens
Umweltminister Olaf Lies (SPD), der sich schon länger für eine
stärkere Kontrolle der Wölfe einsetzt, nicht eine Aufnahme des Wolfes
ins Jagdrecht begründen.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





WIRTSCHAFT/7979: Märkte und Finanzen - 05.12.2018 (SB)




VOM TAGE



Chefs deutscher Autokonzerne treten in Washington an

Die Chefs von Volkswagen und Daimler, Diess und Zetsche, sowie der
BMW-Finanzvorstand Peter sind in den USA bei Wirtschaftsminister Ross
und dem Handelsbeauftragten Lighthizer und auch Präsident Trump
vorstellig geworden, um drohende Strafzölle auf deutsche Autoexporte
abzuwenden. Diess stellte am Dienstag in Washington eine Nutzung der
Produktionsstätten des Konkurrenten Ford durch Volkswagen in
Aussicht. Außerdem könnte VW ein zweites Werk in den USA errichten.
Zetsche hofft, daß die Darlegung der bisherigen und der geplanten
Investitionen in den USA die potentielle Bedrohung durch Importzölle
von bis zu 25 Prozent abgewendet haben. Zetsche machte Investitionen
von Daimler in den USA davon abhängig, daß sich diese am Ende für
sein Unternehmen auch lohnen. BMW investiert in seine weltweit größte
Fabrik in South Carolina bis 2021weitere 600 Millionen US-Dollar und
prüft einen weiteren Standort für die Antriebsfertigung. Die
Konzernchefs sind eigentlich nicht ermächtigt, in die Handelspolitik
der EU-Kommission gegenüber den USA einzugreifen. Diess und Zetsche
hatten sich jedoch nach eigenen Angaben vor ihrem Flug nach
Washington eng mit der Bundesregierung und der EU-Handelskommissarin
Malmström abgestimmt.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





WISSENSCHAFT/7995: Aus Forschung und Technik - 05.12.2018 (SB)




VOM TAGE



US-News-Webside wirft CM Werbebetrug vor

Viele Besitzer mobiler Endgeräte werfen erst einmal einen Blick auf
die Nutzerbewertungen, bevor sie Apps herunterladen. Doch auch gute
Bewertungen schützen nicht davor, daß Nutzerdaten heimlich gesammelt
und weitergegeben werden. Zumindest wirft laut t-online.de die
US-News-Webside Buzzfeed dem chinesischen Konzern Cheetah Mobile (CM)
vor, massenhaft Daten weitergegeben und mutmaßlich Werbebetrug in
großem Stil betrieben zu haben. Bekanntlich ist CM nach Google,
Facebook und Apple der viertgrößte Entwickler mobiler Software. So
hat die App Clean Master mehr als eine Milliarde Downloads und 4,7
von 5 Bewertungssternen. Nach Ansicht von Buzzfeed soll es sich bei CM
um einen Cheater (Betrüger) handeln, der ahnungslose Nutzer
mißbraucht, um andere App-Entwickler abzuzocken, indem er so getan
hat, als ob der Nutzer über eine Anzeige in einer CM-App auf die
andere App gestoßen ist. Eine Provisionen von bis zu drei US-Dollar
pro Installation soll das Unternehmen kassiert haben. Möglich soll
das dadurch gewesen sein, daß CM Daten der Nutzer abgreift und
dabei unter anderem alle Downloads überwacht, die der Nutzer macht.
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INFOPOOL / NATURWISSENSCHAFTEN / TECHNIK





INFORMATIONSTECHNOLOGIE/1296: Ganz ohne Zauberstab - Bayreuther Forscher steuern mit Schallwellen schwebende Objekte (idw)


Universität Bayreuth - 04.12.2018

Ganz ohne Zauberstab: Bayreuther Forscher steuern mit Schallwellen
schwebende Objekte



Die Existenz von Gegenständen mit einem Computer kontrollieren zu können,
ist eine Vision, die unter dem Schlagwort "Ultimate Display" seit mehr als
50 Jahren die IT-Forschung fasziniert. Doch erst heute rückt dieses Ziel
in Reichweite. An der Universität Bayreuth arbeiten Prof. Dr. Jörg Müller
und sein Team an einem Verfahren, mit dem sich die räumliche Position
winziger Partikel mit hoher Präzision steuern lässt. Ihre neueste
Entwicklung haben sie vor kurzem auf einer Konferenz in Tokio vorgestellt:
den LeviCursor, der kleine Objekte - wie von einer Zauberhand geführt -
abhängig von den Bewegungen einer Fingerspitze durch den Raum schweben
lässt, ohne dass sie dabei berührt werden.

Das von den Bayreuther Forschern entwickelte interaktive System, das diese
scheinbare Magie ermöglicht, arbeitet mit Ultraschallwellen. Auf zwei
horizontalen, im Abstand von rund 20 Zentimetern übereinander befestigten
Platten befinden sich winzige, eng benachbarte Lautsprecher (Transducer).
Diese erzeugen von unten und von oben her Ultraschallwellen, so dass die
Partikel, die sich im Raum zwischen den beiden Platten befinden, aus
entgegengesetzten Richtungen dem Ultraschall ausgesetzt sind. Dadurch
können die Objekte, beispielsweise kleine Bälle aus Kunststoff, in einen
Schwebezustand versetzt werden. Wenn sich in diesem Ultraschall-Raum die
Phasen der Schallwellen nur geringfügig ändern, reicht dies bereits aus,
um die Bälle in Bewegung zu versetzen.

Der LeviCursor nutzt dieses Phänomen, um die Bewegungen der Bälle gezielt
zu steuern. Hierfür wird ein auf der Fingerspitze befestigter optischer
Marker (Pointer) eingesetzt. Indem dieser sich im Raum bewegt, verändert
er das dreidimensionale Feld der Ultraschallwellen, in welchem ein
Kunststoffball oder ein anderes Objekt gleichsam eingeschlossen ist. Dem
Team um Prof. Jörg Müller ist es gelungen, ein vom optischen Marker
abhängiges Feintuning der Ultraschallwellen zu realisieren - mit dem
Ergebnis, dass sich ein Partikel in allen drei Dimensionen parallel zur
Fingerspitze bewegt, ohne dass ein direkter physischer Kontakt besteht.

Der LeviCursor zeichnet sich somit vor allem durch drei Eigenschaften aus:
Die Partikel vollziehen ihre dreidimensionalen Bewegungen fast zeitgleich
mit den Bewegungen der Fingerspitze, es kommt zu keinen sichtbaren
Verzögerungen. Die Bewegungen verlaufen nicht ruckartig in kleinen
Schritten, sondern - genauso wie die Bewegungen der Fingerspitze -
kontinuierlich. Zudem können hohe Geschwindigkeiten von bis zu 80
Zentimeter pro Sekunde erreicht werden.

Dr. Myroslav Bachynskyi und Viktorija Paneva, Mitarbeiter am Lehrstuhl für
Serious Games, haben dieses System kürzlich auf einer internationalen
IT-Konferenz in Tokio präsentiert, der ACM International Conference on
Interactive Surfaces and Spaces. "Die Fachwelt war sehr beeindruckt, wie
weit wir die physikalischen Grundlagen dieses ultraschallgesteuerten
Schwebens von Objekten im Raum bereits vorangetrieben haben. Wir wollen
diese Technologie in den nächsten Jahren weiter verfeinern. Insbesondere
geht es darum, noch höhere Geschwindigkeiten und Beschleunigungen zu
erreichen und ganze virtuelle Gegenstände aus schwebenden Partikeln zu
erzeugen", sagt Viktorija Paneva.

Prof. Dr. Jörg Müller, Leiter des Bayreuther Forschungsteams, blickt in
die Zukunft: "Die Anwendungen dieser Technologie lassen sich heute noch
nicht absehen. Stellen wir uns vor, dass es eines Tages gelingt, sehr
schnelle Bewegungen vieler und äußerst kleiner Partikel im
Mikrometerbereich präzise zu steuern: Dann könnten sich größere Objekte,
die aus diesen Partikeln zusammengesetzt sind, in kürzester Zeit in andere
Objekte verwandeln. Auf diese Weise ließen sich beispielsweise in Filmen
und Theateraufführungen ungeahnte Überraschungseffekte erzielen." Aber die
Ziele der Forschung reichen noch weiter. Müller erinnert in diesem
Zusammenhang an das "Holodeck" aus der Fernsehserie Star Trek: "Unser Ziel
ist es, dass der Computer in Zukunft nicht nur auf dem Schreibtisch steht
oder im Handy versteckt ist, sondern dass der ganze Raum, in dem wir uns
befinden, als Benutzerschnittstelle verwendet wird. So können die
physikalische und die virtuelle Welt möglichst nahtlos miteinander
verschmolzen werden", sagt der Bayreuther IT-Forscher.


Forschungsförderung:

Die Bayreuther Forschungsarbeiten sind Teil des von der Europäischen Union
geförderten Projekts "Levitate", in dem die Universität Bayreuth mit drei
weiteren Universitäten zusammenarbeitet: der University of Glasgow, der
University of Sussex in Brighton und der Chalmers University of Technology
in Göteborg. Zudem ist das Unternehmen Ultrahaptics in Bristol an dem
Projekt beteiligt.

Link zum Video von der ACM Konferenz in Tokio, 25.-28. November 2018:

https://twitter.com/ACM_ISS/status/1067590219002757121

Originalpublikation:

Myroslav Bachynskyi, Viktorija Paneva, Jörg Müller: LeviCursor:

Dexterous Interaction with a Levitating Object,

ACM 2018,

DOI: 10.1145/3279778.3279802.

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution4

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Universität Bayreuth, 04.12.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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INFOPOOL / PARLAMENT / CDU/CSU





EUROPA/938: Die Parlamentsrechte bei der Reform des ESM bleiben gewahrt


Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 4. Dezember 2018

Die Parlamentsrechte bei der Reform des ESM bleiben gewahrt



Zum heutigen Beschluss der Eurogruppe äußert sich Eckhardt Rehberg,
haushaltspolitischer Sprecher der CDU/CSU-Bundestagsfraktion, wie
folgt:

"Die Beschlüsse der Eurogruppe zur Reform des ESM werden von der
Unionsfraktion im Deutschen Bundestag mitgetragen. Die einzelnen
Reformschritte gehen nicht über das mit der Unionsfraktion
Vereinbarte hinaus.

Die Unionsfraktion hat sich bereits in ihrem Europa-Papier vom März
dafür eingesetzt, dass die Parlamentsrechte bei der Reform des ESM
gewahrt bleiben. Dies ist sichergestellt. Eine Herausforderung für
den Deutschen Bundestag ist die geringe Dauer von 12 Stunden für eine
Entscheidungsfindung im Falle eines Antrags des Single Resolution
Board (SRB) für eine Kreditlinie des ESM. Die Unionsfraktion spricht
sich für eine längere Entscheidungsfindung aus. Dies sollte innerhalb
eines Wochenendes möglich sein, um ein qualifiziertes Urteil abgeben
zu können. Als Entscheidungsgremium für den Deutschen Bundestag
schlägt die Unionsfraktion das bestehende Sondergremium nach dem
Stabilisierungsmechanismusgesetz vor.

Die Unionsfraktion begrüßt, dass die Entscheidung über das Vorziehen
des Common Backstop erst 2020 auf Basis einer Einschätzung zum
weiteren Risikoabbau in den Bankenbilanzen erfolgen wird. Hier sind
noch weitere Fortschritte beim Abbau der notleidenden Kredite
unerlässlich. Wichtig ist, dass die Zugangskriterien zur
Vorsorglichen Kreditlinie (PCCL) strikt im Sinne des Stabilitätspakts
gelten. Die Stärkung des ESM mit Blick auf die Erstellung von
Schuldentragfähigkeitsanalysen und die Einführung von "Single limb
collective action clauses" sind richtig und im Interesse der
Gläubigerstaaten des ESM.

Die Unionsfraktion ist ebenfalls der Auffassung, dass das geplante
Eurozonenbudget Teil des Mittelfristigen Finanzrahmens sein muss.
Doppelförderungen und Doppelstrukturen, insb. bei den
Strukturfondsmitteln, müssen vermieden werden. Die nationalen
Beiträge zum Eurozonenbudget müssen auf die Beiträge zum EU-Haushalt
angerechnet werden."

 * 

Quelle:

CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Bürgerinformation: Telefon 030/227-555 50, Telefax 030/227-159 30

E-Mail: fraktion@cducsu.de

Internet: www.cducsu.de
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INFOPOOL / PARLAMENT / LANDESPARLAMENTE





NORDRHEIN-WESTFALEN/2363: Debatte um den Diesel (Li)


Landtag intern 10/2018

Informationen für die Bürgerinnen und Bürger

PLENUM

Debatte um den Diesel

Aktuelle Stunde wegen drohender Fahrverbote in Köln und Bonn

von Michael Zabka, Sonja Wand, Wibke Busch



14. November 2018 - Der Landtag hat sich in einer Aktuellen Stunde
erneut mit drohenden Fahrverboten für Dieselfahrzeuge in
Nordrhein-Westfalen befasst. Die Fraktionen von Grünen, AfD und SPD
hatten die Debatte beantragt. Hintergrund war eine Entscheidung des
Verwaltungsgerichts Köln vom 8. November 2018. Demnach müssen die
Städte Köln und Bonn von April 2019 an Fahrverbote für bestimmte
Schadstoffklassen erlassen.


Um Fahrverbote zu vermeiden, seien Hardware-Nachrüstungen und
die Einführung einer blauen Plakette erforderlich, sagte
Grünen-Fraktionschef Arndt Klocke. Er erinnerte an den
Grundsatzbeschluss des Bundesverwaltungsgerichts Leipzig, das
Fahrverbote als "Ultima Ratio" zulasse. Statt zu handeln, habe
Ministerpräsident Armin Laschet (CDU) Fahrverbote als
"unverhältnismäßig" und "rechtswidrig" bezeichnet. "Darüber
entscheiden aber Gerichte und kein Ministerpräsident", sagte Klocke.
Er fragte, was die Landesregierung unternehmen wolle, um Verbote zu
verhindern und die betroffenen Städte zu unterstützen.

Sperrungen hätten für die Menschen unabsehbare Folgen, sagte
Christian Loose (AfD): "Wie kommen die Handwerker zu ihren
Kunden? Wie kommen Pendler in die Stadt oder aus der Stadt? Was
passiert mit den Anwohnern?" Der Landesregierung sei es entgegen
eigener Ankündigungen nicht gelungen, Fahrverbote zu verhindern. In
Bonn seien zwei Straßen in Rheinnähe betroffen. Allerdings trügen dort
auch die Binnenschiffe zur Stickoxidbelastung bei. Loose kritisierte
die Grenzwerte. Sie seien "willkürlich und an der Realität vorbei
festgelegt" worden. Sie seien zu niedrig, die Aufstellung der
Messstationen sei nicht repräsentativ.

Keine einzige Maßnahme habe die Landesregierung ergriffen, um
Fahrverbote zu verhindern, kritisierte Thomas Kutschaty,
Fraktionsvorsitzender der SPD. "Sie lassen die Bürgerinnen und Bürger
in diesem Lande allein die Zeche zahlen", warf er Ministerpräsident
Laschet vor. Notwendig sei ein Notfallplan: Dazu gehöre etwa eine
kurzfristige Nachrüstung der Fahrzeuge auf Kosten der
Automobilindustrie. Wo das nicht möglich sei, müssten Betroffene
Ersatz erhalten. Außerdem forderte Kutschaty eine Großoffensive für
den Öffentlichen Personennahverkehr. "Es ist Zeit zu handeln. Tun Sie
was!", appellierte er an Laschet.


"Nicht lahmlegen"

Keinen einzigen realisierbaren Vorschlag habe sein Vorredner gemacht,
konterte Rainer Deppe (CDU). Die Menschen erwarteten Antworten
auf die Frage: "Wie vermeiden wir, dass es in diesen Städten zum
Kollaps kommt?" Es gehe nicht nur um die Stadt Köln, sondern um die
wirtschaftsstärkste Region in Nordrhein-Westfalen. "Die können wir
nicht lahmlegen", warnte der Abgeordnete. Es gelte, Mobilität,
Wirtschaft, Industrie und Handwerk zu erhalten. Deppe stellte die
Frage nach der Verhältnismäßigkeit der Fahrverbote. Der Begriff
"verhältnismäßig" werde viel zu oft auf die individuellen Rechte des
Einzelnen bezogen.

Bodo Middeldorf (FDP) sagte, für seine Fraktion seien
Fahrverbote nach wie vor kein Instrument, um die Emissionsprobleme zu
lösen. "Wir lehnen sie ab und wir werden alles dafür tun, um sie
abzuwenden." Middeldorf kritisierte die Politik der Bundesregierung.
Obwohl das Problem seit Jahren bekannt sei, habe diese bis heute kein
schlüssiges Konzept zur Lösung vorgelegt. Gespräche mit den
Automobilherstellern hätten sich als "Rohrkrepierer" erwiesen. Das
Problem werde bei den Ländern und den Kommunen abgeladen, die
Interessen der Verbraucherinnen und Verbraucher würden mit Füßen
getreten.

Die nordrhein-westfälische Umweltministerin Ursula Heinen-Esser
(CDU) warnte davor, den Verbraucherinnen und Verbrauchern
vorzugaukeln, dass es schnelle und einfache Lösungen in der
Dieselproblematik gebe. Man müsse den Menschen vielmehr realistisch
sagen, was gehe, und dürfe ihnen nicht das Blaue vom Himmel
versprechen. Sie kündigte an, Anfang 2019 einen Luftreinhalteplan für
Köln vorzulegen. Ihr Ziel sei, jede Stadt im Land, in der
Dieselfahrverbote drohten, individuell mit ihren Problemen zu
betrachten und gemeinsam mit den Verantwortlichen in den Kommunen nach
Lösungen zu suchen.




ANTRÄGE





Der Debatte lagen drei Anträge zugrunde: "Diesel-Urteile: Was
 unternimmt die Landesregierung, um Fahrverbote in NRW noch zu
 verhindern?" (Grüne, 17/4161); "Diesel-Fahrverbote in Köln und Bonn
 - Regierung Laschet ist gescheitert" (AfD, 17/4162); "Welchen Plan
 hat die Landesregierung zur Verhinderung von Fahrverboten?"
 (SPD, 17/4163).
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RHEINLAND-PFALZ/5000: Verkehrswende endlich auch für den ländlichen Raum (Bündnis 90/Die Grünen)


Pressemitteilung der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN im Landtag
Rheinland-Pfalz vom 04.12.2018

Gleich kommt der Bus! Verkehrswende endlich auch für den ländlichen
Raum



Zum Start des ÖPNV-Konzepts Nord begrüßt Jutta Blatzheim-Roegler,
verkehrspolitische Sprecherin der Landtagsfraktion von BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN, die außerordentliche Verbesserung des Öffentlichen Nahverkehrs
im Kreis Vulkaneifel:

"Mit dem neuen ÖPNV-Konzept wird der ländliche Raum insgesamt
gestärkt. Was bisher Wunschdenken für den Raum zwischen Koblenz und
Trier war, wird nun Wirklichkeit. Ein neu verknüpftes Busnetz aus
regionalen und lokalen Linien soll dabei die Hauptlinien mit Angeboten
auf Nebenlinien ergänzen. Der Rheinland-Pfalz-Takt auf der Schiene
bekommt dadurch eine Erweiterung auf der Straße, orientiert an Angebot
und Nachfrage. Das Gemeinschaftsprojekt des Landes mit Landkreisen,
dem Zweckverband Nord und den Verkehrsverbünden ist damit auch ein
Schritt zur Schaffung gleichwertiger Lebensbedingungen in Stadt und
Land.

Damit sind die Zeiten vorbei, in denen abgesehen vom Schulbus auf den
Dörfern 'tote Hose' im Linienverkehr herrschte. Auch abends und an den
Wochenenden ist es nun möglich, in der Eifel öffentlichen Nahverkehr
zu nutzen. Das ist ein Gewinn für den ländlichen Raum, gut für junge
und ältere Menschen und ein wichtiger Schritt für die Verkehrswende.
Den öffentlichen Verkehr zu stärken und damit den Menschen den Umstieg
auf Bus oder Bahn zu ermöglichen, ist einer der grünen Kernpunkte für
die Mobilitätswende. Das gilt für den ländlichen Raum genauso wie für
die Stadt."


Hintergrund:

Die Planungen für ein völlig neu angelegtes ÖPNV-Konzept in der Region
zwischen Koblenz und Trier hatten bereits 2012 begonnen. In der
Verkehrsregion Trier (VRT) startet das ÖPNV-Konzept Nord nun zunächst
im Kreis Vulkaneifel, die anderen Landkreise folgen. Im Herbst 2019
soll an der Mosel der Stundentakt eingeführt werden. Mittlerweile wird
auch in anderen Verbünden des Landes, z.B. beim Rhein Nahe
Nahverkehrsbund (RNN), an entsprechenden Konzepten gearbeitet.


Das ÖPNV-Konzept Nord im Überblick "Mehr Bus für's Land" gibt es
unter:

https://mwvlw.rlp.de/fileadmin/mwkel/Abteilung_10_Verkehr/Verkehr/Dokumente/OEPNV-Konzept-Nord.pdf

 * 
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SOZIALES/2740: Anlässlich des Tags des Ehrenamts - Danke an alle Engagierten


Pressemitteilung der SPD-Bundestagsfraktion - 5. Dezember 2018

Arbeitsgruppen: Familie, Senioren, Frauen und Jugend, Bürgerschaftliches Engagement

Danke an alle Engagierten



Sönke Rix, familienpolitischer Sprecher;

Svenja Stadler, engagementpolitische Sprecherin:

Anlässlich des Tags des Ehrenamts am heutigen 5. Dezember bedankt sich
die SPD-Bundestagsfraktion bei mehr als 30 Millionen Menschen in
Deutschland, die Verantwortung für die Gesellschaft übernehmen und
sich engagieren.

"Die SPD-Bundestagsfraktion steht an der Seite der Ehrenamtlichen. Wir
verbessern die Bedingungen für Bürgerschaftliches Engagement. Im
Bereich der Freiwilligendienste haben wir das zuletzt in den
Verhandlungen zum Bundeshaushalt für das Jahr 2019 untermauert. Alle,
die sich engagieren möchten, werden das auch können: 65 Millionen Euro
zusätzlich investiert allein der Bund in die Freiwilligendienste. Mit
einem Rechtsanspruch auf ein Jugendfreiwilligenjahr machen wir allen
jungen Menschen ein attraktives Angebot. Dabei setzen wir
Sozialdemokratinnen und Sozialdemokraten auf Freiwilligkeit und
Überzeugung.

Wirklich alle sollen sich engagieren können. Deshalb unterstützen wir
auch Assistenzleistungen für Menschen mit Behinderungen.

Jeder dritte Deutsche, der älter als 14 Jahre ist, übt ein Ehrenamt
aus. Dabei sind die Formen des Engagements sehr unterschiedlich, wie
zum Beispiel die Unterstützung von Flüchtlingen, die Mitarbeit bei den
Hilfsorganisationen, das Engagement im Sportverein oder als Lesepate
in Kindergärten. Diese Dienste sind unschätzbar wertvoll. Sie stärken
den gesellschaftlichen Zusammenhalt, sorgen für eine lebendige
Demokratie und sind wichtige Zukunftsinvestitionen in ein
solidarisches Land. Die SPD-Bundestagsfraktion sagt: Danke an alle
Engagierten."

Copyright 2018 SPD-Bundestagsfraktion
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ASYL/1329: Weiterhin willkürliche Trennung von Eltern und Kindern (Pro Asyl)


Presseerklärung der Landesflüchtlingsräte, JUMEN e.V., des
Bundesfachverbands unbegleitete minderjährige Flüchtlineg und PRO ASYL
vom 5. Dezember 2018

Weiterhin willkürliche Trennung von Eltern und Kindern

Deutschland ignoriert das Urteil des Gerichtshofs der Europäischen Union
zum Elternnachzug



Der EuGH hat am 12. April 2018 entschieden, dass unbegleitete Flüchtlinge
mit Flüchtlingseigenschaft, die zum Zeitpunkt der Asylantragstellung
minderjährig waren, ihr Recht auf Elternnachzug behalten, auch wenn sie vor
Einreise der Eltern volljährig werden. Das Urteil wird jedoch in der
deutschen Praxis nicht umgesetzt, so dass die willkürliche Trennung von
Eltern und ihren Kindern weiterhin an der Tagesordnung bleibt.

Derzeit wird unbegleiteten Minderjährigen, die als Flüchtlinge anerkannt
wurden, das Recht auf Nachzug der Eltern verweigert, wenn sie vor der
Erteilung der Visa für die Eltern volljährig werden. Aufgrund monate- oder
jahrelanger Asylverfahren, langer Wartedauern auf einen Botschaftstermin
und auf eine Bearbeitung der Visumsanträge wird jungen Menschen, die
während dieses Prozederes volljährig werden, die Zusammenführung mit ihren
Eltern verwehrt. Bearbeitungszeiten nationaler Behörden werden damit zu
lebensentscheidenden Faktoren für ganze Familien.

Genau auf diesen Missstand hat der EuGH mit seinem Urteil nun reagiert. Im
Fall einer niederländischen Antragstellerin entschied er, mit Blick auf den
besonderen Schutz der Familie bei erzwungener Trennung gemäß der Richtlinie
zur Familienzusammenführung (2003/86), dass es nicht von der
Bearbeitungsdauer eines Asylantrags durch die Behörden abhängen darf, ob
ein Anspruch auf Elternnachzug besteht oder nicht - und hat damit auch der
derzeitigen deutschen Praxis eine Absage erteilt.

Dennoch beharrt das Auswärtige Amt (AA) auf seinem Vorgehen und lehnt
weiterhin Anträge auf Elternnachzug ab, wenn anerkannte Jugendliche
zwischenzeitlich volljährig geworden sind. Das AA argumentiert, das Urteil
sei nicht anwendbar, da es auf der Grundlage eines niederländischen
Verfahrens entschieden wurde und damit nicht auf deutsches Recht anwendbar
sei. Dabei beziehen sich die Aussagen des EuGH gerade nicht auf die
Auslegung niederländischen Rechts, sondern auf die verbindliche Auslegung
von EU-Recht, unabhängig von nationalem Recht.

Die Landesflüchtlingsräte, JUMEN e.V., der Bundesfachverband unbegleitete
minderjährige Flüchtlinge und PRO ASYL protestieren gegen die Verweigerung,
das Urteil umzusetzen. Der EuGH hat für die Klärung eines weitreichenden
Missstands gesorgt und bei betroffenen Jugendlichen Sicherheit geschaffen
für ein Zusammenleben mit ihren Eltern. Die Missachtung von europäischer
Rechtsprechung aus fadenscheinigen Gründen auf dem Rücken geflüchteter
Jugendlicher muss dringend beendet werden. Die Bundesregierung hat hier
dringend für Klarheit zu sorgen.

Die Bundesregierung erklärte zwischenzeitlich, die ablehnende Haltung des
Auswärtigen Amtes sei nur mit dem BMI abgestimmt worden. "Weitere Ressorts"
hätten Klärungsbedarf angemeldet, so dass mit einer Ressortabstimmung
begonnen wurde.

Die Landesflüchtlingsräte, JUMEN e.V., der Bundesfachverband unbegleitete
minderjährige Flüchtlinge und PRO ASYL fordern eine schnelle und
europarechtskonforme Umsetzung des EuGH-Urteils.

 * 

Quelle:

Pro Asyl - gemeinsame Presseerklärung vom 5. Dezember 2018

Postfach 160 624, 60069 Frankfurt/M.

Telefon: +49 069 - 23 06 88, Fax: +49 069 - 23 06 50

E-Mail: proasyl@proasyl.de

Internet: www.proasyl.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 6. Dezember 2018 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / POLITIK / FAKTEN





INNEN/1736: PRO ASYL zum Fachkräfteeinwanderungsgesetz - Kaum eine Spur vom »Spurwechsel« (Pro Asyl)


PRO ASYL - Presseerklärung vom 5. Dezember 2018

PRO ASYL zum Fachkräfteeinwanderungsgesetz: Kaum eine Spur vom
»Spurwechsel«

Gesetzentwurf produziert Unsicherheit und wird Arbeitgeber frustrieren



Anlässlich der Ministerpräsidentenkonferenz der Länder hat PRO ASYL die
Akteure gebeten, sich für eine deutliche Verbesserung des vor kurzem
vorgelegten Referentenentwurfes für ein Fachkräfteeinwanderungsgesetz
einzusetzen. Dieser greife in Bezug auf die Integration der in Deutschland
lebenden Asylsuchenden und Geduldeten viel zu kurz.

»Wenn der Entwurf so Gesetz wird, produziert er weitere Unsicherheit bei
denen, die bereits erste Schritte der Arbeitsmarktintegration gegangen
sind. Und er frustriert die Arbeitgeber, die in den Jahren seit 2015 die
Aufforderung, Flüchtlingen Perspektiven anzubieten, ernst genommen haben«,
so PRO ASYL-Geschäftsführer Günter Burkhardt.

Der Gesetzentwurf sieht neben der problematischen Ausweitung von
Arbeitsverboten für manche Personengruppen Neuregelungen zur
Ausbildungsduldung (§ 60 b AufenthG) und die Einführung einer
Beschäftigungsduldung (§ 60 c AufenthG) vor.

Insbesondere die Hürden beim Zugang zur Beschäftigungsduldung werden für
viele Menschen kaum zu überwinden sein. Gefordert werden eine
Vollzeitbeschäftigung von mindestens 35 Wochenstunden, die vollständige
Lebensunterhaltssicherung seit mindestens einem Jahr und Sprachkenntnisse
auf einem Niveau, das für die praktische Tätigkeit in vielen Fällen nicht
benötigt wird. Außen vor bleibt also, wer z.B. alleinerziehend in der
Vergangenheit nicht Vollzeit arbeiten oder den Lebensunterhalt nicht
vollständig sichern konnte. Selbst gut verdienende Fachkräfte, die ihren
Lebensunterhalt komplett sicherstellen können aber weniger als 35 Stunden
arbeiten, wären ohne Chance, wie auch Geringverdiener in Vollzeit, wenn sie
in Städten mit hohen Mieten wohnen.

Zudem sind Wartezeiten bis zur erstmaligen Erteilung einer solchen Duldung
vorgesehen, die den Ausländerbehörden einen zusätzlichen Zeitraum für
Abschiebungen ermöglichen sollen. Das Ziel der Rechtssicherheit sowohl für
betroffene Personen wie für Arbeitgeber wird so völlig verfehlt,
Unsicherheit und Frust zusätzlich geschürt. Wieso sollte ein Arbeitgeber in
Ausbildung, Einarbeitung und Beschäftigung investieren, wenn weiterhin
Abschiebungsgefahr besteht?

Kontraproduktiv ist der Entwurf insofern auch, als dass er nur die Schiene
Ausbildung oder Arbeit für die Aufenthaltssicherung vorsieht. Junge
Menschen werden voraussichtlich Schulen und Universitäten verlassen, um
ihren Aufenthalt zu sichern, statt ihren Bildungsweg fortzusetzen. Man muss
sich fragen, ob das im Interesse Deutschlands liegt.

Selbst in Sachen Ausbildungsduldung bleiben viele Fragen zu Lasten der
Betroffenen offen. Neue Interpretationsspielräume für die lokalen
Ausländerbehörden konterkarieren den bundesgesetzlich eigentlich
vorgesehenen Anspruch. Derart unzureichende gesetzgeberische Arbeit
unkritisch zu unterstützen kann in niemandes Interesse sein.

PRO ASYL fordert deshalb Verbesserungen. Die Ministerpräsidentenkonferenz
kann hier Signale senden.

 * 
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MENSCHENRECHTE/355: "Ausbeutung ist ein risikoloses Geschäft" (DIMR)


Deutsches Institut für Menschenrechte - 5. Dezember 2018

"Ausbeutung ist ein risikoloses Geschäft"

3. Menschenrechtsbericht behandelt schwere Ausbeutung von
Arbeitsmigranten, Zwang in der Psychiatrie und Rüstungsexportkontrolle



Berlin. Zum dritten Mal stellt das Deutsche Institut für Menschenrechte
seinen jährlichen Bericht über die Entwicklung der
Menschenrechtssituation in Deutschland vor. "Menschenrechte müssen immer
wieder errungen und bekräftigt werden. Sie erscheinen zwar heute
selbstverständlich, in der Lebenswirklichkeit vieler Menschen sind sie
es jedoch keineswegs, auch hierzulande", sagte die Direktorin des
Instituts, Beate Rudolf, am Mittwoch in Berlin. "Die Qualität des
Menschenrechtsschutzes in einem Staat misst sich gerade daran, ob die
Rechte der Schwächsten in Gesetzen verankert und auch in der Praxis
geachtet und geschützt werden. Daher greift der Menschenrechtsbericht
schwere Beeinträchtigungen der Rechte von Menschen auf, die sich im
politischen Diskurs hierzulande nur schwer Gehör verschaffen können",
so Rudolf weiter. Der Bericht umfasst den Zeitraum vom 1. Juli 2017 bis
zum 30. Juni 2018.

Ausbeutung von Arbeitsmigranten - kaum Möglichkeiten, den Lohn
einzuklagen

Das Menschenrechtsinstitut hat die Situation von Migranten und
Migrantinnen untersucht, die von ihren Arbeitgebern ausgebeutet wurden.
Interviews mit Betroffenen aus EU-Ländern und Drittstaaten wie Pakistan,
Palästina, Syrien, Argentinien, Ecuador oder Peru machen deutlich: Viele
erhalten weit weniger als den Mindestlohn, oder der Lohn wird ihnen
gänzlich vorenthalten. Zudem führen Arbeitgeber häufig keine
Sozialabgaben ab. Unbezahlte Überstunden sind an der Tagesordnung, oft
sind die Beschäftigten mit Drohungen und Gewalt konfrontiert. "Schwere
Arbeitsausbeutung ist aktuell ein risikoloses Geschäft. Diese Menschen
haben faktisch kaum eine Möglichkeit, ihre Lohnansprüche gerichtlich
durchzusetzen", bemängelte Rudolf. Sie befinden sich in einem
Teufelskreis: Durch die äußerst prekären Lebensumstände sind sie von
Obdachlosigkeit bedroht und gezwungen, immer wieder schlechte Jobs ohne
Absicherung anzunehmen. Fälle von schwerer Arbeitsausbeutung sind aus
vielen Branchen, beispielweise der fleischverarbeitenden Industrie, dem
Transportwesen oder der häuslichen Pflege bekannt. Fehlende Sprach- und
Rechtskenntnis, Abhängigkeit vom Arbeitgeber, fehlende Beweismittel
sowie ein erschwerter Zugang zu Beratung führen zu einer strukturellen
Unterlegenheit der Betroffenen gegenüber ihren Arbeitgebern, die derzeit
in den arbeitsgerichtlichen Verfahren nicht behoben werden kann.

Rudolf forderte deshalb ein Gesamtkonzept, um die Unterlegenheit der
Betroffenen abzubauen. "Die Diskussion und Entwicklung eines solchen
Gesamtkonzeptes könnte zum Beispiel die Bund-Länder-Arbeitsgruppe
Menschenhandel zum Zweck der Arbeitsausbeutung vorantreiben", sagte
Rudolf. Ziel müsse es sein, die Durchsetzung von Lohnansprüchen für
die Betroffenen zu erleichtern. Dazu müsse ein Bündel von Maßnahmen
geschnürt werden, zum Beispiel die Verbandsklagemöglichkeiten gegen
ausbeuterische Arbeitnehmer, stellvertretende Klagen und bessere
Möglichkeiten für Betroffene, prozessrelevante Daten von
Kontrollbehörden zu bekommen.

Vermeidung von Zwang in der Psychiatrie

Der Bericht thematisiert außerdem Zwang in der allgemeinen Psychiatrie
für Erwachsene. "Maßnahmen wie die Unterbringung in Einrichtungen,
zwangsweise Fesselung ans Bett oder Sedierung durch Medikamente sind
massive Eingriffe in die körperliche und seelische Unversehrtheit sowie
die Selbstbestimmung von Menschen mit psycho-sozialen Behinderungen. Die
Grund- und Menschenrechte gebieten es, die Anwendung von Zwang in der
gesundheitlichen Versorgung zu vermeiden und auf andere Formen der Hilfe
und Unterstützung zu setzen", erklärte Rudolf. "Das ganze System der
Psychiatrie muss darauf ausgerichtet sein, ohne Zwang zu arbeiten, um die
Selbstbestimmung der Patienten zu wahren", sagte Rudolf auch mit Blick
auf das Urteil des Bundesverfassungsgerichts vom Juli 2018.

Das Menschenrechtsinstitut hat für den Bericht zusammengefasst, welche
rechtlichen Grundlagen es für Zwangsmaßnahmen in Bund und Ländern
derzeit gibt und wie diese im Licht der Rechtsprechung des
Bundesverfassungsgerichtes zu bewerten sind. Es analysiert auch, welche
Daten zur Anwendung von Zwang in psychiatrischen Einrichtungen vorliegen.
Der Bericht stellt gute strukturell ausgerichtete Ansätze vor, wie Zwang
in der Psychiatrie vermieden werden kann: zum Beispiel durch ein dichtes
Netz ambulanter sozial-psychiatrischer Angebote außerhalb von Kliniken.
"Wir fordern Bund und Länder auf, künftig das verbindliche Ziel
vorzugeben, Zwang in der allgemeinen Psychiatrie zu vermeiden. Es geht
jetzt darum, die Kompetenz der Zwangsvermeidung im Gesundheitssystem
aufzubauen", erklärte Rudolf. Bund und Länder sollten die verbesserte
Versorgung psychisch kranker Menschen mit Nachdruck vorantreiben, wie
dies seitens der Bundesregierung bereits im Koalitionsvertrag angelegt
sei, so Rudolf weiter. "Wir brauchen mehr Daten zur Anwendung von Zwang,
Fort- und Weiterbildung des medizinischen Personals sowie die Förderung
des Konzepts der unterstützten Entscheidungsfindung in der alltäglichen
ambulanten und klinischen Praxis. Entsprechend müssen auch die
rechtlichen Rahmenbedingungen gestaltet werden", betonte Rudolf.

Rüstungsexporte auf dem Prüfstand

Das Menschenrechtsinstitut hat sich zudem mit dem Thema
Rüstungsexportkontrolle beschäftigt. "Deutschland darf sich nicht an
Menschenrechtsverletzungen anderer Staaten beteiligen", sagte Rudolf zur
Begründung.

Das Institut hat untersucht, ob zwischen 2015 und 2017 die Politischen
Grundsätze für Rüstungsexporte bei den deutschen Genehmigungsverfahren
nach Saudi-Arabien und den Vereinigten Arabischen Emiraten angewandt
worden sind. Diese Grundsätze der Bundesregierung formulieren eine Reihe
von Prüfanforderungen, darunter die Menschenrechtslage und die
Einhaltung des humanitären Völkerrechts durch die Empfängerländer der
Waffen.

"Wir haben festgestellt, dass die Menschenrechtssituation in
Saudi-Arabien und in den Vereinigten Arabischen Emiraten sowie die
Einhaltung des humanitären Völkerrechts durch beide Länder bei den
Genehmigungen von Rüstungsexporten offenbar keine Rolle gespielt haben",
erklärte Rudolf. Das zeige die Auswertung zahlreicher wissenschaftlicher
Studien und Berichte von UN-Menschenrechtsgremien sowie
zivilgesellschaftlichen Organisationen.

Das Menschenrechtsinstitut spricht sich für ein Rüstungsexportgesetz
aus, das die völkerrechtlichen- und menschenrechtlichen
Genehmigungskriterien gesetzlich verankert. Damit verbundene Reformen
sollten auch das Unterlaufen der deutschen Genehmigungsstandards durch
Tochterunternehmen im Ausland verhindern. "Die Bundesregierung sollte
ihre menschenrechtlichen Bewertungen gegenüber dem Deutschen Bundestag
begründen müssen", schlägt Rudolf vor.

"Deutschland sollte sich im EU-Kontext dafür einsetzen, dass Verstöße
der Mitgliedstaaten gegen die EU-Regeln für die Kontrolle der Ausfuhr
von Militärtechnologie und Militärgütern konsequent beobachtet und
sanktioniert werden - denn Rüstungsexporte sind ein globales Geschäft
und können nur transnational wirksam reguliert werden", betonte Rudolf.


Das Deutsche Institut für Menschenrechte ist die unabhängige
Nationale Menschenrechtsinstitution Deutschlands (§ 1 DIMR-Gesetz). Es
ist gemäß den Pariser Prinzipien der Vereinten Nationen akkreditiert 
(A-Status). Zu den Aufgaben des Instituts gehören Politikberatung,
Menschenrechtsbildung, Information und Dokumentation,
anwendungsorientierte Forschung zu menschenrechtlichen Themen sowie die
Zusammenarbeit mit internationalen Organisationen. Es wird vom Deutschen
Bundestag finanziert. Das Institut ist zudem mit dem Monitoring der
Umsetzung der UN-Behindertenrechtskonvention und der
UN-Kinderrechtskonvention betraut worden und hat hierfür entsprechende
Monitoring-Stellen eingerichtet.


Weitere Informationen

Entwicklung der Menschenrechtssituation in Deutschland 2017/2018 -
Bericht an den Deutschen Bundestag gemäß § 2 Absatz 5 DIMRG

https://www.institut-fuer-menschenrechte.de/publikationen/show/entwicklung-der-menschenrechtssituation-in-deutschland-juli-2017-juni-2018/

Kurzfassung

https://www.institut-fuer-menschenrechte.de/menschenrechtsbericht/menschenrechtsbericht-2018/

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 5. Dezember 2018

Deutsches Institut für Menschenrechte e. V.

Zimmerstr. 26/27, 10969 Berlin

Telefon: +49 30 259 359 0, Telefax: +49 30 259 359 59

E-Mail: info@institut-fuer-menschenrechte.de

www.institut-fuer-menschenrechte.de
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EHRENAMT/073: Solidarität und Kreativität gehen mit einer höheren Beteiligung im Engagement einher (idw)


Deutsches Zentrum für Altersfragen - 04.12.2018

Solidarität und Kreativität gehen mit einer höheren Beteiligung im
Engagement einher



"Warum engagierst Du Dich? Werte - Zusammenhalt - Demokratie" - unter
diesem Motto steht der 3. Deutsche EngagementTag. In Deutschland
engagieren sich 43,6 Prozent der Wohnbevölkerung ab 14 Jahren freiwillig -
das entspricht 30,9 Millionen Menschen. Alljährlich am Internationalen Tag
des Ehrenamts wird ihr Engagement gewürdigt und auf den Stellenwert, den
das freiwillige Engagement für die Gesellschaft und das Funktionieren des
Gemeinwesens einnimmt, aufmerksam gemacht.

Werte oder Werthaltungen sind Prinzipien, an denen Menschen
situationsübergreifend ihr Handeln ausrichten. Zentrale Wertehaltungen
sind Solidarität, Kreativität und Sicherheit. Analysen auf Basis des
Deutschen Freiwilligensurveys (FWS) 2014 zeigen: In allen Altersgruppen
engagieren sich Menschen, denen Solidarität wichtig ist, anteilig häufiger
als Personen, die Solidarität weniger wichtig finden. Der größte
Unterschied zeigt sich in einem Alter ab 65 Jahren: Eine solidarische
Werthaltung hat dann den stärksten Einfluss auf die Wahrscheinlichkeit,
sich zu engagieren.

Aber Solidarität ist nicht die einzige Wertehaltung, die im Kontext des
freiwilligen Engagements bedeutsam ist. Auch Menschen, die Kreativität
einen hohen Wert beimessen, engagieren sich häufiger als solche, denen
dieser Wert weniger wichtig ist. Genau anders herum ist es beim Wert
Sicherheit: Menschen, für die Sicherheit einen hohen Wert hat, engagieren
sich anteilig seltener als Menschen, für die Sicherheit eine weniger
wichtige Rolle spielt.

Will man Engagierte gewinnen, sollten nicht nur die positiven Seiten des
Engagements in den Vordergrund gestellt werden, wie die Möglichkeit,
anderen Menschen zu helfen und Dinge mitzugestalten. Menschen mit hohem
Sicherheitsbedürfnis sollte aufgezeigt werden, dass sich
Engagementsituationen nicht so sehr vom gelebten Alltag unterscheiden. Sie
bewegen sich damit auf sicherem Terrain: Fähigkeiten und Kenntnisse, die
im Beruf, in der Kindererziehung oder im Alltagsleben erworben wurden,
sind die gleichen, die im Engagement gebraucht werden.

Datengrundlage

Der Deutsche Freiwilligensurvey (FWS) ist eine repräsentative Befragung
zum freiwilligen Engagement in Deutschland, die sich an Personen ab 14
Jahren richtet. Im Jahr 2014 wurde die vierte Welle der Befragung
durchgeführt. Die wissenschaftliche Leitung liegt seit dieser Welle beim
Deutschen Zentrum für Altersfragen. Die fünfte Welle des
Freiwilligensurveys wird im Jahr 2019 erhoben. Gefördert wird der Survey
aus Mitteln des Bundesministeriums für Familie, Senioren, Frauen und
Jugend (BMFSFJ).

Der Bericht "Freiwilliges Engagement in Deutschland - Der Deutsche
Freiwilligensurvey 2014" ist als Buch und als open access Publikation
erhältlich: Julia Simonson, Claudia Vogel & Clemens Tesch-Römer (Hrsg.)
(2017). Freiwilliges Engagement in Deutschland - Der Deutsche
Freiwilligensurvey 2014. Wiesbaden: Springer VS.

http://link.springer.com/book/10.1007%2F978-3-658-12644-5

Die ausführliche Darstellung zum Thema Wertehaltungen und freiwilliges
Engagement ist enthalten in: Huxhold, O.,& Müller, D. (2017).
Werthaltungen und freiwilliges Engagement. In J. Simonson, C. Vogel & C.
Tesch-Römer (Hrsg.), Freiwilliges Engagement in Deutschland - Der Deutsche
Freiwilligensurvey 2014 (S. 485-498). Wiesbaden: Springer VS.

https://link.springer.com/chapter/10.1007/978-3-658-12644-5_4

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution794

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Deutsches Zentrum für Altersfragen, 04.12.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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MELDUNG/194: Jugendfreiwilligenjahr - Pläne der Bundesfamilienministerin begrüßt (Paritätischer Wohlfahrtsverband)


Deutscher Paritätischer Wohlfahrtsverband - Pressemeldung vom 3. Dezember
2018

Jugendfreiwilligenjahr: 

Paritätischer Wohlfahrtsverband begrüßt Pläne der Bundesfamilienministerin



Die Vorschläge von Bundesfamilienministerin Giffey zur Stärkung und
Weiterentwicklung der Jugendfreiwilligendienste auf Basis der bewährten
Formate begrüßt der Paritätische Wohlfahrtsverband. Es sei ein richtiges
und wichtiges Zeichen, das Engagement junger Menschen für diese
Gesellschaft durch attraktive Rahmenbedingungen besser als bisher zu
honorieren. Der Verband, unter dessen Dach derzeit rund 13.000 junge
Menschen einen Freiwilligendienst absolvieren, hatte sich zuletzt im Rahmen
der Debatte um ein Pflichtjahr für eine bessere Ausgestaltung der
existierenden Freiwilligendienste ausgesprochen. Mit ihrem Konzept für ein
Jugendfreiwilligenjahr habe die Ministerin nun zentrale Forderungen des
Paritätischen u.a. nach einer Verbesserung beim Taschengeld und mehr
Flexibilität aufgegriffen.

"Es ist wertvoll, wenn junge Menschen gerade in der Phase nach
Schulabschluss und vor Einstieg in Berufsausbildung oder Studium
Erfahrungen in sozialen Einrichtungen sammeln. Jede und jeder, die oder der
einen solchen Dienst absolvieren will, sollte auch die Möglichkeit dazu
haben. Wenn die Pläne der Familienministerin umgesetzt werden, profitieren
die jungen Menschen und unsere Gesellschaft gleichermaßen. Das ist wirklich
ein großer Schritt für Engagement und Zivilgesellschaft", lobt Ulrich
Schneider, Hauptgeschäftsführer des Paritätischen Gesamtverband.

Bisher scheitere laut Paritätischem die Inanspruchnahme eines
Freiwilligendienstes unter anderem an der mangelnden Bekanntheit der
Dienste, den Rahmenbedingungen aber auch an finanziellen Hürden. "Solange
das Taschengeld zusammen mit dem Kindergeld nicht existenzsichernd ist und
die Freiwilligen ohne kostenlosen Zugang zum ÖPNV nicht selten sogar
draufzahlen müssen, um überhaupt zur Einsatzstelle zu gelangen, ist ein
solcher Dienst nicht für jeden realisierbar. Hier setzt die Ministerin an
den richtigen Stellschrauben an", so Schneider. Besonders zu begrüßen seien
unter anderem auch die Pläne, mehr Flexibilität zu ermöglichen
beispielsweise durch Möglichkeiten eines Teilzeiteinsatzes sowie
insbesondere Menschen mit Behinderungen besser zu unterstützen.

 * 

Quelle:

Deutscher Paritätischer Wohlfahrtsverband - Gesamtverband e. V.

Oranienburger Str. 13-14, 10178 Berlin

Telefon +49(0)30|24636-0, Telefax +49(0)30|24636-110

Internet: www.paritaet.org, www.der-paritaetische.de
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MELDUNG/305: Keine Flucht vor dem UN-Migrationspakt (DGVN)


Deutsche Gesellschaft für die Vereinten Nationen e.V.

Pressemitteilung vom 3. Dezember 2018

Keine Flucht vor dem UN-Migrationspakt

Globale Migration muss multilateral geregelt werden



Berlin - Am 11. Dezember 2018 beschließen die Vereinten
Nationen den Migrationspakt. Auch Deutschland sollte ihn überzeugt und
engagiert mittragen. Der Pakt beantwortet die Frage, wie globale
Migration effektiv gesteuert und die Menschenrechte geschützt werden
können.

Die Deutsche Gesellschaft für die Vereinten Nationen (DGVN) betont die
Notwendigkeit, den von den UN ausgehandelten Globalen Pakt für eine
sichere, geordnete und reguläre Migration (UN-Migrationspakt) zügig
und weltweit umzusetzen. Der Vorsitzende der DGVN, Detlef
Dzembritzki, unterstreicht: "Kein Staat der Welt kann im nationalen
Alleingang globale Migration regeln. Weltweite Entwicklungen erfordern
ein aktives multilaterales Handeln aller 193 UN-Mitgliedstaaten."

Das zentrale Anliegen des Paktes ist es, einen Rahmen für die
internationale Zusammenarbeit im Bereich der menschlichen Mobilität zu
schaffen. Hinzu kommen 23 Ziele, auf die sich die Staaten geeinigt
haben und die sie umsetzen wollen. Die Ziele beinhalten unter anderem
die Ursachen für Migration zu bekämpfen, rechtstaatliche Verfahren
anzuwenden und die Menschenrechte einzuhalten. In einer immer
stärker vernetzten Welt ist globale Migration Realität geworden, derer
man sich nicht verschließen kann: Nach dem internationalen 
UN-Migrationsbericht sind im Jahr 2017 weltweit 258 Millionen Menschen
migriert, während es im Jahr 2010 noch 173 Millionen Menschen waren.

Die gegenwärtige Debatte um den Migrationspakt ist von zahlreichen
Falschaussagen geprägt und ist Ausdruck einer
Desinformationskampagne, die insbesondere von der AfD und ihren
Unterstützerinnen und Unterstützern ausgeht: Weder fördert der Pakt
Migration noch ist er ein völkerrechtlich verbindliches Dokument.

"Die derzeitige Debatte über den Pakt ist verfehlt. Es geht nicht darum,
darüber zu diskutieren, ob der Pakt völkerrechtlich verbindlich ist oder
nicht. Es geht vielmehr darum, dass seine Ziele und Maßnahmen
konkret und rasch umgesetzt werden, um den Menschen eine sichere,
geordnete und reguläre Migration zu ermöglichen", so Dzembritzki weiter.

Begrüßenswerter Beschluss des Deutschen Bundestags

Die breite Unterstützung bei der Verabschiedung der von den
Bundestagsfraktionen CDU/CSU und SPD vorgestellten Resolution zum
UN-Migrationspakt am 29. November 2018 ist ein positives Signal. Sie
erklärt nochmals, dass der Pakt "keine einklagbaren Rechte und
Pflichten (begründet) und keinerlei rechtsändernde oder rechtssetzende
Wirkung (entfaltet)". Viel wichtiger ist, dass der Globale Pakt für
Migration einen Beitrag dazu leistet, Migration stärker zu ordnen, zu
steuern sowie die Rechte von Migrantinnen und Migranten weltweit zu
schützen.

Eine lange Vorgeschichte

Am 10. und 11. Dezember 2018 kommen die UN-Mitgliedstaaten in
Marrakesch zusammen, um den Pakt formell anzunehmen. Er ist das
Ergebnis eines mehr als zweijährigen Verhandlungsprozesses: Als
Antwort auf die zunehmende Migration hatte die
UN-Generalversammlung bereits am 19. September 2016 die New Yorker
Erklärung zu Migration und Flucht verabschiedet mit dem Ziel, zwei
globale Pakte zu Migration und Flucht im Jahr 2018 zu beschließen.
Beide haben eine klare Koordinierungsfunktion. Im weiteren
transparenten Verhandlungsprozess bekannten sich alle
UN-Mitgliedstaaten zum UN-Migrationspakt. Dass sich einige Staaten aus
kurzfristigen innenpolitischen Gründen gegen die Annahme des
Globalen Paktes für Migration aussprechen, zeugt von einer Ignoranz
gegenüber einer globalen Entwicklung und ihrer notwendigen
multilateralen Steuerung.


Über die Deutsche Gesellschaft für die Vereinten Nationen e.V.

Die Deutsche Gesellschaft für die Vereinten Nationen e.V. (DGVN) setzt
sich gegenüber der deutschen Öffentlichkeit und der Politik für die
Vereinten Nationen und die Vision von einer friedlichen und gerechten
Welt ein. Ihre Arbeit wird von der Überzeugung getragen, dass die
globalen Herausforderungen nur durch enge internationale
Zusammenarbeit gelöst werden können. Die DGVN betreibt
Öffentlichkeitsarbeit, engagiert sich in der Jugend- und Bildungsarbeit,
vernetzt Wissenschaft und berät die Politik. Ziel ist es, ein
differenziertes Bild der Vereinten Nationen und ihrer Arbeit zu vermitteln
und eine engagierte UN-Politik mitzugestalten. Die DGVN ist überparteilich,
inklusiv, divers und profitiert von der aktiven Mitarbeit und UN-Expertise
ihrer Mitglieder.


Weitere Informationen:

Die offizielle Übersetzung des Globalen Paktes für eine sichere,
geordnete und reguläre Migration durch den Deutschen
Übersetzungsdienst bei den Vereinten Nationen ist hier zu finden:

http://www.un.org/depts/german/migration/A.CONF.231.3.pdf

Eine Zusammenstellung mit Hintergrundinformationen gibt es auf der
DGVN-Webseite unter: 

https://dgvn.de/meldung/globaler-pakt-fuer-eine-sichere-geordnete-und-regulaere-migration/

Die DGVN wies schon in einer Forderung im Januar 2018 auf ein klares
und öffentliches Bekenntnis zum Globalen Pakt für eine sichere,
geordnete und reguläre Migration hin:

https://dgvn.de/meldung/klares-bekenntnis-zu-den-vereinten-nationen-im-koalitionsvertrag-unverzichtbar/

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 3. Dezember 2018

Deutsche Gesellschaft für die Vereinten Nationen e.V.

Zimmerstraße 26/27, 10969 Berlin

Telefon: +49 30 25 93 75 - 0, Fax: +49 30 25 93 75 - 29

E-Mail: info@dgvn.de

Internet: www.dgvn.de
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ARBEIT/2885: Neue Studie - Für die Firma erreichbar nach Feierabend? Das belastet oft auch die Partnerschaft (idw)


Hans-Böckler-Stiftung - 29.11.2018

Neue Studie - Für die Firma erreichbar nach Feierabend? Das belastet oft
auch die Partnerschaft



Viele Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer sind nach Feierabend oder am
Wochenende für ihr Unternehmen erreichbar. Wer in der Freizeit arbeitet,
ist sehr oft weniger zufrieden mit der Work-Life Balance. Die leidet vor
allem, wenn Beschäftigte den Druck verspüren, erreichbar sein zu müssen.
Doch selbst in den Fällen, in denen Beschäftigte die Arbeit in ihrer
Freizeit als "freiwillig" und als nicht problematisch empfinden, kann sie
zur Belastung für die ganze Familie werden. Denn auch beim Partner oder
der Partnerin steigt die Unzufriedenheit.

Das ist das Ergebnis einer Studie von Dr. Yvonne Lott, Forscherin des
Wirtschafts- und Sozialwissenschaftlichen Instituts (WSI) der
Hans-Böckler-Stiftung*. Die Analyse beruht auf Daten aus Pairfam, einer
jährlichen Umfrage zu den Themen Partnerschaft und Familie. Ausgewertet
wurden die Angaben von 790 Paaren, bei denen jeweils beide Partner im Jahr
2016 berufstätig waren.

Viele der Befragten sind regelmäßig in ihrer Freizeit erreichbar und
beantworten Mails oder Anrufe. Es trifft oft diejenigen, die in der
Hierarchie entweder weit oben oder ganz unten stehen: Der Analyse zufolge
sind etwa 36 Prozent der leitenden Angestellten in den beobachteten Paaren
mit arbeitsbezogenen Nachrichten in der Freizeit befasst. Unter den
einfachen Arbeitern sind es sogar 38 Prozent. Nicht immer geschieht das
aus freien Stücken. Sowohl unter den leitenden Angestellten als auch unter
den einfachen Arbeitern geben rund 18 Prozent an, dass sie nach Feierabend
verfügbar sein müssen oder sich zumindest dazu verpflichtet fühlen.

Dabei darf man nicht übersehen: Wie belastend Arbeit außerhalb der
regulären Arbeitszeit empfunden wird, kann sehr unterschiedlich sein. In
der Regel sind es die Manager, die Arbeitsaufträge erteilen und Aufgaben
delegieren. Umgekehrt sind die einfachen Arbeiter gewöhnlich diejenigen,
die Aufträge empfangen - ein Gefühl fehlender Autonomie und Kontrolle kann
bei ihnen die Unzufriedenheit mit der Work-Life Balance verstärken,
besonders wenn sie damit am Feierabend konfrontiert sind. Ein Grund für
die geringere Zufriedenheit: Den Befragten fällt es oft schwerer, von der
Arbeit abzuschalten oder sich Zeit für Freizeitaktivitäten zu nehmen.

Interessanterweise sind diejenigen, die in der Freizeit arbeiten, vor
allem dann unzufrieden, wenn sie das Gefühl haben, sie müssten erreichbar
sein. Auf einer Skala, bei der 0 für minimale und 10 für maximale
Zufriedenheit mit der Vereinbarkeit von Job und Privatleben steht,
erreichen Beschäftigte mit Firmenkontakt in der Freizeit lediglich den
mittleren Wert 5,08, wenn sie glauben, zur Erreichbarkeit verpflichtet zu
sein. Bei denen, die in der Freizeit grundsätzlich keinen Kontakt mit dem
Unternehmen haben, liegt der Mittelwert dagegen bei 6,25. "Mehr als ein
Punkt auf der Skala, das ist ein großer Unterschied durch einen einzelnen
Faktor. Denn generell ordnen sich die meisten Probanden bei Befragungen
zur Zufriedenheit sehr stabil ein Stück oberhalb der Mitte ein. Das
Gefühl, nie ganz abschalten zu dürfen, stellt also eine erhebliche
Einschränkung der Lebensqualität dar", erklärt Forscherin Lott.

Beschäftigte, die nach Feierabend das Smartphone auf berufliche
Nachrichten checken, aber das nach eigenem Empfinden nicht tun müssten,
liegen in ihrer mittleren Zufriedenheit mit 6,11 näher an der Gruppe ohne
Kontakt zur Arbeit, sind also vergleichsweise wenig gestresst. Dieses
Verhalten wird in der Gesundheitsforschung auch als "interessierte
Selbstgefährdung" bezeichnet, schreibt Lott. Die Betroffenen hätten vor
allem ihren beruflichen Erfolg im Blick, merken dabei aber nicht oder
ignorieren, dass ihr Arbeitsverhalten belastend für die Gesundheit sein
kann.

Für den Partner oder die Partnerin ist es hingegen völlig egal, warum die
oder der andere Mails beantwortet und Anrufe entgegen nimmt. Die Tatsache,
dass er oder sie in der Freizeit arbeitet, senkt bei Partnerin oder
Partner die Zufriedenheit mit der eigenen Work-Life-Balance, wie die
Analyse zeigt. Die Verschlechterung liegt bei fast einem halben Punkt auf
der Skala zwischen 0 und 10. Auch das ist ein statistisch signifikanter
Effekt, betont die WSI-Forscherin - und ein deutliches Indiz dafür, dass
mobile Arbeit in der Freizeit die Partnerschaft belasten kann.


Originalpublikation:

(*) Yvonne Lott:

Intra-Individual and Crossover Effects of Work Contact in Leisure Time
on Satisfaction with Work-Life Balance,

WSI Working Paper Nr. 210, November 2018.

Download: https://www.boeckler.de/pdf/p_wsi_wp_210.pdf

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution621

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Hans-Böckler-Stiftung, 29.11.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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MARKT/1585: Sich im Laden mal beraten lassen und dann billig(er) onlineshoppen gehen (idw)


Universität Augsburg - 04.12.2018

Sich im Laden mal beraten lassen und dann billig(er) onlineshoppen
gehen

Geplantes Showrooming und geplantes Retournieren: eine Augsburger Studie
nimmt die Verbreitung beider Phänomene unter die Lupe und kommt zu dem
Ergebnis, dass sie vom Handel ernst genommen werden sollten



Insgesamt knapp ein Drittel aller Verbraucher in Deutschland haben im
Laufe eines Jahres mindestens einmal geplantes Showrooming betrieben
und/oder geplant retourniert. Zu diesem Ergebnis kommt nun erstmals eine
Studie des Lehrstuhls für Value Based Marketing der Universität Augsburg,
die auf einer deutschlandweit repräsentativen Befragung basiert.

Weihnachten rückt näher - lange Schlangen bilden sich vor den Kassen,
Paketlieferdienste haben Hochkonjunktur, und der Handel freut sich über
die umsatzstärkste Zeit des Jahres. Doch auch jetzt, kurz vor Weihnachten,
kämpfen Laden- und Online-Händler mit zwei für sie problematischen
Verbraucherverhaltensweisen, mit geplantem Showrooming und mit geplantem
Retournieren.

"Mit geplantem Showrooming ist gemeint, dass sich Verbraucher im
Ladengeschäft eines Händlers kostenlos informieren, obwohl ihnen bereits
vor dem Ladenbesuch bewusst ist, dass sie zum Beispiel wegen eines
niedrigeren Preises bei einem konkurrierenden Anbieter im Internet kaufen
werden", erläutert Prof. Dr. Michael Paul, Inhaber des Augsburger
Lehrstuhls für Value Based Marketing. Seine Mitarbeiterin und Ko-Autorin
Janina Kleine ergänzt: "Von geplantem Retournieren wird gesprochen, wenn
ein Verbraucher bereits bei der Bestellung weiß, dass er die Produkte oder
einen Teil davon zurücksenden wird, zum Beispiel, weil er Produkte nur zu
einem bestimmten Anlass bestellt." Ein solches Verhalten wird dadurch
befördert, dass Kunden ihre Online-Käufe häufig kostenlos und gegen volle
Rückerstattung des Kaufpreises retournieren können.

Hier den Service nutzen, dort aber dann einkaufen

Die beiden planvollen Verhaltensweisen haben gemein, dass einem
Verbraucher durch die Nutzung von Serviceangeboten eines Händlers Vorteile
entstehen, ohne dass er dafür jemals eine Gegenleistung in Form eines
Kaufes erwogen hat. Abzugrenzen sind diese planvollen Verhaltensweisen von
ungeplantem Showrooming und ungeplantem Retournieren, bei denen der
Verbraucher zumindest ins Auge fasst, tatsächlich im Laden zu kaufen bzw.
das Produkt eines Online-Shops tatsächlich zu behalten. Janina Kleine:
"Ist beispielsweise ein bestimmtes Produkt im Laden nicht verfügbar oder
passt die Größe eines online bestellten Kleidungsstücks nicht richtig, ist
dem Kunden, der nicht im Laden kauft bzw. der die bestellte Ware
zurückgehen lässt, nichts vorzuwerfen, da er aus der Nutzung der
Serviceangebote eines Unternehmens keine konkreten Vorteile gezogen hat."

Bisherige Studien haben diese beiden Verhaltensweisen nur wenig
differenziert in den Blick genommen. Aus Sicht des Handels erscheinen
jedoch insbesondere die geplanten Formen von Showrooming und Retouren als
problematisch, da ihnen besonders schwer zu begegnen ist. "Uns ging es
deshalb um eine differenzierte Bestandsaufnahme dieser Verhaltensweisen
für den Gesamthandel in Deutschland", so Paul.

Von knapp einem Drittel der Verbraucher praktiziert

Und diese Bestandsaufnahme zeigt: Geplantes Showrooming und geplantes
Retournieren sind durchaus verbreitete Verhaltensweisen von Verbrauchern,
die, wie Paul meint, "von Handelsunternehmen ernst genommen werden
müssen." Denn insgesamt sind es immerhin 31,2% der Verbraucher in
Deutschland, die im Laufe eines Jahres mindestens einmal geplantes
Showrooming betreiben und/oder Ware geplant zurückschicken. Geplantes
Showrooming ist dabei mit 21,5% stärker ausgeprägt als geplantes
Retournieren mit 16,8%.

Tendenziell eher weibliche und jüngere Verhaltensweisen

Festzustellen ist weiterhin, dass Frauen häufiger retournieren als Männer
(19,7% vs. 13,6%). Auch abhängig vom Alter der Verbraucher sind die
Verhaltensweisen unterschiedlich ausgeprägt: Sowohl geplantes Showrooming
als auch geplantes Retournieren nehmen bei Verbrauchern in höheren
Altersklassen ab (14-29 Jahre: 42,4%; 30-49 Jahre: 34,3%; 50-64 Jahre:
23,2%; 65+ Jahre: 17,9%).

Besonders, aber unterschiedlich betroffen sind die Bekleidungs- und
Elektronikbranche. Bezogen auf die Bekleidungsbranche betreiben 9,0% der
Verbraucher geplantes Showrooming und 15,3% retournieren geplant, in der
Elektronikbranche 15,9% bzw. 2,7%. Der Anteil der Käufe, bei denen bei
diesen Verbrauchern geplantes Showrooming oder geplante Retouren
vorliegen, beträgt bei Bekleidung 41.9% bzw. 40.5% und bei Elektronik
45.5% bzw. 31.2%.

Online-Option zusätzlich zum stationären Angebot

Wie kann der stationäre Handel auf das, wie die Augsburger Studie zeigt,
durchaus verbreitete Phänomen reagieren, um den Verbraucher, der das
Ladengeschäft nur zur Vorbereitung für den Online-Einkauf nutzt, zum
Kunden vor Ort zu machen? "Natürlich spielen günstige Preise hier eine
ganz wichtige Rolle", sagt Paul, wichtige Faktoren seien aber sicher auch
ein großes und attraktives Sortiment sowie hilfsbereite und kompetente
Mitarbeiter. "Das wohl effektivste Mittel ist freilich ein eigener
attraktiver Online-Kanal, der den Verbraucher von einem Wechsel zum
Online-Kanal eines anderen Anbieters abhält."

Notorische Rücksender ausschließen?

Gegen geplantes Retournieren wiederum könnte z. B. ein Bonus für 
Online-Kunden gewährt werden, die sich mit Retouren zurückhalten. 
Prinzipiell denkbar und gewiss effektiv wäre auch, die Rücksendekosten 
vom Kunden tragen zu lassen oder ihn im Falle übermäßig vieler 
Rücksendungen auszuschließen. "Aber bei der Wahl geeigneter Maßnahmen", 
gibt Kleine zu bedenken, "sind natürlich auch Faktoren, wie die 
Marktstellung der jeweiligen Unternehmen oder die kundenseitige 
Akzeptanz der Maßnahmen zu berücksichtigen."

Im Rahmen der Studie wurden insgesamt 1.595 Personen repräsentativ für die
gesamtdeutsche Bevölkerung befragt. Die statistische Fehlertoleranz
beträgt je nach Auswertung zwischen 1,2% und 5,1%. Die Datenerhebung fand
im April 2018 statt. Der in der Studie abgefragte Zeitraum von zwölf
Monaten kann zu erinnerungsbedingten Messfehlern nach oben und unten
führen.

Kein zu vernachlässigendes Randphänomen

"Wir konnten nachweisen, dass geplantes Showrooming und geplantes
Retournieren Verhaltensweisen sind, die - nach Alter und Geschlecht
differenziert - von fast einem Drittel der deutschen Verbraucherinnen und
Verbraucher praktiziert werden und somit vom Handel nicht unbeachtet
bleiben dürfen. Um die Verallgemeinerbarkeit unserer Ergebnisse weiter zu
erhöhen", meint Paul, "werden jedoch noch weitere Studien in verschiedenen
Branchen erforderlich sein."


Die Ergebnisse der Studie zum freien Download:

http://www.wiwi.uni-augsburg.de/en/bwl/paul/Downloads/Press_Downloads/2018-12-03_Showrooming_Retouren_Handel_Dezember_2018.pdf

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution58

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Universität Augsburg, 04.12.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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FAMILIENRECHT/206: Herbsttagung mit verfassungsrechtlicher Standortbestimmung der Ehe für alle (DAV)


Deutscher Anwaltverein (DAV) - Berlin, 4. Dezember 2018

Ehe für alle - Das dritte Geschlecht - Neue Medien im Kinderzimmer - Aktuelle Themen im Familienrecht

Familienanwältinnen und -anwälte tagten in Münster (29. November bis 1. Dezember 2018)



Münster/Berlin (DAV). "Ist die Ehe für alle mit dem Grundgesetz
vereinbar?" Mit einer verfassungsrechtlichen Standortbestimmung endete
am Wochenende die Herbsttagung der Arbeitsgemeinschaft Familienrecht
im DAV. Die Ehe ist eine dauerhafte, umfassende und rechtlich
verbindliche Lebens- und Verantwortungsgemeinschaft. Das gilt sowohl
für eine Ehe von Frau und Mann als auch für die Ehe eines
gleichgeschlechtlichen Paares. Dennoch gibt es Unterschiede zwischen
der herkömmlichen Ehe und der gleichgeschlechtlichen. Zum Beispiel
kann ein homosexuelles Paar keine Kinder zeugen. Aber es kann sie
aufziehen und ihnen die Geborgenheit einer Familie bieten.
Gleichgeschlechtliche Partnerschaften werden zunehmend rechtlich - zum
Beispiel durch das Bundesverfassungsgericht - und auch
gesellschaftlich anerkannt. Der demokratisch verfasste legitimierte
Gesetzgeber kann daher die Ehe einfach-gesetzlich für
gleichgeschlechtliche Partnerschaften öffnen, ohne gegen Artikel 6 im
Grundgesetz - Schutz der Ehe und Familie - zu verstoßen, resümierte
Prof. Dr. Ferdinand Wollenschläger von der Universität Augsburg.
Jedenfalls sieht er in der Ehe für alle keine Öffnung in Richtung
"Vielehe" oder "Ehe auf Zeit". Die Ehe bleibe auch privilegiert
gegenüber anderen Partnerschaften, die weniger verbindlich verfasst
sind.

Weitere aktuelle Themen der Herbsttagung waren "Neue Medien im
Kinderzimmer", "Das 3. Geschlecht" und die "Datenschutzgrundverordnung
im Familienrecht". In zahlreichen Vorträgen und Diskussionen standen
außerdem familienrechtliche Themen auf der Tagesordnung, mit denen die
Anwälte sich im Alltag befassen: es ging um maßgeschneiderte
Eheverträge, um den konkreten Bedarf im Unterhalt, um
Unternehmensbewertung im Güterrecht, um die betriebliche
Altersvorsorge und um verschiedene Fragen im Kindschaftsrecht.

Auf den jährlichen Herbsttagungen haben die Familienanwälte
und -anwälte Gelegenheit zum Erfahrungsaustausch und zur Fortbildung.
Wie immer waren namhafte Richter und Richterinnen der oberen und
höchsten Gerichte, Wissenschaftler und renommierte Anwältinnen und
Anwälte als Referenten der Einladung der Arbeitsgemeinschaft
Familienrecht gefolgt, so dass Praxis und Wissenschaft gleichermaßen
vertreten waren. Die Tagung war mit 350 Anwältinnen und Anwälte gut
besucht.

In der Arbeitsgemeinschaft Familienrecht im DAV sind bundesweit etwa
6.500 Rechtsanwältinnen und Rechtsanwälte organisiert. Sie ist damit
die größte Vereinigung von auf Familienrecht spezialisierten
Anwältinnen und Anwälten.

Information: www.dav-familienrecht.de

 * 

Quelle:

Pressemitteilung Nr. 04/18 vom 4. Dezember 2018

Deutscher Anwaltverein (DAV)

Littenstraße 11, 10179 Berlin

Tel.: 0 30/72 61 52 - 0

Fax: 0 30/72 61 52 - 190

E-mail: service@anwaltverein.de

Internet: www.anwaltverein.de
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STRAFRECHT/467: Deutscher Anwaltverein appelliert - Auswahl von Pflichtverteidigern nur durch die Anwaltschaft (DAV)


Deutscher Anwaltverein (DAV) - Berlin, 4. Dezember 2018

DAV appelliert: Auswahl von Pflichtverteidigern nur durch die Anwaltschaft!

Statement des Präsidenten des Deutschen Anwaltvereins (DAV), Rechtsanwalt und Notar Ulrich Schellenberg:



Der DAV begrüßt den Referentenentwurf zur Reform der notwendigen
Verteidigung. Bei der geplanten Umsetzung der zugrundeliegenden
EU-Richtlinie besteht jedoch vereinzelt Nachbesserungsbedarf.

Die Auswahl der Pflichtverteidigerinnen und Pflichtverteidiger sollte
nicht im Belieben der Gerichte stehen, sondern in der Sphäre der
Anwaltschaft getroffen werden, sofern Beschuldigte nicht selbst
jemanden benennen. Es muss im Interesse aller Beteiligten eines
rechtsstaatlichen Verfahrens liegen, dass gar nicht erst der Verdacht
aufkommen kann, Gerichte könnten hier besonders "pflegeleichte"
Kollegen und Kolleginnen bevorzugen.

Der DAV setzt sich für ein rollierendes Listensystem ein: Das Gericht
folgt bei der Entscheidung zur Beiordnung einer Liste geeigneter
Anwältinnen und Anwälte, die von der jeweiligen Rechtsanwaltskammer
nach objektiven Gesichtspunkten erstellt wird. Diese Lösung würde dem
Grundrecht auf ein faires Verfahren am besten gerecht. Die Kriterien
für die Aufnahme in eine solche Liste müssen transparent,
objektivierbar und bundesweit einheitlich sein. Als Teil der
Qualitätssicherung der Verteidigung können sie allein von der
Anwaltschaft selbst definiert werden.

 * 

Quelle:

Statement vom 4. Dezember 2018

Deutscher Anwaltverein (DAV)

Littenstraße 11, 10179 Berlin

Tel.: 0 30/72 61 52 - 0

Fax: 0 30/72 61 52 - 190

E-mail: service@anwaltverein.de

Internet: www.anwaltverein.de
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SCHACH-SPHINX/06767: Höflichkeit entschuldigt alles (SB)


Schachspieler sind vorbildlich in ihrer Höflichkeit. Selbst der
Besiegte wird in seiner Niederlage ernstgenommen, zum Beispiel in Wijk
aan Zee 1992, wo ein Engländer und ein Holländer sich gegenübersaßen.
Der Holländer, der die weißen Steine führte, stand unleugbar auf
Verlust. Sein Schimmel auf b1 war festgezurrt. Für den Engländer wäre
es nun leicht gewesen, dank seines beweglichen Läufers entscheidenden
Endspielvorteil herauszuarbeiten. Doch der Insulaner nahm es locker
mit sich, der Welt und seinem Kontrahenten und spielte im heutigen
Rätsel der Sphinx 1...Le1-g3??, worauf der Holländer plötzlich die
Augen weit aufriß vor Glück und seinen nächsten Zug rasch ausführte.
Darauf entstand eine verbiesterte Stimmung. Beide schwiegen. Der
Engländer grollte in sich hinein, während der Holländer darum rang,
seine Freude zu verbergen. Schließlich fragte der englische Gentleman:
"You tricked me?" Der Holländer setzte nun eine bedauernde Miene auf
und sagte: "Yes, I did, I'm sorry!" Der Friede war wieder hergestellt.
Nun, Wanderer, mit welchem Zug konnte Weiß seinen Hals aus der
Schlinge ziehen und sogar sofort gewinnen?






[image: SCHACH-SPHINX/06767: Höflichkeit entschuldigt alles (SB)]



van Mil - Martin

Wijk aan Zee 1992


Auflösung des letzten Sphinx-Rätsels:

Miles' Verblüffung nach 1...Ta8-d8? währte nur kurz, dann griff er
vergnüglich zu seinem Läufer und führte die klassische Doppelläufer-
Opferkombination aus: 2.Le4xh7+! Kg8xh7 3.Df3-h5+ Kh7-g8 4.Lb2xg7!
Kg8xg7 5.Dh5-g5+ Kg7-h8 6.Tc1-c4! und Schwarz gab auf.



Erstveröffentlichung am 6. Dezember 2005

5. Dezember 2018
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BODEN/197: Weltbodentag - Moorbodenschutz ist wichtig für den Klimaschutz (BMU)


Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit -
Berlin, 5. Dezember 2018

Weltbodentag: Moorbodenschutz ist wichtig für den Klimaschutz

Deutschland fördert globale Moorschutz-Initiative mit rund 2 Mio. Euro



Intakte Böden, vor allem in Moorgebieten, sind ein wichtiger Teil der
Lösung für den globalen Klimaschutz. Der heutige Weltbodentag (5.
Dezember) macht auf diese Bedeutung aufmerksam. Auch auf der
Weltklimakonferenz in Kattowitz ist der Moorschutz ein Thema:
Deutschland stellt dort morgen (6. Dezember) sein Engagement für die
globale Moorschutz-Initiative (Global Peatlands Initiative) vor, die
die Bundesregierung ab jetzt mit 2 Mio. Euro fördert.

Bundesumweltministerin Svenja Schulze: "Moorböden sind riesige
Kohlenstoffspeicher. Werden sie trockengelegt, setzen sie
Treibhausgase frei. Der Schutz der Moore ist ein unverzichtbares
Fundament des Klimaschutzes in weiten Teilen der Welt. Gleichzeitig
kommt es darauf an, trocken gelegte Moorböden so wiederzuvernässen,
dass die Emissionen gestoppt werden und trotzdem landwirtschaftlich
nutzbar sind. Wir wollen das Klimaschutzpotenzial der Moorböden in
Deutschland nutzen und arbeiten daher an einer Nationalen
Moorschutzstrategie. Aber wir wollen auch dabei helfen, das Wissen
über Moore weltweit so zu verbreiten, dass die unterschiedlichen
Staaten besser voneinander lernen können."

Deutschland fördert die "Global Peatlands Initiative" aus Mitteln der
Internationalen Klimschutzinitiative des BMU mit knapp zwei Mio. Euro.
Die Initiative will Moore als den weltweit größten terrestrischen
organischen Kohlenstoffspeicher retten und verhindern, dass diese
Kohlenstoffvorräte in die Atmosphäre entweichen. Die Global Peatlands
Initiative wird federführend vom Umweltprogramm der Vereinten Nationen
(UNEP) koordiniert. Sie organisiert einen globalen und 
Süd-Süd-Wissensaustausch und fördert den Technologietransfer in Bezug 
auf bewährte Verfahren für die Bewirtschaftung von Mooren sowie 
Methoden zur Anpassung an den Klimawandel und zur Eindämmung des 
Klimawandels.

In Deutschland gelten mehr als 90 Prozent der Moorflächen als
entwässert - sie wurden insbesondere in den 60er- und 70er-Jahren
trockengelegt, um Torf zu stechen sowie land- und forstwirtschaftliche
Nutzflächen zu gewinnen. In diesen Moorböden zersetzt sich der Torf
und es werden Treibhausgase frei. Damit schwindet die Grundlage für
die Fruchtbarkeit dieser Böden. Nur durch eine Anhebung des
Wasserstandes auf den Flächen kann dieser Prozess gestoppt werden. Zur
landwirtschaftlichen Nutzung dieser Böden ist dann eine nachhaltige
Bodenbewirtschaftung notwendig.

Weltweit ist im Torf der Moore mehr Kohlenstoff gebunden als in den
Wäldern, obwohl Moore nur auf 3% der Landoberfläche vorkommen.
Moorböden speichern etwa 450 bis 500 Gigatonnen Kohlenstoff in Form
von Torf in ihren Böden. Die aktuellen Treibhausgasemissionen aus
entwässerten oder abgebrannten Mooren werden auf bis zu fünf Prozent
aller durch menschliche Aktivitäten verursachten Emissionen geschätzt -
 dies sind etwa zwei Milliarden Tonnen CO2 pro Jahr. Auch für den
Erhalt der Biodiversität und einen gesicherten Wasserkreislauf kommt
Mooren eine hohe Bedeutung zu.




Weitere Informationen:

- Global Peatlands Initiative: www.globalpeatlands.org (Englisch)


- COP24 in Katowice: www.bmu.de/cop24

- Daten und Fakten zu Mooren:

- www.bfn.de/themen/biotop-und-landschaftsschutz/moorschutz.html

- Die Moorschutzstrategie: www.bmu.de/PM8167 (BMU PM vom
26.10.2018)


- Internationale
Klimaschutzinitiative: www.international-climate-initiative.com

- International Union of Soil Sciences: www.iuss.org

 * 

Quelle:

Pressedienst Nr. 246/18, 05.12.2018

Herausgeber: Bundesumweltministerium (BMU)

Arbeitsgruppe Presse, Öffentlichkeitsarbeit, Neue Medien

Stresemannstraße 128-130, 10117 Berlin
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VERKEHR/1165: Lieferverkehr - Städte entlasten (BUND MAGAZIN)


BUND MAGAZIN - 4/2018

Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland - BUND

Friends of the Earth Germany

Lieferverkehr

Städte entlasten

von Jens Hilgenberg und Kirsten Havers



Er strapaziert Städte und Kommunen - der wachsende Lieferverkehr.
Wie kann er umwelt- und klimaverträglicher werden? Darüber denkt der
BUND in einem neuen Projekt nach.

Verstopfte Straßen, zugeparkte Rad- und Fußwege, Parken in zweiter
Reihe, schlechte Luft, CO2-Emissionen - der Verkehr in der Stadt wird
mehr und mehr zum Problem. Rund ein Drittel besteht aus
»Wirtschaftsverkehr«, darunter dem Lieferverkehr. Lieferfahrzeuge
laufen großteils noch mit konventionellem Verbrennungsmotor. Und sie
werden immer mehr: Kürzere Lieferzeiten, kleinere Sendungen, weniger
Lagerhaltung und neue Angebote wie der Online-Handel mit Lebensmitteln
- all das führt zu einem rasanten Wachstum.

Es geht auch anders

Nun gilt es zu handeln. Der Lieferverkehr ist ein wichtiger
Ansatzpunkt, um die Lebensqualität in den Städten zu verbessern und
das Klima zu schützen: Urbaner Lieferverkehr kann und muss
stadtverträglich werden! Hier setzt das neue BUND-Projekt
»Klimafreundlicher Lieferverkehr für saubere und lebenswerte Städte«
an. Es wird gefördert vom Umweltministerium im Rahmen der nationalen
Klimaschutzinitiative.

In vier bis sechs Städten werden wir Maßnahmen für einen
klimafreundlichen und stadtverträglichen Lieferverkehr umsetzen,
gemeinsam mit Kommunen und Unternehmen. Wir - der Bundesverband und
unsere Gruppen vor Ort - möchten zeigen, dass es anders geht!

Keine zwei Städte gleichen sich. Unsere Maßnahmen werden sich an den
lokalen Erfordernissen orientieren und vielfältig sein. Beispiele gibt
es schon, moderne Logistik-Konzepte erleben zur Zeit eine Renaissance:
In Innenstadtnähe entstehen verstärkt »Mikro-Depots«. Von diesen
Umschlagplätzen werden Sendungen gebündelt per Lastenrad zugestellt.
In Amsterdam, Utrecht und Göteborg beliefern kleine elektrische
Zugmaschinen mit Anhängern den Einzelhandel der Fußgängerzone. In
Frankfurt und Dresden fahren Cargo-Trams Güter und Pakete durch die
Stadt. Mancherorts sind auch Schiffe im Einsatz, um die Zentren zu
versorgen.

Lastenrad bis E-Lkw

Ganz wesentlich ist es, durch eine gezielte Bündelung Lieferfahrten zu
vermeiden. Unterstützt werden nachhaltige Konzepte, indem
umweltfreundliche Fahrzeuge eingesetzt werden. Und diese haben - vom
pedalbetriebenen Lastenrad über e-Fahrzeuge aller Art bis zum
elektrischen Lkw - im innerstädtischen Lieferverkehr jeweils einen
optimalen Einsatzbereich.

Neben der konkreten Praxis vor Ort richtet sich unser Projekt an die
(Bundes-)Politik. Noch stehen Kommunen vor vielen Hürden, wenn sie
eine klimafreundliche Stadtlogistik etablieren wollen. Hier möchten
wir den politischen Rahmen verbessern. Zum Projektende in zwei Jahren
werden wir aus unseren Erfahrungen einen Instrumentenkasten bestücken.
Er wird Konzepte und Handlungsoptionen bieten, wie die Lieferlogistik
auch in Ihrer Stadt nachhaltiger werden kann.


Jens Hilgenberg leitet das Verkehrsreferat des BUND.

Kirsten Havers betreut mit Jens Hilgenberg das neue Lieferverkehrsprojekt.

i

Mehr zum Thema sowie einen Ratgeber zu »Online einkaufen«
finden Sie hier: 

www.bund.net/lieferverkehr

 * 

Quelle:

BUND MAGAZIN 4/2018, Seite 26
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WALD/155: Wie werden Wälder fit für den Klimawandel (Naturschutz heute)


NATURSCHUTZ heute - Herbst 2018

Mitgliedermagazin des Naturschutzbundes (NABU) e.V.

Wie werden Wälder fit für den Klimawandel?

von Nicole Flöper



Das Forschungsprojekt "Gläserner Forstbetrieb" nimmt die
Waldbewirtschaftung unter die Lupe. Ziel ist es, herauszufinden,
welche Maßnahmen wirken, um sich in der Forstwirtschaft auf den
Klimawandel einzustellen.


Die Sonne scheint, der Schweiß rinnt über die Stirn - es ist ein
heißer Sommer. Auch im September ist es noch über 25 Grad warm. Da
kommt etwas Abkühlung im Wald wie gerufen. Doch das gelingt nicht
immer: Heute stehen wir in einem Brandenburger Kiefernwald, der sehr
sonnendurchlässig ist, trocken und ziemlich ausgetrocknet. Bei jedem
Schritt rascheln brüchige Kiefernnadeln und Moos, die keine
Feuchtigkeit mehr haben. Wer sich in der Forstwirtschaft auf den
Klimawandel einstellen will, muss wissen, wie man solche monotonen
Waldstrukturen verändern kann und wie sich verschiedene Maßnahmen
langfristig auswirken könnten.

Inwieweit der Wald Klimaschutzleistungen erbringt, ist Teil eines
Forschungsprojektes, das der NABU 2017 zusammen mit drei Partnern
begonnen hat: das Projekt "Gläserner Forstbetrieb". Gemeinsam mit dem
Ministerium für Ländliche Entwicklung, Umwelt und Landwirtschaft des
Landes Brandenburg, der Hochschule für nachhaltige Entwicklung
Eberswalde und der Georg-August-Universität Göttingen wird geforscht.
Das deutschlandweit einmalige Vorhaben soll Aufschluss über
Waldstrukturen und -entwicklung, Holzernte und Klimawandelresistenz
geben sowie die ökologischen und ökonomischen Auswirkungen
verschiedener forstlicher Maßnahmen im Wirtschaftswald untersuchen.
Für diesen Zweck haben die NABU-Stiftung Nationales Naturerbe und der
Landesbetrieb Forst Brandenburg mehr als tausend Hektar Wald für die
Forschung zur Verfügung gestellt. Die beiden Gebiete liegen im
nördlichen Brandenburg, in der Nähe von Gollin sowie am Wittwesee bei
Rheinsberg, wo wir heute die 520 Hektar großen Flächen besuchen.

Geplante Waldverjüngung und Klimalogger 

Stefan Adler, NABU-Waldreferent, Simon Grohe, Schutzgebietsmanager der
NABU-Stiftung, und Elsa Hans vom Zentrum für Ökonik und
Ökosystemmanagement an der Hochschule für nachhaltige Entwicklung
Eberswalde begutachten die Flächen. Bei drei verschiedenen
Vergleichsflächen wurden jeweils auf zwei Hektar 5.000 Buchen
gepflanzt. Jeweils ein Hektar dieser Fläche wurde zum Schutz vor
Wildverbiss eingezäunt. Auf der dritten Fläche wurden zusätzlich gut
130 Kiefern je Hektar gefällt, um Totholz zu schaffen und mehr Licht
auf den Boden kommen zu lassen. Die Kiefern der Untersuchungsflächen
sind gut 65 Jahre alt. Die Flächen unterscheiden sich in der
Bestandsdichte, also darin, wie viele Bäume auf einem Hektar stehen.
Zum Vergleich gibt es noch ein Totalreservat, das seit gut 25 Jahren
nicht bewirtschaftet wurde. Eine weitere ökologische Vergleichsfläche
ist ein alter Buchenwald, die sogenannten "Heiligen Hallen".

Generell erwärmen sich die Kiefernforste deutlich stärker als
 der alte Buchenwald.



Auf ausgewählten Untersuchungsflächen stehen in verschiedenen
Bereichen sogenannte mikroklimatische Datenlogger. Die Klimalogger,
die aussehen wie große USB-Sticks, messen permanent Temperatur und
relative Luftfeuchtigkeit im Wald. "So kann erforscht werden, welchen
Einfluss etwa Holzernte- oder Verjüngungsmaßnahmen auf das Innenklima
des Waldes haben - eine entscheidende Frage im Hinblick auf die
Stresstoleranz der Wälder im Klimawandel", sagt NABU-Waldexperte
Stefan Adler. Auf kleineren Flächen sind Drahtzäune, sogenannte
Weisergatter, aufgestellt. Durch das Einzäunen wird der Wildeinfluss
von Rehen und Hirschen, die gern an den frischen Trieben knabbern,
erforscht. "Wir wollen auch wissen, wie groß der Einfluss vom Wild auf
die Verjüngung ist", so Adler. Zudem wird die Entwicklung der
Bodenvegetation systematisch beobachtet.

Parallel dazu führt Maike Schluhe von der Abteilung für Forstökonomie
der Universität Göttingen für die beiden Gebiete eine Inventur durch.
Auf der Basis eines Stichprobendesigns werden Daten über Baumarten,
Holzvorräte, Dimensionen und Strukturen der Bestände sowie deren
Nutzungen erfasst. Auch werden für die waldbaulichen Maßnahmen die
anfallenden Erlöse und Kosten sowie Folgen für die CO2-Bindung im Wald
und in den Holzprodukten bestimmt.

Naturnahe Strukturen schaffen 

Doch warum dieses Projekt hier in Brandenburg? "Monotone Kiefernforste
sind ein Problem. Sie sind anfälliger, haben negative Auswirkungen auf
den Boden und verbrauchen zu viel Wasser. Wie trocken und anfällig
solche Wälder werden können, haben im Sommer die Waldbrände in
Kiefernforsten gezeigt, die für bundesweite Aufmerksamkeit sorgten",
erklärt Adler. Im Projekt sollen durch das Pflanzen von Laubbäumen und
die Anreicherung mit Totholz naturnähere Strukturen hergestellt
werden. Totholz ist nicht nur ein wichtiger Ausgangspunkt für die
Artenvielfalt im Wald, sondern speichert zudem Wasser, welches bei
lang anhaltender Dürre und Hitze verdunsten kann und somit den Wald
kühlt. Das ist in Zeiten des Klimawandels besonders wichtig.

Das Projekt ist für sechs Jahre angelegt: "Das ist natürlich zu kurz,
denn die Waldentwicklung dauert viel länger. Aber ein Anfang ist
gemacht", findet Adler. Innerhalb eines Jahres (das Projekt läuft seit
Februar 2017) gibt es natürlich noch keine abschließenden Ergebnisse,
aber erste Hinweise: Es sind auf jeden Fall Unterschiede in den
Tageshöchsttemperaturen der einzelnen Vergleichsflächen zu sehen.
Generell erwärmen sich die Kiefernforste deutlich stärker als der alte
Buchenwald. An manchen Tagen konnte eine Differenz von über 10 Grad
Celsius zwischen dem Buchenwald und einem bewirtschafteten
Kiefernforst festgestellt werden.

 * 
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Folgen von Fukushima

Eine Selbstmordpolitik

Zur japanischen Energiepolitik nach der AKW-Katastrophe

Ein Bericht des japanischen Journalisten FUKUMOTO Masao [1]



Nach der Katastrophe von Fukushima wurden bisher insgesamt 9
Atomreaktoren wieder in Betrieb genommen. Davon sind einige Reaktoren
wegen regelmäßiger Revisionen aufeinanderfolgend abgeschaltet. Dazu
könnten noch weitere 5 Reaktoren in Betrieb genommen werden, wenn die
Präfekturen und Kommunen in den Standorten zustimmen würden. Das
könnte jedoch noch einige Zeit dauern.

Diese insgesamt 14 Reaktoren wurden nach der AKW-Katastrophe und dem
danach verschärften Sicherheitsstandard entsprechend geprüft und
erhielten von der Aufsichtsbehörde (NRA) die Betriebsgenehmigung. Die
NRA war nach der Katastrophe im Rahmen einer Umstrukturierung
errichtet worden und untersteht jetzt als Außenamt dem japanischen
Umweltministerium. Davor hatte die alte Aufsichtsbehörde als ein Amt
im Wirtschaftsministerium gearbeitet und war damit nicht vom
Wirtschaftsministerium unabhängig gewesen.

Weitere 13 Reaktoren werden jetzt noch nach dem neuen
Sicherheitsstandard überprüft. Für weitere 11 Reaktoren wurde von den
Betreibern bisher kein Antrag auf eine Sicherheitsprüfung gestellt.
[2] Diese insgesamt 24 Reaktoren sind offiziell betrachtet wegen der
Revision abgeschaltet.

Nach der Katastrophe wurden 9 Reaktoren endgültig stillgelegt. Die
meisten dieser Reaktoren sind veraltet, oder unter den Reaktoren
wurden Verwerfungen der Erdschichten festgestellt. Darüber hinaus
werden noch die 6 Reaktoren im Unfall-AKW Fukushima daiichi
zurückgebaut. Die Betreiberfirma Tepco erklärte sich ferner in diesem
Sommer bereit, die 4 Reaktoren im daneben befindlichen AKW Fukushima
daini stillzulegen. Wenn dies eingehalten wird, dann wird die
Präfektur Fukushima AKW-frei sein.

Insgesamt waren in Japan vor der Katastrophe 57 kommerzielle Reaktoren
in Betrieb.

Gerichtsverfahren gegen den AKW-Betrieb

Im Juli dieses Jahres (2018) hob die Außenstelle des
Oberlandesgerichts Nagoya in 2. Instanz das Urteil des Landgerichts
Fukui aus der 1. Instanz vom Mai 2014 auf, das den Betrieb der Blöcke
Nummer 3 und 4 im AKW Oi in der nordöstlich von Kyoto befindlichen
Präfektur Fukui gestoppt hatte. Gleichzeitig wurde auch die Klage der
Einwohner im AKW-Standort gegen den Betrieb zurückgewiesen.

Dieses Urteil spiegelt die Befindlichkeit der japanischen Justiz
wider.

Den Angaben des Bündnisses der Anti-AKW-Rechtsanwaltsgruppen zufolge
wurden nach der Katastrophe von Fukushima 2011 circa 40 Klageverfahren
gegen den AKW-Betrieb eingeleitet [3]. Die meisten Kläger sind die
Einwohner in den AKW-Standorten oder in deren Umkreis und werden von
den Anti-AKW-Rechtsanwaltsgruppen unterstützt.

Die Kläger gewannen in den bisherigen Gerichtsverfahren nur vier Mal.
Das Urteil des Landgerichts Fukui im Mai 2014 gegen den Betrieb des
AKW Oi war der erste sensationelle Sieg. Der Vorsitzende Richter,
HIGUCHI Hideaki, bezweifelte, dass die Erdbebenbeständigkeit der
Reaktoren im Rahmen des nach der Katastrophe verschärften
Sicherheitsstandards ausreichend genug geprüft werden kann. Er befand
die Regelung und die Aufsicht als zu locker, obwohl den beiden
Reaktoren Oi von der Aufsichtsbehörde NRA eine Betriebsgenehmigung
erteilt worden war. Tatsächlich wurde dabei klar, dass die beiden
Reaktoren einem noch stärkeren Erdbeben ausgesetzt sein könnten, als
von der Betreiberfirma Kansai Electric Power (Kepco) berechnet und
erwartet worden war. [4]

Solange man irgendeinen Zweifel an der Sicherheit der Reaktoren hat,
sollte deren Betrieb gestoppt werden. Diese Forderung leitete Higuchi
aus dem Persönlichkeitsrecht ab, das durch die Verfassung geschützt
ist.

Circa ein Jahr danach stoppte Richter Higuchi mit einer einstweiligen
Verfügung auch die Wiederinbetriebnahme der Blöcke Nr. 3 und 4 im AKW
Takahama in der Präfektur Fukui, obwohl er inzwischen zum
Familiengericht am Oberlandesgericht Nagoya versetzt worden war. Er
konnte gerade noch zum Schluss des Verfahrens die Verfügung verkünden,
weil er während des Gerichtsverfahrens im Landgericht Fukui klug
gehandelt hatte.

Sein erstes Urteil gegen den AKW-Betrieb war ein Alarmsignal für die
japanische Regierung und den höchsten Gerichtshof in Tokio, auf den
die Regierung von Premierminister Abe mit Hilfe ihres Rechts, die
Richter am Gerichtshof zu ernennen, Einfluß ausüben will. Der höchste
Gerichtshof entsandte dann als Nachfolger für Higuchi einen
regierungsnahen Richter, der voraussichtlich für einen AKW-Betrieb
urteilt.

Ist das Zufall gewesen oder Absicht? Ich will hier nicht spekulieren.

Die Versetzung Higuchis und die weitere Vorgehensweise des höchsten
Gerichtshofs sollen eine verheerende Wirkung haben. Wenn du als
Richter gegen die Kernenergie geurteilt hast, dann hast du als Richter
in der Justiz keine Zukunft mehr. So soll man das dem Juraprofessor an
der Universität Meiji SEGI Hiroshi zufolge, interpretieren. Er war
früher ebenfalls Richter. [5]

Seitdem versuchen die meisten Richter nicht mehr, im Gerichtsverfahren
tiefer nachzuprüfen, ob die Sicherheit der AKWs von der NRA
ausreichend und richtig geprüft wurde. Sie vertrauen blind dem
Prüfergebnis der NRA.

Richter Higuchi ist inzwischen pensioniert, und äußerte jetzt nach der
Aufhebung seines Urteils in den japanischen Medien, dass er damals
patriotisch für Japan gegen den AKW-Betrieb entschieden hätte. [6]

Gegen den Betrieb der Blöcke Nr. 3 und 4 im AKW Takahama richtete sich
ferner im März 2016 eine Einstweilige Verfügung des Landgerichts Otsu
in der Präfektur Shiga, die sich südlich der Präfektur Fukui befindet.
[7] Dieser Beschluss wurde aber ein Jahr später vom Oberlandesgericht
Osaka aufgehoben.

Die Betreiberfirma der beiden AKW Oi und Takahama ist die Kansai
Electric Power Company (Kepco). Die Kepco legte stets Einspruch ein,
nachdem in den Gerichtsverfahren der 1. Instanz gegen einen Betrieb
entschieden worden war. Dann dürfen die betroffenen Reaktoren bis zur
Urteilsverkündung in der 2. Instanz trotzdem wieder betrieben werden,
weil die Urteile der ersten Instanz keine aufschiebende Wirkung
hatten. Der AKW-Betrieb wurde deshalb von den Gerichtsurteilen nicht
sehr beeinflusst.

Es gab bis vor kurzem lediglich einen weiteren Reaktor, der
tatsächlich durch ein Gerichtsverfahren gestoppt wurde, nämlich den
Block Nr. 3 des AKW Ikata in der Präfektur Ehime auf der Insel Shikoku
im Südwesten Japans.

Die Klage der Einwohner in der Präfektur Ehime auf eine Einstweilige
Verfügung gegen den Betrieb dort, wurde im März 2017 vom Landgericht
Hiroshima abgewiesen, aber in der 2. Instanz wurde der Betrieb im
Dezember 2017 vom Oberlandesgericht Hiroshima bis Ende September 2018
gestoppt. Das Gericht begründete sein Urteil damit, der Standort
befinde sich zu nah am aktiven Vulkan Aso auf der Insel Kyushu im
Süden Japans. Dieser befindet sich westlich vom AKW in circa 130
Kilometer Entfernung. Der AKW-Standort sei deshalb nicht geeignet.

Gegen die einstweilige Verfügung hat die Betreiberfirma Widerspruch
eingelegt. Das Oberlandesgericht Hiroshima erkannte ihn nach
Verhandlungen schließlich am 25. September 2018 an und hob die
Verfügung auf. Das Gericht bestätigte die Auffassung des Betreibers,
dass die Gefahr durch den Vulkan Aso gering sei. Damit ist die
Wiederinbetriebnahme des Blocks Nr. 3 wieder rechtlich möglich.

Das neue Energiegrundsatzprogramm

Die Regierung von Premierminister Abe verabschiedete in der
Kabinettssitzung vom Juli dieses Jahres das neue und damit fünfte
Energiegrundsatzprogramm. [8] Demnach soll die Kernenergie eine der
wichtigen Energiequellen für die Grundlast sein, da sie eine
CO2-emissionsarme und effiziente Energiequelle sei. Sie sei halb
einheimisch, da Japan langfristig genügende Mengen Spaltstoffe
besitze. Die Betriebskosten seien auch niedrig und stabil. Die
Kernenergie sei damit für die sichere Stromversorgung sehr geeignet.

Diese Position hat Japan seit langem vertreten, auch schon vor der
Katastrophe von Fukushima, und es bleibt jetzt dabei.

Japan setzt auf einen Strommix, bei dem der Anteil der Kernenergie an
der Stromerzeugung bis 2030 bei 20 bis 23 Prozent liegen soll. Um
dieses Ziel zu erreichen, benötigt Japan noch weitere 30 Reaktoren.

Vor der Katastrophe waren 3 Reaktoren im Bau bzw. in der
Bauvorbereitung. Aber deren Bauarbeiten sind jetzt suspendiert, ein
Wiederbaubeginn und Neubau ist in absehbarer Zeit nicht möglich.

Es ist deshalb rätselhaft, wie Japan das Ziel bis 2030 erreichen will.

Das Problem mit dem Plutonium

Japan besitzt jetzt circa 40 Tonnen Plutonium, die bei den
Wiederaufbereitungen in Frankreich und England angefallen sind. Dem
neuen Energiegrundsatzprogramm zufolge will Japan diesen Besitz
verringern.

Seit der Obama-Administration fordern die USA immer wieder vergeblich
eine Verringerung der Plutoniummenge, die Japan besitzt.

Im Zusammenhang mit der Verhandlung über die Denuklearisierung in
Nordkorea hat die Trump-Regierung den Druck auf Japan wesentlich
erhöht.

Japan musste der Forderung der USA entgegenkommen und will dafür den
Einsatz von MOX-Brennelementen vorantreiben, für die Plutonium
verwendet wird.

In der Tat konnte Japan bisher aus technischen Gründen wesentlich
weniger MOX-Brennelemente einsetzen, als man geplant hatte. Außerdem
ist die Entwicklung des Schnellen Brüters ins Stocken geraten.

Die Pilotanlage des Schnellen Brüters "Monju" musste wegen technischer
Probleme stillgelegt werden. Jetzt will Japan gemeinsam mit Frankreich
einen neuen Typ des Schnellen Brüters entwickeln. Ob das gelingt, ist
sehr fraglich.

Japan hat deshalb jetzt keine genügenden Möglichkeiten, die
Plutoniummenge zu reduzieren. Außerdem ist nicht sicher, ob das
bestehende Plutonium für MOX-Brennelemente einsatzfähig ist, da es
nicht mehr frisch und teils schon zerfallen ist.

Japan will jedoch einen Brennstoffkreislauf aufbauen. Das ist deshalb
im Energiegrundsatzprogramm so formuliert, als ob die Kernenergie in
Japan eine einheimische Energiequelle sei.

In Wahrheit konnte die erste Wiederaufbereitungsanlage in Japan aus
technischen Problemen bisher nicht in Betrieb genommen werden, obwohl
sie seit langem fertiggestellt ist. Trotzdem will Japan eine 2. Anlage
bauen und weitere Anlagen für abgebrannte MOX-Brennelemente
entwickeln. Eine Anlage für abgebrannte MOX-Brennelemente zu
entwickeln hat international bisher niemand gewagt.

Es ist seltsam, aber Japan will der Illusion glauben, dass man mit
Hilfe des Brennstoffkreislaufs die Kernenergie unendlich lange nutzen
könnte.

Deshalb spart Japan für letztendlich übrig bleibende abgebrannte
MOX-Brennelemente gar kein Geld, das eigentlich für die Endlagerung
benötigt würde.

Für viele Beobachter ist bereits abzusehen, dass ein
Brennstoffkreislauf nie realisierbar sein wird. Falls Japan aus der
Kernenergie aussteigen sollte, würde eindeutig klar, dass man für
solchen Unsinn sehr viel Geld umsonst investiert hat. Das Beamtentum
will das der Öffentlichkeit noch verheimlichen. Niemand hat den Mut,
die Notbremse zu ziehen. Das ist auch ein Grund, weshalb Japan sich
mit dem Atomausstieg sehr schwertut.

Die Erneuerbaren Energien in Japan

Dem Energiegrundsatzprogramm zufolge sollen die erneuerbaren Energien
eine der Hauptenergiequellen im Energiemix werden, und der Anteil der
Erneuerbaren Energien (EE) an der Stromerzeugung soll bis 2030 bei 22
bis 24 Prozent liegen. [9]

Der Anteil der Erneuerbaren Energien in Japan liegt derzeit bei über
15 Prozent. Davon stammen 8 bis 9 Prozent aus der Wasserkraft [10].
Aber die Wasserkraft in Japan wird überwiegend durch einen großen
Staudamm betrieben und darf eigentlich nicht zu den Erneuerbaren
Energien zählen. Um das zu vertuschen, benutzt man in Japan das Wort
"Naturenergie" anstatt von "Erneuerbaren Energien" zu sprechen.

Nach einer Studie des japanischen Umweltministeriums hat Japan viele
Potentiale, den Strom allein aus Erneuerbaren Energien zu erzeugen.
[11] Nach der Fukushima-Katastrophe stieg der Anteil der Sonnenenergie
dank des japanischen Erneuerbare-Energien-Gesetzes (EEG), das nach der
Katastrophe in Kraft getreten ist, auf knapp 6 Prozent an [10]. Aber
die Erneuerbaren Energien entwickeln sich in Japan nur sehr zögerlich.

In der Tat werden die Erneuerbaren Energien in Japan nicht fair
behandelt. Seit April 2016 ist in Japan der Strommarkt für den
Verbraucher liberalisiert. Damit ist es auch für die
Elektrizitätsversorgungsunternehmen (EVU) mit dem alle Kosten
deckenden Strompreissystem vorbei, mit dem die EVU immer lukrative
Geschäfte machen konnten. Jetzt können neue Stromanbieter in den Markt
einsteigen, was auch einige auf Erneuerbare Energien spezialisierte
Anbieter getan haben. Aber der Markteinstieg der Erneuerbaren Energien
ist wegen strengster Bedingungen sehr erschwert.

Außerdem können jetzt die Energieversorgungsunternehmen die
kernenergiebezogenen Kosten auf das Netzentgelt aufschlagen. Damit
muss man auch für die Kernenergie zahlen, wenn man den Strom nur aus
erneuerbaren Energiequellen bezieht.

Wahrscheinlich wird ab 2019 in Japan der Kapazitätsmarkt eingeführt,
auf dem man für die Kapazität der Stromerzeugung zahlt. Ansonsten
können die Energieversorgungsunternehmen im härteren Stromwettbewerb
kein Geld mehr zur Investition in Kraftwerke verdienen. Vom
Kapazitätsmarkt sollen jedoch die Erneuerbaren Energien ausgeschlossen
werden. Man zahlt nun auf dem Kapazitätsmarkt für die bestehenden
Kraftwerke und neu zu bauende Kraftwerke. Die Kosten werden auf den
Strompreis aufgeschlagen. Das bedeutet, der Verbraucher übernimmt die
Investitionskosten auch für neu zu bauende Kernkraftwerke.

Damit wird für das alle Kosten deckende Strompreissystem, das mit der
Liberalisierung des Strommarktes abgeschafft wurde, zu Gunsten der
bestehenden Energieversorgungsunternehmen ein Ersatzsystem aufgebaut.

Weshalb man das macht 

Japan will das bestehende Stromversorgungssystem mit den
Energieversorgungsunternehmen beibehalten, weil diese in den meisten
Regionen der größte Arbeitgeber sind, der dort am meisten
Arbeitsplätze geschaffen hat. Dafür will man auch keinen Atomausstieg.

An die AKW-Standorte fließen immense Förder- und Spendengelder sowohl
von der Regierung, als auch von Energieversorgungsunternehmen. Mit den
Geldern werden immer wieder überdimensionierte Straßen und öffentliche
Einrichtungen gebaut. Davon profitiert nur die Bauindustrie. Keine
weitere Industrie kann sich dort etablieren.

So wurde eine Interessengemeinschaft über den Strom aufgebaut. Weil
Japan fast keinen Regierungswechsel hatte und nur eine Partei regiert,
nämlich die liberaldemokratische Partei, fiel dies relativ leicht.

Das erschwert auch einen Strukturwandel sehr, der für Japan seit
langem dringend notwendig ist. Dadurch lassen auch die japanische
Innovationskraft und damit die Wettbewerbsfähigkeit wesentlich nach.

Dafür ein Beispiel: Wenn das Netz instabil wird, kann der
Netzbetreiber in Deutschland sofort von seiner Leitwarte digital
Stromerzeugungsanlagen abriegeln, während man sich in Japan einige
Tage vorher telefonisch darüber verständigt (Stand 2015).

So gesehen ist das japanische Stromversorgungssystem verkorkst, und
Japan ist kein Hightech-Land mehr. Ich halte das neue
Energiegrundsatzprogramm, das noch stark auf das Beibehalten des
bestehenden Systems setzt, für einen Selbstmord für die Zukunft
Japans.




Anmerkungen
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[10] Nach den Angaben der Agentur für Nationalressourcen und Energien
des japanischen Wirtschaftsministeriums

(http://www.meti.go.jp/committee/chotatsu_kakaku/pdf/030_01_00.pdf#search=%27%E8%B3%87%E6%BA%90%E3%82%A8%E3%83%8D%E3%83%AB%E3%82%AE%E3%83%BC%E5%BA%81+%E5%86%8D%E3%82%A8%E3%83%8D%E5%89%B2%E5%90%88%27)

[11] https://www.env.go.jp/earth/report/h27-01/index.html



Der Artikel ist auf der Website des Strahlentelex zu finden unter


http://www.strahlentelex.de/Stx_18_760-763_S05-08.pdf
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BEGEGNUNG/1895: Wertheim - Nächstes Erzählcafé nach einer kurzen Winterpause am 11.2.2019


Stadt Wertheim

Erzählcafé feierte kleines, feines Jubiläum

Seit fünf Jahren Begegnung von Jung und Alt



Wertheim. Seit fünf Jahren gibt es jetzt das Wertheimer Erzählcafé.
Dieses kleine Jubiläum wurde am Montag gefeiert, und zwar sozusagen
"zuhause" in den Räumen der Johanniter-Altenpflegeschule im Hofgarten.
Denn das Erzählcafé ist eine gemeinsame Initiative dieser Einrichtung
und des Wertheimer Seniorenbeirats. Für die Stadt Wertheim dankte der
stellvertretende Oberbürgermeister Bernd Hartmannsgruber den
Organisatoren und lobte das Erzählcafé als "gelebtes Miteinander der
Generationen in unserer Stadt."

"Man sieht, wie gut Netzwerke funktionieren", meinte der Leiter der
Altenpflegeschule, Stefan Dosch zu der Kooperation. Die bisherigen
Veranstaltungen hätten den Besucherinnen und Besuchern, aber auch den
Schülerinnen und Schülern, die in der Regel als Organisatoren und vor
allem auch als Programmgestalter fungieren, viel gebracht.

Der Vorsitzende des Seniorenbeirats, Jürgen Küchler, bezeichnete das
Erzählcafé als "eine besondere Möglichkeit, wo sich Junge und Ältere
in zwangloser Runde direkt von Mensch zu Mensch begegnen können."
Küchler war froh und dankbar, dass die Schülerinnen und Schüler der
Johanniter-Altenpflegeschule sich bereiterklärt haben, die
Organisation zu übernehmen. Enorm viele Themen seien in den
vergangenen fünf Jahren behandelt worden.

Für die Auszubildenden an der Schule verbindet das Erzählcafé Theorie
und Praxis, berichtete Lehrerin Silvia Theile. Vor der ersten
Veranstaltung am 12. Dezember 2013 habe man "große Bauchschmerzen"
gehabt, "wir wussten ja nicht, ob überhaupt und wie viele Menschen
kommen". Die anfängliche Skepsis erwies sich als unbegründet. "Es
kamen immer welche, bis heute ist nicht ein Erzählcafé ausgefallen."
Einschließlich der Jubiläumsfeier waren das bislang immerhin 57
Veranstaltungen, für 49 davon waren die Altenpflegeschülerinnen und
-schüler verantwortlich.

In der Regel trifft man sich im Café Sahnehäubchen, zuletzt kam auch
das Dorfmuseum in Reicholzheim als Treffpunkt hinzu. Jahreszeitliches,
Historisches, Spirituelles - die Bandbreite an Themen, die Silvia
Theile aufzählte, war groß. Man veranstaltete aber auch Ausflüge ins
Grafschafts- und in ein Freilichtmuseum, auf die Burg oder mit dem
Schiff auf dem Main. Eine bunte Vielfalt also, "wir haben altes Wissen
erfahren und neues, haben vorgelesen und still zugehört, gesungen,
sogar getanzt und vor allem unendlich viel gelacht". Über diese fünf
Jahre hinweg habe man sich näher kennengelernt, manche Besucher sind
Stammgäste geworden.

So soll es auch weitergehen, das nächste Mal nach einer kurzen
Winterpause am 11. Februar um 14 Uhr im Dorfmuseum in Reicholzheim.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung: 4.12.2018

Stadtverwaltung Wertheim

- Presse und Information -

97877 Wertheim

Tel.: 09342/301-300 oder -301. Fax: 09342/301-503

E-Mail: pressestelle@wertheim.de
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MARKT/4169: Münster - Letzte Fundsachenversteigerung in diesem Jahr am 7.12.2018


Stadt Münster

Viele Fahrräder und eine Anfängergitarre

Letzte öffentliche Versteigerung in diesem Jahr am Freitag, 7.
Dezember, in der Fundfahrradstation



Münster (SMS) Zur letzten Fundsachenversteigerung in diesem Jahr am
Freitag, 7. Dezember, lädt das Amt für Bürger- und Ratsservice in die
Fundfahrradstation, Industrieweg 75, ein. Meistbietend werden dann
Fahrräder und andere Fundsachen, die in das Eigentum der Stadt Münster
übergegangen sind, in meistbietend versteigert.

Den Anfang ab 9 Uhr machen zunächst die allgemeinen
Fundgegengegenstände mit Schmuck, Uhren und den blauen
Überraschungssäcken. Auch eine Anfängergitarre ist diesmal dabei.
Anschließend warten rund 70 Fahrräder auf den Zuschlag. Die Auswahl an
Drahteseln ist üppig: Versteigert werden Trekking- und Tourenräder,
Mountainbikes und klassische Hollandräder für alle Altersklassen. Sie
sind durchweg verkehrstüchtig und können direkt mitgenommen werden.
Auch ein neuwertiges Hollandrad eines namhaften Herstellers ist dabei
und wird an den Meistbietenden abgegeben.

Wer sich die zu versteigernden Räder vorher ansehen möchte, kann dies
während der regulären Öffnungszeiten der Fundfahrradstation tun (Mo,
Mi, Fr 8-12 Uhr, Di und Do 14-18 Uhr). Das Mindestgebot liegt bei 10
Euro, es sollte also für jeden Geldbeutel etwas dabei sein. Bezahlt
wird sofort - bar oder mit EC-Karte. Zu Beginn der Veranstaltung
werden der Ablauf und die Formalitäten erläutert. So finden auch
unerfahrene Auktionsbesucher einen leichten Einstieg. Eine Anmeldung
zur Versteigerung ist nicht erforderlich.

Die Fundfahrradstation ist vom Hauptbahnhof aus mit dem Bus der Linie
17 zu erreichen. Parkflächen vor dem Gelände stehen nur eingeschränkt
zur Verfügung. Für den normalen Dienstbetrieb bleibt die
Fundfahrradstation am 7. Dezember geschlossen.

Zum Vormerken die Versteigerungen in 2019: 8. März, 17. Mai, 12. Juli,
27. September und 13. Dezember. Infos im Stadtportal unter
www.stadt-muenster.de/buergerservice/fundsachen.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung: 03.12.2018

Herausgeberin: Stadt Münster

Presse- und Informationsamt, 48127 Münster

Telefon: 0251 / 492 1301, Fax 0251 / 492 7712

Internet: http://www.muenster.de/stadt/medien
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TOUR/7380: Bielefeld - Führung durch die Rapsmühle am 08.12.2018


Stadt Bielefeld

Führung durch Rapsmühle



Bielefeld (bi). Am Samstag, 8. Dezember, bietet die Volkshochschule in
Heepen eine Besichtigung der Rapsmühle auf dem Hof Meyer zu
Stieghorst, Evenhausener Straße 7, an. Von 14 bis 16 Uhr berichtet
Karl-Ludwig Meyer zu Stieghorst über die Entwicklungen des 200 Jahre
alten Hofes und führt durch seinen Betrieb. Zum Abschluss gibt es eine
Diskussionsrunde bei Kaffee und Kuchen.

Anmeldung unter www.vhs-bielefeld.de oder Telefon 0521 / 51-2222.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung: 3.12.18

Stadt Bielefeld

Presseamt, 33597 Bielefeld

Telefon: 0521 / 512 215, Fax 0521 / 516 997
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